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Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlä- 
gen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
(Wohnungsbau- und Familienheimgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

Artikel I 

Änderung und Ergänzung des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes 

Das Erste Wohnungsbaugesetz in der 
Fassung vom 25. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1047) wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. Vor § 1 wird die folgende Überschrift 

eingefügt: 

„Erster Abschnitt 

Förderungsgrundsätze 
und Begriffsbestimmungen“ 

2. § 1 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Der bisherige Satz 1 wird Absatz 1; 
der bisherige Satz 2 wird Absatz 3. 

b) Nach Absatz 1 wird der folgende Ab- 
satz 2 eingefügt: 

„(2) Durch den Wohnungsbau sollen 
zugleich die breiten Schichten des Vol- 
kes mit dem Grund und Boden ver- 
bunden werden. Bund, Länder, Ge- 
meinden und Gemeindeverbände ha- 
ben dahin zu wirken, daß beim Neu- 
bau von Wohnungen Eigenheime, 
Kleinsiedlungen, Kaufeigenheime und 
Wohnungen in der Rechtsform des 
Wohnungseigentums mit Vorrang vor 
Mietwohnungen geschaffen werden.“ 

3. § 2 wird wie folgt geändert: 

Nach Buchstabe c wird der folgende 

Buchstabe d eingefügt: 


„ d) durch Gewährung von Prämien für 
Wohnbausparer (§§ 11a und 11 b),“ 

Die bisherigen Buchstaben d und e wer- 
den e und f. 

4. Nach § 2 werden die folgenden §§ 2 a 
und 2 b eingefügt: 

42a 

Neugeschaffene Wohnungen 

Wohnungen, die durch Neubau, durch 
Wiederaufbau zerstörter oder Wieder- 
herstellung beschädigter Gebäude oder 
durch Ausbau oder Erweiterung bestehen- 
der Gebäude geschaffen und nach dem 
31. Dezember 1949 bezugsfertig geworden 
sind, sind neugeschaffene Wohnungen im 
Sinne dieses Gesetzes. 

§ 2 b 

Wiederaufbau, Wiederherstellung, 
Ausbau, Erweiterung 

(1) Wiederaufbau im Sinne dieses Ge- 
setzes ist das Schaffen von Wohnungen 
durch Errichtung eines Gebäudes, das bau- 
lich und wirtschaftlich ein zerstörtes Ge- 
bäude ersetzt. Ein Gebäude ist zerstört, 
wenn ein plötzliches und von außen wir- 
kendes Ereignis dazu geführt hat, daß 
oberhalb des Kellergeschosses kein auf die 
Dauer benutzbarer Raum mehr vorhan- 
den ist. 

(2) Wiederherstellung im Sinne dieses 
Gesetzes ist die Instandsetzung einer 
Wohnung, die durch ein plötzliches und 
von außen wirkendes Ereignis so schad- 
haft geworden ist, daß sie auf die Dauer 
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nicht mehr in vollem Umfange zu Wohn- 
zwecken benutzbar ist. 

(3) Ausbau im Sinne dieses Gesetzes 
ist das Schaffen von Wohnungen durch 
eine unter wesentlichem Bauaufwand 
durchgeführte Umwandlung von Räumen, 
die bisher anderen Zwecken zu dienen be- 
stimmt waren, insbesondere auch von 
Dachgeschossen. 

(4) Erweiterung im Sinne dieses Ge- 
setzes ist das Schaffen von Wohnungen 
durch Aufstockung oder Anbau. 

(5) Ein Raum ist auf die Dauer zu 
Wohnzwecken nicht benutzbar, wenn er 
sich in einem Zustand befindet, der in 
bau- oder gesundheitspolizeilicher Hin- 
sicht ein zeitlich unbegrenztes Bewohnen 
nicht gestattet; dabei ist unerheblich, ob 
die Wohnung tatsächlich bewohnt wird.“ 

5. Nach § 2 b werden eingefügt: 

a) Die Vorschriften des bisherigen § 20 
Abs. 1 und Abs. 3 als § 2 c Abs. 1 
und Abs. 2 mit der Überschrift: 

„Eigenheim, Kaufeigenheim“ 

b) Die Vorschrift des bisherigen § 20 
Abs. 2 als § 2 d mit der Überschrift: 

„Kleinsiedlung“ 

c) Die Vorschrift des bisherigen § 20 
Abs. 4 als § 2 e mit der Überschrift: 
„Eigentumsähnliches Dauerwohnrecht“ 

6. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird nach dem Buch- 
staben a der folgende Buchstabe b ein- 
gefügt: 

» b) die als Prämien an Wohnbau- 
sparer gewährten Mittel,“ 

Die bisherigen Buchstaben b bis d wer- 
den c bis e. 

b) Absatz 4 erhält die folgende Fassung: 

„(4) Neugeschaffene Wohnungen sind 
öffentlich geförderte Wohnungen im 
Sinne dieses Gesetzes, wenn Öffentliche 
Mittel im Sinne von Absatz 1 zur 
Deckung der für den Bau der Woh- 
nungen entstehenden Gesamtkosten 
oder der Kapitalkosten eingesetzt 
sind.“ 

7. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte „100 
Millionen“ durch die Worte „500 Mil- 
lionen“ ersetzt. 


b) Absatz 1 Satz 2 erhält die folgende 
Fassung: 

„Der Bundesminister für Wohnungs- 
bau erläßt im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister für Wirtschaft die zur 
Durchführung erforderlichen Richt- 
linien.“ 

c) Absatz 2 wird gestrichen, der bisherige 
Absatz 3 wird Absatz 2. 

8. Vor § 7 wird die folgende Überschrift 
eingefügt: 

„Zweiter Abschnitt 
Grundsteuervergünstigung“ 

9. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält den folgenden 
Wortlaut: 

„Voraussetzungen und Dauer der 
Grundsteuervergünstigung“ 

b) In Absatz 1 werden die Worte: 

„Werden nach dem 31. Dezember 
1949 Wohnungen bezugsfertig, die 
durch Neubau, durch Wiederaufbau 
zerstörter oder durch Wiederherstel- 
lung beschädigter Gebäude oder durch 
Ausbau oder Erweiterung bestehender 
Gebäude geschaffen werden und die 
gemäß Absatz 2 begünstigt sind, so“ 

ersetzt durch die Worte: 

„Für Grundstücke mit neugeschaffenen 
Wohnungen, die gemäß Absatz 2 be- 
günstigt sind,“ 

c) Absatz 2 erhält die folgende Fassung: 
„(2) Begünstigt sind: 

a) öffentlich geförderte Wohnungen, 

b) nach §§ 42 ff. anerkannte Woh- 
nungen, 

c) Wohnheime, die zur Unterbrin- 
gung von Personen bestimmt sind, 
bei denen die Voraussetzungen des 
§ 38 Abs. 1 vorliegen.“ 

d) Absatz 3 wird aufgehoben; der bis- 
herige Absatz 4 wird Absatz 3. 

10. Die §§ 10 und 11 werden aufgehoben. 

11. Nach § 11 werden die folgenden §§ 11 a 
und 11b eingefügt: 
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„Dritter Abschnitt 

Prämien für Wohnbausparer 

§ 11 a 

Prämienbegünstigte Aufwendungen 

(1) Zur Förderung des Wohnungsbaues 
können Prämien für Aufwendungen der 
folgenden Art gewährt werden: 

1. Beiträge an Bausparkassen zur Erlan- 
gung von Baudarlehen; 

2. Beiträge auf Grund von Sparverträgen, 
die auf die Dauer von mindestens drei 
Jahren als allgemeine Sparverträge oder 
als Sparverträge mit festgelegten Spar- 
raten abgeschlossen werden, wenn der 
Sparer die eingezahlten Sparbeiträge 
und die Prämien verwendet 

a) zum Bau eines Eigenheimes, einer 
Kleinsiedlung oder einer Wohnung 
in der Rechtsform des Wohnungs- 
eigentums oder 

b) zum Erwerb einer Kleinsiedlung, 
eines Kaufeigenheimes oder einer 
Wohnung in der Rechtsform des 
Wohnungseigentums oder eines 
eigentumsähnlichen Dauerwohn- 
rechts; 

3. Beitrage auf Grund von Verträgen, die 
mit Wohnungs- und Siedlungsunter- 
nehmen oder Organen der staatlichen 
Wohnungspolitik nach der Art von 
Sparverträgen mit festgelegten Spar- 
raten auf die Dauer von mindestens 
drei Jahren mit dem Zweck einer Ka- 
pitalansammlung abgeschlossen werden, 
wenn der Sparer die eingezahlten Be- 
träge und die Prämien zum Bau oder 
Erwerb einer Kleinsiedlung oder zum 
Erwerb eines Kaufeigenheimes oder 
einer Wohnung in der Rechtsform des 
Wohnungseigentums oder eines eigen- 
tumsähnlichen Dauerwohnrechts ver- 
wendet; 

4. Aufwendungen für den ersten Erwerb 
von Anteilen an Bau- und Wohnungs- 
genossenschaften zur Erlangung einer 
Wohnung. 

(2) Das Nähere bestimmt das Gesetz 
über die Gewährung von Prämien für 
Wohnbausparer (Wohnungsbau-Prämien- 
gesetz) vom 17. März 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 139) in der jeweils geltenden 
Fassung. 


§ 11 b 

Aufbringung der Mittel 

Die für die Auszahlung der Prämien 
erforderlichen Beträge werden zur Hälfte, 
höchstens jedoch in Höhe von 60 Mil- 
lionen Deutsche Mark jährlich vom Bund 
gesondert zur Verfügung gestellt. Im 
übrigen werden die für die Auszahlung 
der Prämien erforderlichen Beträge den 
Mitteln entnommen, die der Bund gemäß 
§ 14 Abs. 1 zur Verfügung stellt.“ 

12. Vor § 12 wird die folgende Überschrift 
eingefügt: 

„Vierter Abschnitt 
Bauland“ 

13. § 12 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 der fol- 
gende Satz eingefügt: 

„Sie haben dabei bevorzugt Bauland 
für eine Bebauung mit Eigenheimen, 
Kleinsiedlungen, Kaufeigenheimen oder 
mit Wohnungen in der Rechtsform 
des Wohnungseigentums zur Verfü- 
gung zu stellen.“ 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

b) In Absatz 3 wird der folgende Satz 2 
angefügt: 

„Dies gilt nicht für Grundpfandrechte 
zur Sicherung Öffentlicher Baudarlehen, 
die der nachstelligen Finanzierung 
dienen, sowie für Grundpfandrechte, 
die den gleichen Rang oder den Rang 
nach den für diese öffentlichen Bau- 
darlehen bestellten Grundpfandrech- 
ten haben sollen,“ 

14. § 13 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Der bisherige Satz 1 wird Absatz 1. 

b) Sodann wird an Stelle des bisherigen 
Satzes 2 der folgende Absatz 2 ange- 
fügt: 

„(2) Die für das Wohnungs- und 
Siedlungswesen zuständigen obersten 
Landesbehörden stimmen unter Lei- 
tung des Bundesministers für Woh- 
nungsbau ihre Programme und deren 
Finanzierung so aufeinander ab, daß für 
das Gebiet der Bundesrepublik ein Ge- 
samtprogramm entsteht, welches zur 
Erfüllung der in § 1 festgelegten Auf- 
gabe ausreicht. Das Gesamtprogramm 
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ist darauf auszurichten, daß beim Neu- 
bau von Wohnungen der Bau von 
Eigenheimen, Kleinsiedlungen, Kauf- 
eigenheimen und Wohnungen in der 
Rechtsform des Wohnungseigentums 
mit Vorrang vor dem Bau von Miet- 
wohnungen mit öffentlichen Mitteln 
gefördert wird, wenn durch Bauvor- 
haben der zuerst genannten Art eben- 
falls ein vordringlicher Wohnungs- 
bedarf befriedigt werden soll und Bau- 
herren mit angemessener Eigenleistung 
vorhanden sind.“ 

15. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Jahreszahl 
„1956“ durch die Jahreszahl „1957“ 
ersetzt. 

b) Sodann wird an Satz 2 nach einem 
Semikolon der folgende Halbsatz an- 
gefügt: 

„vom Rechnungsjahr 1958 ab stellt 
der Bund jährlich einen Betrag im 
Bundeshaushalt zur Verfügung, der 
sich gegenüber dem im ersten Halbsatz 
bezeichneten Betrage je Haushaltsjahr 
um 50 Millionen Deutsche Mark ver- 
ringert.“ 

c) An Absatz 2 wird folgender Satz 2 
angefügt: 

„Vom Jahre 1958 ab sind jedoch die 
gemäß § 17 bereitzustellenden Mittel 
auf den in Absatz 1 Satz 2 bezeich- 
neten Betrag anzurechnen.“ 

16. In § 16 Abs. 1 wird die folgende Vor- 
schrift als Satz 6 eingefügt: 

„Dem in den Ländern zur Durchführung 
der §§ 30 c und 30 d voraussichtlich ent- 
stehenden Bedarf an öffentlichen Mitteln 
ist dabei angemessen Rechnung zu 
tragen.“ 

Der bisherige Satz 6 wird Satz 7. 

17. / 1 8 . § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Anstelle des Absatzes 2 wird einge- 
fügt: 

„Mit öffentlichen Mitteln sollen nur 
Vorhaben gefördert werden, die den 
Zielsetzungen neuzeitlichen Städte- 
baues entsprechen.“ 

b) Die Absätze 3 und 4 werden aufgeho- 
ben. 


19. In § 21 Abs. 1 wird die folgende Vor- 
schrift als Satz 2 eingefügt: 

„Bei Eigenheimen, Kleinsiedlungen und 
Kaufeigenheimen, die mehr als eine Woh- 
nung enthalten, kann die Wohnfläche der 
Hauptwohnung größer als 80 Quadrat- 
meter sein, wenn die Wohnfläche der 
zweiten Wohnung entsprechend kleiner 
ist.“ 

Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

20. § 25 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird durch die folgen- 
den Vorschriften ersetzt: 

„Bei der Bewilligung öffentlicher Mit- 
tel sind private Bauherren, gemein- 
nützige und freie Wohnungsunterneh- 
men, Organe der staatlichen Woh- 
nungspolitik, Gemeinden, Gemeinde- 
verbände, andere Körperschaften des 
Öffentlichen Rechts und sonstige Bau- 
herren in gleicher Weise zu berück- 
sichtigen, soweit dieses Gesetz nicht 
etwas anderes vorschreibt. Voraus- 
setzung ist dabei, daß die Bauvorhaben 
den Vorschriften und Zielen dieses 
Gesetzes entsprechen, die Bauherren 
die erforderliche Leistungsfähigkeit 
und Zuverlässigkeit besitzen und daß 
Gewähr für eine ordnungsmäßige und 
wirtschaftliche Durchführung der Bau- 
vorhaben und für eine ordnungsmäßige 
Verwaltung der Wohnungen besteht.“ 

b) In Absatz 1 wird der bisherige Satz 2 
Satz 3; der bisherige Satz 3 wird 
Satz 4 und erhält die folgende Fassung: 

„Ein Rechtsanspruch auf Bewilligung 
öffentlicher Mittel besteht vorbehalt- 
lich der Vorschriften der §§ 30 c und 
30 d nicht.“ 

21. Nach § 25 werden die folgenden §§ 25 a 
und 25 b eingefügt: 

„§ 25 a 

Bevorzugte Berücksichtigung von 
Bauherren 

(1) In Gemeinden mit Kriegszerstörun- 
gen sind Bauherren, die Wohnungen 
durch Wiederaufbau zerstörter oder 
Wiederherstellung beschädigter Gebäude 
schaffen wollen, bei der Bewilligung 
öffentlicher Mittel mit Vorrang vor an- 
deren Bauherren zu berücksichtigen, so- 
fern nicht die beabsichtigte Bebauung 
einer gesunden städtebaulichen Gestaltung 
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und Auflockerung widerspricht. Dabei 
sollen private Bauherren bevorzugt be- 
rücksichtigt werden, die im Zeitpunkt der 
Zerstörung oder Beschädigung Eigentümer 
der Grundstücke waren oder Erben der- 
artiger Eigentümer sind. 

(2) Beim Neubau von Wohnungen sollen 
Bauherren, die Eigenheime, Kleinsiedlun- 
gen, Kaufeigenheime oder Wohnungen in 
der Rechtsform des Wohnungseigentums 
oder eines eigentumsähnlichen Dauer- 
wohnrechts schaffen wollen, bei der Be- 
willigung öffentlicher Mittel mit Vorrang 
vor Bauherren von Mietwohnungen be- 
rücksichtigt werden. 

(3) Die Vorschriften des § 299 Abs. 2, 
des § 300 und des § 348 Abs. 3 Nr. 2 
des Lastenausgleichsgesetzes bleiben unbe- 
rührt. 

§ 25 b 

Eigenleistung der Bauherren 

(1) öffentliche Mittel sollen nur bewil- 
ligt werden, wenn der Bauherr eine ange- 
messene Eigenleistung zur Deckung der 
Gesamtkosten des Bauvorhabens erbringt. 

(2) Finanzierungsmittel, die der Rest- 
finanzierung dienen, können ganz oder 
teilweise als Ersatz der Eigenleistung an- 
erkannt werden.“ 

22. § 27 wird durch die folgenden §§ 27 und 
27 a ersetzt: 

4 27 

Höchstsätze für nachstellige 
Baudarlehen 

(1) Die für das Wohnungs- und Sied- 
lungswesen zuständige oberste Landes- 
behörde bestimmt Höchstsätze für die der 
nachstelligen Finanzierung dienenden 
öffentlichen Baudarlehen. Die Höchstsätze 
sollen von einem Grundbetrag für eine 
Wohnung mittlerer Wohnflächengröße 
ausgehen, der die Baukosten für Küche, 
Bad, Toilette und Flur berücksichtigt, und 
für Wohnungen mit größerer oder klei- 
nerer Wohnfläche Zuschläge oder Abzüge 
vorsehen. 

(2) Die Höchstsätze sollen um so nied- 
riger bemessen werden, in je höherem 
Umfange die Finanzierung der Bauvor- 
haben mit Mitteln des Kapitalmarktes 
und mit sonstigen Mitteln möglich ist. 

(3) Der Bundesminister für Wohnungs- 
bau wird ermächtigt, mit Zustimmung 


des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
Vorschriften über die Staffelung und Be- 
messung der Höchstsätze zu erlassen. 

§ 27 a 

Einsatz des nachstelligen Baudarlehens 

Das der nachstelligen Finanzierung 
dienende öffentliche Baudarlehen wird 
von der Bewilligungsstelle im Rahmen der 
für diese Baudarlehen bestimmten Höchst- 
sätze bewilligt. Das Baudarlehen soll da- 
bei ohne Rücksicht auf den Rang seiner 
dinglichen Sicherung so eingesetzt werden, 
daß bei einem in angemessener Höhe ge- 
sicherten Einsatz von Mitteln des Kapital- 
marktes, der Eigenleistung des Bauherrn 
und von sonstigen Finanzierungsmitteln 
die Gesamtkosten des Bauvorhabens ge- 
deckt werden können.“ 

23. In § 28 werden die Absätze 2 und 3 durch 
die folgenden Vorschriften ersetzt: 

„(2) Zum Bau von öffentlich geförderten 
Mietwohnungen dürfen Finanzicrungs- 
beiträge der Wohnungsuchenden als ver- 
löre me Baukostenzuschüsse nicht ange- 
nommen werden. 

(3) Die Annahme von Finanzierungs- 
beiträgen der Wohnungsuchenden ' als 
Mietvorauszahlungen oder Mieterdarlehen 
zum Bau von öffentlich geförderten Miet- 
wohnungen kann von der Bewilligungs- 
stelle ausgeschlossen werden. Die Bewilli- 
gungsstelle kann bestimmen, daß die An- 
nahme nur bis zu einem Höchstbetrage 
zulässig ist. Bei dem Ausschluß oder der 
Beschränkung der Annahme von Finan- 
zierungsbeiträgen ist den Erfordernissen 
der Finanzierung des Bauvorhabens Rech- 
nung zu tragen. 

(4) Eine Vereinbarung mit einem Woh- 
nungsuchenden ist nichtig, soweit sie 
gegen die Vorschrift des Absatzes 2 oder 
gegen eine nach Absatz 3 erlassene Ver- 
fügung der Bcwilligungsstelle verstößt. 
Soweit eine Vereinbarung hiernach nich- 
tig ist, ist ein geleisteter Finanzierungs- 
beitrag zurückzugewähren; weitergehende 
Ansprüche bleiben unberührt.“ 

24. Die Vorschriften der §§ 29, 30, 32 und 34 
werden unter Einfügung des § 33 als 
§ 28 e und des § 35 als § 30 g durch die 
folgenden Vorschriften ersetzt: 
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„Zweiter Abschnitt 

Eigenheime, Kleinsiedlungen, Kaufeigen- 
heime, Wohnungen in der Rechtsform des 
Wohnungseigentums und eines eigentums- 
ähnlichen Dauerwohnrechts 

Erster Titel 

Gemeinsame Vorschriften 

§ 28 a 

Förderungsgrundsätze 

(1) Bei der Bewilligung öffentlicher 
Mittel zum Bau von Eigenheimen, Klein- 
siedlungen, Kaufeigenheimen und Woh- 
nungen in der Rechtsform des Wohnungs- 
eigentums ist darauf Bedacht zu nehmen, 
daß die Wohnungen nach Größe und 
Grundrißgestaltung geeignet sind, der Fa- 
milie, für die sie bestimmt sind, als Heim 
zu dienen. 

(2) Bei Eigenheimen, Kleinsiedlungen 
und Kaufeigenheimen soll tunlichst eine 
bauliche Gestaltung der Gebäude gewählt 
werden, die einen späteren Ausbau zuläßt. 
Ist der Bau einer zweiten Wohnung oder 
einer Einliegerwohnung vorgesehen, so 
soll nach Möglichkeit der Grundriß so ge- 
staltet sein, daß beide Wohnungen zu 
einer Wohnung vereinigt werden können. 

§ 28 b 

Höchstsätze für nachstellige Baudarlehen 

Die Höchstsätze für die der nachstelli- 
gen Finanzierung dienenden öffentlichen 
Baudarlehen zum Bau von Eigenheimen, 
Kleinsiedlungen und Kaufeigenheimen 
sollen in der Regel höher bemessen wer- 
den als die Höchstsätze für Baudarlehen 
zum Bau von Mietwohnungen vergleich- 
barer Größe und Ausstattung. 

§ 28 c 

Verzinsung und Tilgung des nachstelligen 
öffentlichen Baudarlehens 

(1) Zum Bau von Eigenheimen, Klein- 
siedlungen, Kaufeigenheimen und Woh- 
nungen in der Rechtsform des Wohnungs- 
eigentums oder eines eigentumsähnlichen 
Dauerwohnrechts soll das der nachstelli- 
gen Finanzierung dienende öffentliche 
Baudarlehen bis zum Ablauf der für die 
planmäßige Tilgung der erststelligen 


Finanzierungsmittel vorgesehenen Zeit zu 
einem niedrigen und gleichbleibenden 
Zinssatz und zu einem gleichbleibenden 
Tilgungssatz, der sich nur um den Betrag 
ersparter Zinsen erhöht, gewährt werden. 

(2) Das Baudarlehen kann in besonderen 
Fällen zinslos gewährt werden; es soll 
zinslos gewährt werden, wenn es nur 
bis zu einem Betrage benötigt wird, 
der um mindestens ein Drittel niedriger 
ist, als der Betrag, der für Bauvorhaben 
vergleichbarer Art, Lage und Ausstattung 
üblicherweise gewährt wird. 

§ 28 d 

Veräußerung 

Bei der Bewilligung öffentlicher Bau- 
darlehen zum Bau von Eigenheimen, 
Kleinsiedlungen, Kaufeigenheimen und 
Wohnungen in der Rechtsform des Woh- 
nungseigentums oder eines eigentumsähn- 
lichen Dauerwohnrechts soll im Dar- 
lehensvertrag sichergestellt werden, daß 
bis zur Rückzahlung der öffentlichen Bau- 
darlehen ohne Genehmigung der Bewilli- 
gungsstelle eine Veräußerung an Personen 
nicht vorgenommen wird, deren Jahres- 
einkommen die in § 38 Abs. 1 bestimmte 
Grenze übersteigt. Im Darlehensvertrag 
soll ferner sichergestellt werden, daß das 
Darlehen im Falle schuldhafter Zuwider- 
handlung gegen diese Vertragsbestimmung 
gekündigt werden kann. 

S 28 e 

Mehrtilgungen und Mehraufwendungen 

Sind die aufzubringenden Tilgungen 
höher als die Beträge, die in der Wirt- 
schaftlichkeitsberechnung hierfür ange- 
setzt werden dürfen, so steht dies der Be- 
willigung öffentlicher Mittel zum Bau von 
Eigenheimen, Kleinsiedlungen, Kaufeigen- 
heimen oder von Wohnungen in der 
Rechtsform des Wohnungseigentums oder 
eines eigentumsähnlichen Dauerwohn- 
rechts nicht entgegen. Das gleiche gilt, 
wenn im Zusammenhang mit der Finan- 
zierung der in Satz 1 bezeichneten Bau- 
vorhaben oder im Zusammenhang mit 
ihrer Nutzung Aufwendungen entstehen, 
die nach den für die Aufstellung der 
Wirtschaftlichkeitsberechnung geltenden 
Grundsätzen nicht berücksichtigt werden 
können. 
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Zweiter Titel 

Bau von Eigenheimen, Kleinsiedlungen 
und Kaufeigenheimen 

§ 29 

Bewilligung Öffentlicher Mittel 

(1) Öffentliche Mittel sollen zum Bau 
eines Eigenheimes oder einer Kleinsied- 
lung, die der Siedler auf einem in seinem 
Eigentum stehenden geeigneten Grund- 
stück schaffen will (Eigensiedlung), in der 
Regel nur einem Bauherrn bewilligt wer- 
den, dessen Jahreseinkommen die in § 38 
Abs. 1 bestimmte Grenze nicht übersteigt. 

(2) öffentliche Mittel können bei Klein- 
siedlungen auch für den Erwerb der Land- 
zulage, den Bau des Wirtschaftsraumes 
und die Ersteinrichtung der Stelle bewil- 
ligt werden; für die Ersteinrichtung der 
Stelle können öffentliche Mittel auch als 
Zuschüsse bewilligt werden. 

§ 29 a 

Bevorzugung von Selbsthilfebauvorhaben 

Bei der Bewilligung öffentlicher Mittel 
zum Bau von Eigenheimen und Kleinsied- 
lungen sollen Bauvorhaben bevorzugt be- 
rücksichtigt werden, bei denen sicherge- 
stellt ist, daß die Eigenleistung unter er- 
heblichem Einsatz von Selbsthilfe erbracht 
wird. 

• § 29 b 

Bewilligung öffentlicher Mittel für Kauf- 
eigenheime 

(1) Zum Bau von Kaufeigenheimen dür- 
fen öffentliche Mittel nur unter folgenden 
Voraussetzungen bewilligt werden: 

1. Der Bauherr hat sich zu verpflichten, 
mit einem geeigneten Bewerber einen 
Kaufvertrag über das Kaufeigenheim zu 
angemessenen Bedingungen abzuschlie- 
ßen und das Kaufeigenheim nur zu ver- 
mieten, wenn sich ein geeigneter Bewer- 
ber nicht innerhalb angemessener Frist 
findet. 

2. Als Bewerber im Sinne der Nummer 1 
kommen nur Personen in Betracht, bei 
denen gewährleistet ist, daß sie das 
Haus als Eigenheim benutzen und deren 
Jahreseinkommen, sofern nicht die Be- 
willigungsstelle eine Ausnahme zuläßt, 
im Zeitpunkt des Kaufabschlusses die in 


§ 38 Abs. 1 bestimmte Grenze nicht 
übersteigt. 

3. Der Bauherr darf zur Ablehnung des 
Angebotes eines Bewerbers, der die 
Voraussetzungen der Nummer 2 erfüllt, 
nur berechtigt sein, wenn ein wichtiger 
Grund in der Person oder in den Ver- 
hältnissen des Bewerbers vorliegt. 

4. Für den Fall der Vermietung eines 
Kaufeigenheimes hat sich der Bauherr 
zu verpflichten, auf Verlangen des Mie- 
ters, falls dieser ein geeigneter Bewerber 
im Sinne der Nummern 2 und 3 ist, 

a) mit diesem einen Kaufvertrag über 
das Kaufeigenheim zu angemessenen 
Bedingungen abzuschließen, solange 
der Bauherr mit einem anderen ge- 
eigneten Bewerber einen Kaufver- 
trag noch nicht abgeschlossen hat, 

b) diesem ein dingliches Vorkaufsrecht 
zu bestellen. 

5. Der Bauherr hat im Falle der Veräuße- 
rung die Einhaltung der in den Num- 
mern 1 bis 4 vorgesehenen Verpflich- 
tungen in geeigneter Weise sicherzu- 
stellen, sofern die Veräußerung nicht 
an einen Bewerber im Sinne der Num- 
mern 1 bis 3 erfolgt. 

(2) In dem Vertrage über die Gewäh- 
rung des öffentlichen Baudarlehens soll 
vorgesehen werden, daß im Falle eines 
schuldhaften Verstoßes gegen die Vor- 
schriften des Absatzes 1 das Darlehen so- 
fort fällig wird. 

§ 29 c 

Steuerliche Absetzung 

Der Bauherr eines Kauf eigenheimes, das 
unter Inanspruchnahme öffentlicher Mit- 
tel errichtet worden ist, darf die Steuer- 
vergünstigung gemäß § 7 b des Einkom- 
mensteuergesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1355) im Jahr der 
Herstellung des Kaufeigenheimes und in 
den beiden folgenden Jahren nicht in An- 
spruch nehmen. 

§ 29 d 

Bewilligung öffentlicher Mittel für den 
Bau von Kleinsiedlungen durch Träger 

(1) Zum Bau einer Kleinsiedlung, die 
ein Bauherr für einen Bewerber schaffen 
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will, können öffentliche Mittel bewilligt 
werden, wenn der Bewerber als Siedler 
geeignet ist und die Gewähr dafür bietet, 
daß er das Eigentum an dem Grundstück 
erwerben wird. Das Jahreseinkommen des 
Siedlers soll in der Regel die in § 38 Abs. 1 
bestimmte Grenze nicht übersteigen. Steht 
der Bewerber noch nicht fest, so ist er 
unter Berücksichtigung der in den Sätzen 
1 und 2 angeführten Voraussetzungen 
auszuwählen. 

(2) § 29 Abs. 2 findet Anwendung. 

(3) Für die Bewilligung der öffentlichen 
Mittel sind die Vorschriften des § 29 b 
mit der Maßgabe entsprechend anzuwen- 
den, daß anstelle dessen Absatzes 1 Num- 
mer 2 die in dem vorstehenden Absatz 1 
Satze 1 und 2 genannten Voraussetzun- 
gen treten. 

Dritter Titel 
Bau von Familienheimen 

§ 30 

Begriffsbestimmung der Familienheime 

Familienheime sind Eigenheime mit 
Garten oder sonstigem nutzbarem Land 
und Kleinsiedlungen, die dazu bestimmt 
und der Bauform nach geeignet sind, einer 
Familie als Heim zu dienen. Die Eigen- 
schaft als Familienheim wird nicht da- 
durch beeinträchtigt, daß Teile des Grund- 
stücks für die Mitbenutzung zu gewerb- 
lichen oder beruflichen Zwecken bestimmt 
sind, sofern nicht mehr als die Hälfte der 
Hauptwohnung gewerblichen oder beruf- 
lichen Zwecken dienen soll. 

§ 30 a 

Förderung von Familienheimen 

Eigenheime und Kleinsiedlungen sollen 
in der Regel mit öffentlichen Mitteln nur 
gefördert werden, wenn sie als Familien- 
heime errichtet werden. 

§ 30 b 

Vorfinanzierung von Familienheimen 

(1) Der Bundesminister für Wohnungs- 
bau ist ermächtigt, von den in § 14 Abs. 1 
Satz 2 bezeichneten Mitteln insgesamt bis 
zu 50 Millionen Deutsche Mark der Deut- 
schen Bau- und Bodenbank Aktiengesell- 
schaft als Darlehen zur Verfügung zu stel- 


len unter der Bedingung, daß diese Dar- 
lehensmittel zur Vor- und Zwischenfinan- 
zierung der Eigenleistung für den Bau von 
Familienheimen verwendet werden. 

(2) Das Nähere bestimmt mit Zustim- 
mung des Bundesrates der Bundesminister 
für Wohnungsbau im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen. 

§ 30 c 

Rechtsanspruch auf Baudarlehen 

(1) Ist sichergestellt, daß der Bauherr 
eines Familienheimes auf Grund einer Prä- 
miensparleistung oder in anderer Weise 
eine Eigenleistung von mindestens 30 v. H. 
der Gesamtkosten des Bauvorhabens er- 
bringt, so ist ihm auf Antrag ein der nach- 
stelligen Finanzierung dienendes öffent- 
liches Baudarlehen mit Vorrang vor ande- 
ren Bauherren zu bewilligen, wenn er die 
Voraussetzungen dieses Gesetzes für die 
Bewilligung öffentlicher Mittel erfüllt und 
das Bauvorhaben nach den für den öffent- 
lich geförderten sozialen Wohnungsbau 
geltenden Rechtsvorschriften und Förde- 
rungsbestimmungen gefordert werden 
kann. 

(2) Die in Absatz 1 bezeidinete Min- 
desteigenleistung des Bauherrn gilt in 
Hohe eines Familienzusatzdarlehens, auf 
dessen Bewilligung der Bauherr gemäß 
§ 30 d Anspruch hat, als erbracht. Die 
Bundesregierung wird ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechts- 
verordnung vorzusch reiben, daß be- 
stimmte Arten von Finanzierungsbeiträ- 
gen als Ersatz der nach Absatz 1 erforder- 
lichen Mindesteigenleistungen anzuerken- 
nen sind. 

(3) Die Bewilligungsstelle hat dem Bau- 
herrn einen Bewilligungsvorbescheid zu 
erteilen, wenn ihr öffentliche Mittel in 
dem Zeitpunkt, in dem dem Bauherrn das 
öffentliche Baudarlehen gemäß Absatz 1 
zu bewilligen wäre, nicht zur Verfügung 
stehen. Das gleiche gilt, wenn der Bewilli- 
gungsstelle zur Verfügung stehende öffent- 
liche Mittel nur zu Gunsten eines Perso- 
nenkreises verwendet werden dürfen, dem 
der Bauherr nicht angehört oder wenn die 
Mittel zur Durchführung von Sonderbau- 
programmen zur Verfügung gestellt sind. 
Ist dem Bauherrn gemäß § 30 d auch ein 
Familienzusatzdarlehen zu bewilligen, so 
ist der Bewilligungsvorbescheid auf dieses 
Baudarlehen zu erstrecken. 
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(4) Die Bewilligungsstelle hat die öffent- 
lichen Baudarlehen nach der zeitlichen 
Reihenfolge der erteilten Bewilligungs- 
vorbescheide zu bewilligen, sobald ihr 
Öffentliche Mittel zur Verfügung stehen, 
die zu Gunsten des Personenkreises ver- 
wendet werden dürfen, dem der Bauherr 
angehört. 

(5) Zugleich mit der Erteilung des Be- 
willigungsvorbescheides kann die Bewilli- 
gungsstelle dem Anspruchsberechtigten ge- 
eignete öffentlich geförderte Kaufeigen- 
heime oder Kleinsiedlungen benennen. 
Schließt der Anspruchsberechtigte über 
ein Kaufeigenheim oder eine Kleinsiedlung 
einen Kaufvertrag ab, so gilt der sich aus 
Absatz 1 ergebende Anspruch als erfüllt. 
Erstreckt sich der Bewilligungsvorbescheid 
auf ein Familienzusatzdarlehen, so ist dem 
Anspruchsberechtigten dieses Baudarlehen 
unter Berücksichtigung des Absatzes 4 zu 
bewilligen. 

§ 30 d 

Familienzusatzdarlehen 

(1) Wird dem Bauherrn des Familien- 
heimes ein der nachstelligen Finanzierung 
dienendes Öffentliches Baudarlehen bewil- 
ligt, so ist ihm, sofern er mehr als zwei 
Kinder hat, für die ihm Kinderermäßi- 
gung gemäß § 32 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 oder 
§ 39 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 des Einkommen- 
steuergesetzes zusteht, auf Antrag zusätz- 
lich ein Öffentliches Baudarlehen (Fami- 
lienzusatzdarlehen) zu bewilligen. Das 
Familienzusatzdarlehen beträgt 750 Deut- 
sche Mark für das dritte und jedes wei- 
tere Kind und ist zinslos und zu einem 
Tilgungssatz von 2 v. Ff. zu gewähren. 

(2) Das Familienzusatzdarlehen ist auf 
Antrag des Bauherrn als Ersatz der Eigen- 
leistung anzuerkennen. 

§ 30 e 

Außerplanmäßige Tilgung, 
Tilgungsprämie 

(1) Der Darlehensnehmer ist nach Maß- 
gabe der Absätze 2 bis 6 jederzeit berech- 
tigt, das öffentliche Darlehen in Beträgen 
von vollen 100 Deutsche Mark außerplan- 
mäßig zu tilgen. Leistet der Darlehens- 
nehmer nach Ablauf von zwei Jahren seit 
Bezugsfertigkeit des Familienheimes außer- 
planmäßige Tilgungen, so erhält er auf 
Antrag für jede außerplanmäßige Tilgung 


von vollen 100 Deutsche Mark eine Til- 
gungsprämie von 25 Deutsche Mark. Ge- 
hören zum Ffaushalt des Darlehensneh- 
mers Kinder (§ 32 Abs. 4 Nr. 4 des Ein- 
kommensteuergesetzes), die in dem Ka- 
lenderjahr, in dem die außerplanmäßige 
Tilgung geleistet wird, das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, so erhöht sich 
die Prämie 

bei ein bis zwei Kindern auf 27 Deutsche 
Mark, 

bei drei bis fünf Kindern auf 30 Deutsche 
Mark, 

bei mehr als fünf Kindern auf 35 Deutsche 
Mark. 

(2) Die Prämie wird in Form eines 
Nachlasses auf die Darlehensschuld ge- 
währt (Schuldnachlaß). § 41 Abs. 5 findet 
keine Anwendung. 

(3) Der Schuldnachlaß darf in einem 
Kalenderjahr insgesamt 400 Deutsche 
Mark nicht übersteigen. 

(4) Bleibt der Darlehensnehmer, der 
eine außerplanmäßige Tilgung geleistet 
hat, in den darauf folgenden Jahren mit 
planmäßigen Tilgungsleistungen länger als 
ein Jahr im Verzug, so ist die außerplan- 
mäßige Leistung auf die planmäßig fälli- 
gen Tilgungsbeträge anzurechnen. Wird 
durch Aufrechnung die außerplanmäßige 
Tilgung von vollen 100 Deutsche Mark 
ganz oder teilweise beansprucht, so ist der 
hierauf gewährte Schuldnachlaß rückgän- 
gig zu machen. 

(5) Für die steuerliche Behandlung der 
nach Absatz 1 gewährten Prämie ist § 6 
des Gesetzes über die Gewährung von 
Prämien an Wohnbausparer (Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz) vom 17. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 139) anzuwenden. 

(6) Tilgungsprämien werden nur ge- 
währt, wenn der Darlehensnehmer für das 
Kalenderjahr, in dem Tilgungsprämien 
beansprucht werden, auf die Inanspruch- 
nahme der Steuervergünstigung aus § 7 b 
des Einkommensteuergesetzes ausdrücklich 
verzichtet. 

§ 30 f 

Betreuung der Bauherren 

(1) Organe der staatlichen Wohnungs- 
politik und gemeinnützige Wohnungs- 
unternehmen dürfen, sofern nach ihrer 
Satzung die Betreuung von Bauherren bei 
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der technischen oder wirtschaftlichen 
Vorbereitung oder Durchführung des 
Bauvorhabens zu ihren Aufgaben gehört, 
die von dem Bauherrn eines Familien- 
heimes verlangte Betreuung nur ablehnen, 
wenn ein wichtiger Grund entgegensteht. 
Das Verlangen kann nur von einem Bau- 
willigen gestellt werden, der sein Eigen- 
tum (Erbbaurecht) an einem geeigneten 
baureifen Grundstück nachweist. 

(2) Ein wichtiger Grund im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 steht auch entgegen, 
wenn das Organ der staatlichen Woh- 
nungspolitik oder das gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen die Betreuung an 
einem Ort durchzuführen hätte, der in 
einer nicht zumutbaren Entfernung von 
dem Gebiet seiner Geschäftstätigkeit liegt. 

(3) Für den Antrag des Bauherrn auf 
Betreuung kann von dem Organ der 
staatlichen Wohnungspolitik oder dem 
gemeinnützigen Wohnungsunternehmen 
eine Gebühr verlangt werden. Die für das 
Wohnungs- und Siedlungswesen zustän- 
dige oberste Landesbehörde setzt die Flöhe 
der Gebühren allgemein verbindlich fest. 

Vierter Titel 
Wohnungseigentum 
§ 30 g 

Förderung des Wohnungseigentums 

Soll bei der Förderung des Baues von 
Wohnungen in der Rechtsform des Woh- 
nungseigentums das öffentliche Baudar- 
lehen durch Grundpfandrecht gesichert 
werden, so ist von einer Gesamtbelastung 
der Wohnungseigentumsrechte abzusehen, 
wenn bei den im Range vorgehenden 
Grundpfandrechten von einer Gesamtbe- 
lastung abgesehen ist. 

Dritter Abschnitt 

Mietwohnungen 

§ 36 

Mietwohnungen für Bevölkerungs- 
schichten mit geringerem Einkommen 

(1) Bei der Bewilligung öffentlicher Mit- 
tel zum Bau von Mietwohnungen ist da- 
für zu sorgen, daß für die Bevölkerungs- 
schichten mit geringerem Einkommen 
Wohnungen mit verbilligter Miete in 
einem ihrem Anteil an der Gesamtbevöl- 


kerung entsprechenden Ausmaß geschaf- 
fen werden. Als geringeres Einkommen 
gilt ein Jahreseinkommen, das die Ver- 
sicherungspflichtgrenze für Angestellte in 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
nicht übersteigt. Die Vorschrift des § 38 
Abs. 1 Satz 2 findet Anwendung. 

(2) Die für das Wohnungs- und Sied- 
lungswesen zuständige oberste Landesbe- 
hörde hat sicherzustellen, daß ein ange- 
messener Anteil der öffentlichen Mittel 
zum Bau von Wohnungen mit verbilligter 
Miete für Bevölkerungsschichten mit ge- 
ringerem Einkommen eingesetzt wird. 
Der Bundesminister für Wohnungsbau 
wird ermächtigt, mit Zustimmung des 
Bundesrates durch Rechtsverordnung 
einen Mindestanteil für die öffentlichen 
Mittel, entsprechend dem Anteil dieser 
Bevölkerungsschichten festzusetzen; der 
Anteil kann für die einzelnen Länder 
verschieden bemessen werden. 

§ 36 a 

Bedingungen des nachstelligen öffentlichen 
Baudarlehens 

(1) Zum Bau von Mietwohnungen soll 
das der nachstelligen Finanzierung dienende 
öffentliche Baudarlehen bis zum Ablauf 
der für die planmäßige Tilgung der erst- 
stelligen Finanzierungsmittel vorgesehenen 
Zeit zu einem niedrigen gleichbleibenden 
Zinssatz und zu einem gleichbleibenden 
Tilgungssatz, der sich nur um den Betrag 
ersparter Zinsen erhöht, gewährt werden. 

(2) Bei der Förderung des Baues von 
Mietwohnungen mit verbilligter Miete soll 
das öffentliche Baudarlehen im Rahmen 
der Flöchstsätze so bemessen und der Zins- 
satz so bestimmt werden, daß sich eine 
Kostenmiete ergibt, die nicht nur allge- 
mein für Bevölkerungsschichten mit ge- 
ringerem Einkommen tragbar ist, sondern 
auch für die Wohnungsuchenden, für 
welche die Wohnungen im Einzelfall be- 
stimmt sind. Soweit erforderlich, ist das 
Darlehen zinslos zu gewähren. Eine Über- 
schreitung der Darlehenshöchstsätze ist zu- 
lässig, wenn sonst diese tragbare Kosten- 
miete nicht erzielt werden kann. 

§ 36 b 

Bauliche Gestaltung 

Bei Mietwohnungen soll nach Möglich- 
keit eine bauliche Gestaltung gewählt 
werden, die eine spätere Überlassung als 
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Eigenheime oder in der Rechtsform des 
Wohnungseigentums oder eines eigen- 
tumsähnlichen Dauerwohnrechts zuläßt. 

24a. § 31 wird § 36 c; der bisherige § 36 
wird § 36 d; in dem bisherigen § 36 wird 
Satz 3 gestrichen und der bisherige Satz 4 
wird Satz 3. 

25. § 38 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird durch die nachstehen- 
den Absätze 1 bis 3 ersetzt: 

„(1) öffentlich geförderte Wohnun- 
gen sollen versicherungspflichtigen Ar- 
beitnehmern zugeteilt werden, anderen 
Wohnungsuchenden in der Regel nur, 
wenn ihr Jahreseinkommen die Versi- 
cherungspflichtgrenze in der Renten- 
versicherung der Angestellten nicht 
übersteigt. Bei dem Jahreseinkommen 
bleibt ein Betrag von 840 Deutsche Mark 
für jeden zum Hausstand des Woh- 
nungsuchenden gehörenden, von ihm 
unterhaltenen Familienangehörigen un- 
berücksichtigt. 

(2) Sind öffentlich geförderte Miet- 
wohnungen für Bevölkerungsschichten 
mit geringerem Einkommen Vorbehal- 
ten worden, so sollen sie nur Woh- 
nungsuchenden dieses Personenkreises 
zugeteilt werden. 

(3) Die Wohnungsbehörden können 
in besonderen Fällen Ausnahmen zu- 
lassen. 

(4) Die Vorschriften der Absätze 1 
und 2 finden keine Anwendung, wenn 
der Bauherr von Mietwohnungen eine 
dieser Wohnungen für seinen Eigenbe- 
darf beansprucht.“ 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 5. 

26. § 40 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz er- 
hält die folgende Fassung: 

„dies gilt nicht, soweit eine Vereinbarung 
mit einem Wohnungsuchenden über die 
Leistung eines Finanzierungsbeitrages ge- 
mäß § 28 nichtig ist.“ 

27. Nach § 40 werden die folgenden Vorschrif- 
ten eingefügt: 

„Sechster Abschnitt 

Miete für öffentlich geförderte 
Wohnungen 

§ 40 a 
Kostenmiete 

(1) Für öffentlich geförderte Mietwoh- 


nungen, die nach dem 31. Dezember 1954 
bezugsfertig geworden sind, darf höchstens 
die zur Deckung der laufenden Aufwen- 
dungen erforderliche Miete (Kostenmiete) 
nach Maßgabe der auf Grund des 5 48 
Abs. 1 und 3 zu erlassenden Vorschriften 
vereinbart werden. Hierbei darf für den 
Wert der Eigenleistung, soweit er 15 v. H. 
der Gesamtkosten des Bauvorhabens nicht 
übersteigt, eine Verzinsung von 4 v. H., 
für den darüber hinausgehenden Betrag 
eine Verzinsung in Höhe des marktübli- 
chen Zinssatzes für erststellige Hypothe- 
ken eingesetzt werden. 

(2) Die Vereinbarung einer Miete ist in- 
soweit unwirksam, als diese die Kosten- 
miete übersteigt. Beruft sich der Mieter 
gegenüber dem Vermieter auf die Kosten- 
miete, so kann er zuviel gezahlte Beträge 
zurückfordern. Für die Zeit vor dieser Be- 
rufung gilt dies nur, wenn der Vermieter 
vorsätzlich oder infolge grober Fahrlässig- 
keit eine die Kostenmiete übersteigende 
Miete gefordert hat. 

(3) Bei Streitigkeiten über die Höhe der 
Kostenmiete entscheidet das ordentliche 
Gericht. Die Beweislast für die Umstände, 
die für die Berechnung der Kostenmiete 
maßgebend sind, trifft der Vermieter. 
Klagt der Vermieter auf Feststellung der 
Höhe der Kostenmiete, so wird das recht- 
liche Interesse an der Feststellung (§ 256 
der Zivilprozeßordnung) nicht dadurch 
ausgeschlossen, daß eine Klage auf Zah- 
lung des Mietzinses möglich ist. 

§ 40 b 

Vermietung von Eigentumswohnungen 

Die Vorschriften des § 40 a finden für 
nach dem 31. Dezember 1954 bezugsfertig 
gewordene öffentlich geförderte Wohnun- 
gen in Eigenheimen, Kaufeigenheimen und 
Kleinsiedlungen sowie für Wohnungen in 
der Rechtsform des Wohnungseigentums 
oder eines eigentumsähnlichen Dauerwohn- 
rechts entsprechende Anwendung, wenn 
diese Wohnungen vermietet werden.“ 

27a. Der bisherige „Sechste Abschnitt“ wird 
„Siebenter Abschnitt“. 

28. § 42 wird durch die folgenden §§ 42 bis 
42 d ersetzt: 

»§ 42 

Steuerbegünstigte Wohnungen 

(1) Neugeschaffene Wohnungen, die 
nach dem 31. Dezember 1954 bezugsfertig 
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geworden sind oder bezugsfertig werden, 
sind steuerbegünstigte Wohnungen im 
Sinne dieses Gesetzes, wenn öffentliche 
Mittel im Sinne von § 3 Abs. 1 zur Dek- 
kung der für den Bau der Wohnungen ent- 
stehenden Gesamtkosten oder der Kapital- 
kosten nicht eingesetzt sind und die Woh- 
nungen als steuerbegünstigt nach Maßgabe 
der §§ 42 a und 42 b anerkannt sind. 

(2) Für Wohnungen, die ohne Einsatz 
öffentlicher Mittel neu geschaffen und vor 
dem 1. Januar 1955 bezugsfertig gewor- 
den sind, gilt als Anerkennung die Be- 
scheinigung, die für die Grundsteuerver- 
günstigung gemäß §§ 10 oder 11 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes oder für die Ein- 
kommensteuervergünstigung nach § 7 c des 
Einkommensteuergesetzes in der jeweils 
anzuwendenden Fassung dieser Vorschrift 
bis zum 31. Dezember 1954 erteilt ist. 

§ 42 a 

Anerkennung als steuerbegünstigte 
Wohnung 

(1) Wohnungen, die den Voraussetzun- 
gen des § 42 Abs. 1 entsprechen, sind als 
steuerbegünstigte Wohnungen anzuer- 
kennen, wenn die nachstehenden Wohnflä- 
chengrenzen nicht überschritten werden: 

a) bei Eigenheimen, Kleinsiedlungen oder 
Kaufeigenheimen, die als Einfamilien- 
häuser ohne Einliegerwohnung geschaf- 
fen werden, sowie bei Wohnungen in 
der Rechtsform des Wohnungseigen- 
tums, 120 Quadratmeter; 

b) bei Eigenheimen, Kleinsiedlungen oder 
Kaufeigenheimen, die als Einfamilien- 
häuser mit Einliegerwohnung geschaf- 
fen werden, 150 Quadratmeter; 

c) bei anderen Wohnungen 100 Quadrat- 
meter; bei Eigenheimen oder Kauf- 
eigenheimen, die als Zweifamilien- 
häuser geschaffen werden, kann die 
Wohnfläche der Flauptwohnung grö- 
ßer als 100 Quadratmeter sein, wenn 
die Wohnfläche der zweiten Wohnung 
entsprechend kleiner ist. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Wohn- 
flächengrenzen können überschritten wer- 
den, sow-eit es zu einer angemessenen Un- 
terbringung von Fiaushalten mit mehr als 
vier Personen, insbesondere von Familien 
mit Kindern, erforderlich ist. 

(3) Die in Absatz 1 Buchstabe c be- 
zeichnete Wohnflächengrenze kann bis zu 


einer Größe von 120 Quadratmetern 
überschritten werden, wenn die Mehrfläche 
bei Wiederaufbau, Wiederherstellung, 
Ausbau oder Erweiterung oder bei der 
Schließung von Baulücken durch eine wirt- 
schaftlich notwendige Grundrißgestaltung 
bedingt ist. 

(4) Die für das Wohnungs- und Sied- 
lungswesen zuständige oberste Landesbe- 
hörde kann für besondere Fälle weitere 
Ausnahmen von den Wohnflächengrenzen 
zulassen; sie kann diese Befugnisse einer 
nachgeordneten Stelle übertragen. 

(5) Wohnungen, die zu gewerblichen 
oder beruflichen Zwecken mitbenutzt wer- 
den, sind als steuerbegünstigt anzuerken- 
nen, wenn nicht mehr als die Hälfte der 
Wohnfläche ausschließlich gewerblichen 
oder beruflichen Zwecken dient. 

§ 42 b 

Anerkennungs verf ahr en 

(1) Über den Antrag auf Anerkennung 
einer Wohnung als steuerbegünstigt ent- 
scheidet die Stelle, welche die für das 
Wohnungs- und Siedlungswesen zuständige 
oberste Landesbehörde bestimmt. Der An- 
trag auf Anerkennung kann von dem Bau- 
herrn oder mit seiner Einwilligung von 
einem Dritten, der an der Anerkennung 
ein berechtigtes Interesse hat, gestellt 
werden. 

(2) Die Anerkennung ist auf Antrag 
schon vor Baubeginn der Wohnung auszu- 
sprechen, wenn die Voraussetzungen hin- 
sichtlich der Größe und beabsichtigten 
Nutzungsart der geplanten Wohnung vor- 
liegen. 

(3) In dem Anerkennungsbescheid soll 
der Bauherr darüber belehrt werden, daß 
die Miete für die Wohnung der Preisbin- 
dung gemäß den Vorschriften des § 45 
unterliegt. 

(4) Die Anerkennung kann widerrufen 
werden, wenn die Wohnung nicht oder 
nicht mehr den Vorschriften über die nach 
§ 42 a Abs. 1 bis 4 zulässige Wohnfläche 
oder die nach § 42 a Abs. 5 zulässige Be- 
nutzung entspricht. Ein Widerruf ist je- 
doch nicht zulässig, wenn die gemäß § 42 a 
Abs. 2 zu Grunde gelegte Zahl der zum 
Haushalt gehörenden Personen sich nach 
dem erstmaligen Bezug der Wohnung ver- 
mindert. 
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§ 42 c 

Frei finanzierte Wohnungen 

Wohnungen, die ohne Einsatz öffentli- 
cher Mittel im Sinne von § 3 Abs. 1 neu 
geschaffen worden und nicht steuerbegün- 
stigt im Sinne von § 42 sind, sind frei 
finanzierte Wohnungen im Sinne dieses 
Gesetzes. 

§ 42 d 

Befreiung von der 
Wohnraumbewirtschaftung 

Steuerbegünstigte und frei finanzierte 
neugeschaffene Wohnungen unterliegen 
nicht der Wohnraumbewirtschaftung, so- 
weit sich nicht aus dem Wohnraumbewirt- 
schaftungsgesetz etwas anderes ergibt.“ 

29. § 43 erhält folgende Fassung: 

4 43 

Freibauen 

(1) Wer als Bauherr eine steuerbegün- 
stigte oder frei finanzierte Wohnung schafft 
und dadurch eine angemessene anderwei- 
tige Unterbringung eines Wohnungsuchen- 
den ermöglicht, der bisher in einer der 
Wohnraumbewirtschaftung unterliegenden 
Wohnung gewohnt hat, hat Anspruch auf 
Zuteilung der dadurch freigewordenen 
Räume für seinen Eigenbedarf; der An- 
spruch besteht nur, wenn der über die 
freigewordenen Räume Verfügungsberech- 
tigte zustimmt. Ist der Bauherr der neu- 
geschaffenen Wohnung zugleich über die 
freigewordenen Räume verfügungsberech- 
tigt, so kann er anstelle einer Zuteilung 
an sich die Zuteilung an einen von ihm 
benannten Wohnungsuchenden verlangen. 
Das Verbot von Doppelwohnungen nach 
§ 11 des Wohnraumbewirtschaftungsge- 
setzes bleibt unberührt. 

(2) Der Bauherr der steuerbegünstigten 
oder frei finanzierten Wohnung kann, 
wenn er nicht Anspruch auf Zuteilung der 
freigewordenen Räume gemäß Absatz 1 
erhebt, verlangen, daß ihm in seiner der 
Wohnraumbewirtschaftung unterliegenden 
Wohnung über den Raum hinaus, der ihm 
gemäß § 10 des Wohnraumbewirtschaf- 
tungsgesetzes zugestanden werden kann, 
zusätzlicher Raum in angemessenem Um- 
fange zugebilligt wird. Der Anspruch kann 
geltend gemacht werden, wenn in der von 
dem Wohnungsinhaber bewohnten Woh- 


nung Raum frei wird oder wenn er eine 
andere Wohnung bezieht. 

(3) Die Vorschriften der Absätze 1 und 
2 finden auf denjenigen entsprechende 
Anwendung, der einen wesentlichen Finan- 
zierungsbeitrag zum Bau einer steuerbe- 
günstigten oder frei finanzierten Woh- 
nung leistet. Das gleiche gilt für denjeni- 
gen, der einen wesentlichen Finanzierungs- 
beitrag an die Gemeinde zur Förderung 
des Wohnungsbaues leistet; die Gemeinde 
hat empfangene Finanzierungsbeiträge als 
öffentliche Mittel im Sinne von § 3 Abs. 1 
zum Bau öffentlich geförderter Wohnun- 
gen zu verwenden. 

(4) Ein Finanzierungsbeitrag ist wesent- 
lich, wenn er die Höhe des der nachstelli- 
gen Finanzierung dienenden öffentlichen 
Baudarlehens erreicht, das üblicherweise 
für eine Öffentlich geförderte Wohnung 
vergleichbarer Art, Größe und Ausstattung 
bewilligt wird und wenn der Finanzie- 
rungsbeitrag, sofern er als Darlehen ge- 
leistet wird, unverzinslich und für eine 
Laufzeit von mindestens zehn Jahren ge- 
währt wird.“ 

30. In § 45 werden die Absätze 2 und 3 durch 
die folgenden Vorschriften ersetzt: 

„(2) Übersteigt die vereinbarte Miete 
die zur Deckung der laufenden Aufwendun- 
gen erforderliche Miete (Kostenmiete) nach 
Maßgabe der auf Grund des § 48 Abs. 1 
und 3 zu erlassenden Vorschriften und be- 
ruft sich der Mieter gegenüber dem Ver- 
mieter innerhalb eines Jahres nach Über- 
lassung des Mietgegenstandes auf die 
Kostenmiete, so wird insoweit die Mietver- 
einbarung von dem auf diese Berufung 
folgenden Zahlungstermin ab unwirksam. 

(3) § 40 a Abs. 3 findet Anwendung.“ 

31. § 48 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In Absatz 1 wird der Buchstabe d auf- 
gehoben. Die Buchstaben e und f wer- 
den d und e. 

b) In Absatz 2 wird als Buchstabe f an- 
gefügt: 

„f ) die Angemessenheit der Bedingun- 
gen eines Kaufvertrages über ein 
Kaufeigenheim oder eine Klein- 
siedlung.“ 

c) Sodann wird als Absatz 3 angefügt: 

„(3) Die Landesregierungen werden 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
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Vorschriften zur Regelung der in den 
Absätzen 1 und 2 bezeichneten Tatbe- 
stände zu erlassen, soweit die Bundes- 
regierung von ihrer Ermächtigung 
keinen Gebrauch macht.“ 

32. § 52 erhält die folgende Fassung: 

*§ 52 

Verweisungen 

Soweit in Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften auf Vorschriften des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes in den bisherigen Fassun- 
gen vom 24. April 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 83), vom 23. Oktober 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 865) oder vom 25. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1047) verwiesen 
wird, erhält die Verweisung ihren Inhalt 
aus den entsprechenden Vorschriften der 
vorstehenden Fassung des Gesetzes. Einer 
Verweisung steht es gleich, wenn die An- 
wendung von Vorschriften des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes in den bisherigen 
Fassungen stillschweigend vorausgesetzt 
wird.“ 

33. Nach § 52 wird der folgende § 52 a ein- 
gefügt: 

„§ 52 a 

Erstreckung von Begriffsbestimmungen 
auf andere Rechtsvorschriften 

Soweit in Rechtsvorschriften außerhalb 
dieses Gesetzes die in den §§ 2 a bis 2 c 
bestimmten Begriffe verwendet werden, 
sind bei Anwendung dieser Rechtsvor- 
schriften die Begriffsbestimmungen der 
§§ 2 a bis 2 e zu Grunde zu legen, sofern 
sich nicht aus diesen Rechtsvorschriften 
etwas anderes ergibt. 

Artikel II 

Überleitungs- und Schluß Vorschriften 

(1) Die Vorschriften des § 3 Abs. 2 und 4, 
des § 7 Abs. 2 Buchst, c und des § 45 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes gelten auch für 
die in der Zeit vom 1. Januar 1950 bis zum 
31. Dezember 1954 bezugsfertig gewordenen 
Wohnungen und Wohnräume in der Fassung 
des Artikels I dieses Gesetzes. § 45 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes ist jedoch in der bisheri- 
gen Fassung des Gesetzes vom 25. August 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1047) auf Anträge anzu- 
wenden, die ein Mieter vor dem 1. Januar 
1955 bei der Preisbehörde gestellt hat. 


(2) Für öffentlich geförderte Wohnungen 
und Wohnräume, die vor dem 31. Dezember 
1954 bezugsfertig geworden sind, gelten im 
übrigen die Vorschriften des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes in der bisherigen Fassung 
vom 25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1047) weiter. Das gleiche gilt für öffentlich 
geförderte Wohnungen und Wohnräume, die 
nach dem 31. Dezember 1954 bezugsfertig 
geworden sind, wenn vor diesem Zeitpunkt 
die öffentlichen Mittel bereits bewilligt und 
die Mieten (Mietwerte) von der Bewilligungs- 
stelle festgesetzt worden sind. 

(3) Die Vorschriften der Verordnung über 
die Übernahme von Bürgschaften des Bundes 
zur Förderung des Wohnungsbaues (Bürg- 
schaftsverordnung) vom 30. Juli 1951 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 483) gelten als Richtlinien 
im Sinne des § 5 Abs. 1 Satz 2. 

(4) Die Vorschriften der §§ 11a und 11b 
gelten erstmals für prämienbegünstigte Auf- 
wendungen, die nach dem 31. Dezember 1954 
geleistet werden. 

Artikel III 

Bekanntmachung des Wortlautes des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes 

Der Bundesminister für Wohnungsbau wird 
ermächtigt, das Erste Wohnungsbaugesetz in 
der sich durch das vorliegende Gesetz erge- 
benden Fassung mit neuem Datum und neuer 
Paragraphenfolge unter der Überschrift 
„Wohnungsbau- und Familienheimgesetz“ 
bekanntzumachen und dabei Unstimmig- 
keiten des Wortlautes zu beseitigen. 

Artikel IV 

Änderung des Wohnraumbewirtschaftungs- 
gesetzes 

Das Wohnraumbewirtschaftungsgesetz vom 
31. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 97) in der 
Fassung vom 13. August 1953 (Bundesgesetz- 
bl. 1 S. 915) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. In § 12 werden die Absätze 3 und 4 durch 
den folgenden Absatz 3 ersetzt: 

„(3) Eine Genehmigung ist nicht erfor- 
derlich 

a) wenn Wohnraum einem anderen nicht 
zur ausschließlichen Benutzung über- 
lassen wird (Mitbenutzung), es sei 
denn, daß eine Bereitstellungsverfü- 
gung (§ 19) entgegensteht, 
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b) im Falle eines Tausches von Wohn- 
raum.“ 

2. § 14 Abs. 2 Satz 3 wird aufgehoben. 

3. § 18 Abs. 5 Satz 1 wird durch die folgen- 
den Vorschriften ersetzt: 

„Eine zweite Wohnung in einem Öffent- 
lich geförderten Eigenheim oder eine Ein- 
liegerwohnung in einer öffentlich geför- 
derten Kleinsiedlung ist entsprechend dem 
Vorschläge des in dem Eigenheim oder 
der Kleinsiedlung wohnenden Verfügungs- 
berechtigten zuzuteilen; das gleiche gilt für 
eine zweite Wohnung in einem öffentlich 
geförderten Kaufeigenheim, auf dessen 
Übereignung ein Bewohner Anspruch hat, 
wenn der Bewohner über die zweite Woh- 
nung verfügungsberechtigt ist. Der Verfü- 
gungsberechtigte kann auch verlangen, daß 
ihm selbst die Genehmigung zur Be- 
nutzung der zweiten Wohnung oder der 
Einliegerwohnung ganz oder teilweise er- 
teilt wird, soweit die Räume zusammen 
mit dem von ihm bereits benutzten Wohn- 
raum für ihn nicht überschüssig sind. 
Eine von dem Verfügungsberechtigten 
beantragte Benutzungsgenehmigung gilt als 
erteilt, wenn die Wohnungsbehörde sie 
nicht binnen zwei Wochen nach dem Ein- 
gang des Antrages versagt. Im Streitfälle 
hat der Verfügungsberechtigte den Ein- 
gang des Antrages zu beweisen. Die Ver- 
sagung ist nur zulässig, wenn die Zutei- 
lung der Wohnung den Vorschriften oder 
Zielen des Wohnungsbaugesetzes wider- 
sprechen würde oder wenn dem mit der 
Bewilligung der öffentlichen Mittel ver- 


folgten besonderen Zweck hinsichtlich der 
Belegung der Wohnung nicht Rechnung 
getragen wird.“ 

Artikel V 

Aufhebung von Vorschriften 

Der Runderlaß PR 5/1949 der Verwal- 
tung für Wirtschaft des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebietes betreffend Beteiligung der 
Mieter und Pächter bei der Instandsetzung 
von Räumen, die durch Kriegseinwirkung be- 
schädigt worden sind, sowie bei der Neuge- 
winnung von Räumen durch Ein- und Aus- 
bau vom 7. April 1949 (Mitteilungsblatt der 
Verwaltung für Wirtschaft 1949 II S. 44) 
findet für den Geltungsbereich des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes mit Wirkung von 
seinem Inkrafttreten ab 27. April 1950 keine 
Anwendung. Rechtskräftige Entscheidungen 
der Gerichte bleiben unberührt. 

Artikel VI 
Geltung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 5 12 
Abs. 1 und des § 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Lande Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund der in diesem 
Gesetz enthaltenen Ermächtigungen erlassen 
werden, gelten im Lande Berlin nach 5 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel VII 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1955 in 
Kraft. 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Das Erste Wohnungsbaugesetz des Bundes 
vom 24. April 1950 ist bereits durch das Ge- 
setz zur Änderung und Ergänzung des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes vom 25. August 1953 
in einer Reihe von Punkten abgeändert und 
weiterentwickelt worden. Die Beratungen der 
ersten Novelle zum Wohnungsbaugesetz 
standen jedoch angesichts des Ablaufes der 
Legislaturperiode des damaligen Bundestages 
unter starkem Zeitdruck. Die Novelle mußte 
sich deshalb auf die dringendsten Neurege- 
lungen beschränken. Dabei stand die Not- 
wendigkeit einer Anpassung des Wohnungs- 
baugesetzes an d ; e seit 1950 eingetretenen 
Veränderungen der wirtschaftlichen Lage im 
Vordergrund, vor allem die Auflockerung 
des Richtsatzmietengefüges. 

Schon damals war jedoch beabsichtigt, dem 
neuen Bundestag zu gegebener Zeit die Ent- 
würfe zu weiteren gesetzgeberischen Maß- 
nahmen vorzulegen, die eine umfassende 
Fortentwicklung und Zusammenfassung des 
geltenden Wohnungsbaurechtes zum Ziele 
haben sollten. Diese Aufgabe, die sich 
nunmehr nach Verkündung des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes in seiner Neufassung vom 
25. August 1953 (BGBl. I S. 1047) dem 2. Deut- 
schen Bundestag stellt, soll durch den vor- 
liegenden Gesetzentwurf gelöst werden. Ent- 
sprechend den grundsätzlichen Ausführungen 
des Bundeskanzlers in seiner Regierungs- 
erklärung vom 20. Oktober 1953 geht es 
darum, den Wohnungsbau in noch stärkerem 
Umfange als bisher fortzusetzen und dabei in 
erster Linie den Bau von Eigenheimen, Klein- 
siedlungen und Eigentumswohnungen zu be- 
rücksichtigen. Weiter soll die Qualität der 
Wohnungen gehoben und vor allem der Bau 
von familiengerechten Wohnungen, nament- 
lich in Form von Familienheimen, in den Vor- 
dergrund gestellt werden. Schließlich müssen 
nunmehr auch im Wohnungsbau die Grund- 
sätze der sozialen Marktwirtschaft stärker zur 
Geltung kommen und das Privatkapital mehr 
als bisher für den Wohnungsbau interessiert 
werden. 

Der besonderen Förderung des Baues von 
Eigenheimen und Kleinsiedlungen will auch 
der Entwurf eines Gesetzes zur Schaffung von 
Familienheimen dienen, den die Fraktion der 
CDU/CSU bereits im 1. Deutschen Bundes- 
tag noch vor dem Regierungsentwurf des Ge- 


setzes zur Änderung und Ergänzung des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes eingebracht 
hatte (Bundestagsdrucksache 3868). Der Ent- 
wurf ist in unveränderter Fassung dem 
2. Deutschen Bundestag erneut vorgelegt 
worden (Bundestagsdrucksache 5). Dieser Ent- 
wurf beschränkt sich bewußt im wesentlichen 
darauf, die Förderung des Familienheimes als 
einer Sonder form des Eigenheimes und der 
Kleinsiedlung zu regeln. 

Die Bundesregierung ist nach eingehender 
Prüfung zu dem Ergebnis gekommen, daß es 
nicht zweckmäßig ist, ein Sondergesetz neben 
dem Ersten Wohnungsbaugesetz zu erlassen, 
zumal auch dieses zur Verwirklichung der in 
der Regierungserklärung vom 20. Oktober 
1953 gesteckten Ziele materiell erheblich ge- 
ändert werden muß. Die Ausklammerung 
wesentlicher Vorschriften aus dem Ersten 
Wohnungsbaugesetz und ihre Verweisung in 
ein Sondergesetz stößt auf rechtssystematische 
Bedenken und würde auch in der Praxis zu 
großen Schwierigkeiten führen. Deshalb hat 
es die Bundesregierung in dem vorliegenden 
Zweiten Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Ersten Wohnungsbaugesetzes vor- 
gezogen, die wertvollen Gedanken des Ent- 
wurfs der CDU/CSU zum Familienheim- 
gesetz in möglichst weitgehendem Umfange 
in das Wohnungsbaugesetz einzuarbeiten 
und hier eine Reihe von weitergehenden För- 
derungsbestimmungen für den Bau von Fa- 
milienheimen zu verankern. 

In dieser Zweiten Wohnungsbaunovelle ist 
der Förderung des Baues von Familienheimen 
ein besonderer Titel gewidmet. Dabei wird 
herausgestellt, daß das Familienheim als vor- 
dringlich förderungswürdig behandelt wer- 
den muß. Die Begriffsbestimmung des Fami- 
lienheimes schließt sich an die des Entwurfs 
eines Familienheimgesetzes an (§ 30). Eigen- 
heime und Kleinsiedlungen, die durch die 
Größe ihrer Wohnfläche, durch die besondere 
Bauform und durch das Vorhandensein eines 
Gartens vorzugsweise geeignet erscheinen, 
einer Familie als Heim zu dienen, sollen 
innerhalb des sozialen Wohnungsbaues eine 
besonders wirksame Förderung erfahren. 
Eine Reihe von Einzelvorschlägen des Ent- 
wurfs der CDU/CSU zum Familienheim- 
gesetz ist in dem vorliegenden Entwurf über- 
nommen oder noch zu weitergehenden Lö- 
sungen ausgebaut worden. Der vorliegende 
Entwurf stellt nicht nur in §§ 1 Abs. 2, 
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12 Abs. 1, 13 Abs. 2 und 25 a Abs. 2 den 
allgemeinen Grundsatz auf, daß im Rahmen 
des Neubaues von Wohnungen Eigenheime, 
Kleinsiedlungen, Kaufeigenheime und Eigen- 
tumswohnungen den Vorrang vor Mietwoh- 
nungen haben sollen; § 30 a gibt vielmehr 
diesen Vorschriften erst ihre besondere Aus- 
prägung, wenn er bestimmt, daß Eigenheime 
und Kleinsiedlungen in der Regel nur dann 
mit öffentlichen Mitteln gefördert werden 
sollen, wenn sie als Familienheime errichtet 
werden. Es folgen eine Reihe von weitgehen- 
den Förderungsvorschriften zugunsten der 
Familienheime. Vor allem soll die Erstellung 
von Familienheimen dadurch erleichtert wer- 
den, daß der Bund einen revolvierenden Son- 
derkredit von 50 000 000 DM ausschließlich 
zum Zwecke der Vorfinanzierung der Eigen- 
leistung der Bauherren von Familienheimen 
zur Verfügung stellt (§ 30 b). Als ein wei- 
terer Anreiz für die Schaffung von Familien- 
heimen soll die Vorschrift des § 30 c dienen, 
wonach der Bauherr eines Familienheimes bei 
Aufbringung einer Eigenleistung von min- 
destens 30 v. Fi. der Gesamtkosten des Bau- 
vorhabens einen Rechtsanspruch auf die Be- 
willigung eines öffentlichen Baudarlehens mit 
Vorrang vor allen anderen Bauherren er- 
wirkt. Sodann ist bedeutsam, daß § 30 d für 
den Bauherrn eines Familienheimes, der mehr 
als zwei Kinder hat, die Gewährung eines 
besonderen Familienzusatzdarlehens vorsieht. 
§ 30 e sieht weiter besondere Prämien in 
Form eines Nachlasses von Darlehensschuld 
für solche Bauherren von Familienheimen 
vor, die das ihnen gewahrte Öffentliche Dar- 
lehen vorzeitig tilgen. Gemäß § 30 f soll der 
Bauherr eines Familienheimes auch die Mög- 
lichkeit haben, sein Bauvorhaben durch ein 
Organ der staatlichen Wohnungspolitik oder 
ein gemeinnütziges Wohnungsunternehmen 
betreuen zu lassen; diese sollen die Betreu- 
ung nur aus einem wichtigen Grunde ab- 
lehnen können. Schließlich bringt Art. IV 
noch Änderungen von §§ 14 und 18 des 
Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes, die sich 
ebenfalls in einer Besserstellung des Eigen- 
tümers eines Familienheimes auswirken sollen. 
Dem Eigentümer eines Eigenheimes oder 
einer Kleinsiedlung soll hierdurch ermöglicht 
werden, auch die Einliegerwohnung oder die 
mitgebaute zweite Wohnung gegebenenfalls 
für seinen Eigenbedarf in Anspruch zu neh- 
men. Dies wird sich vor allem dann zu 
Gunsten des Eigentümers auswirken, wenn 
sich später seine Familie vergrößert und die 
Einliegerwohnung oder zweite Wohnung frei 


wird. Der Einliegerwohnung der zweiten 
Wohnung wird damit der Charakter einer 
Raumreserve zugebilligt, auf die der Eigen- 
tümer im Bedarfsfälle zurückgreifen kann. 
Außerdem ist bei Eigenheimen und Klein- 
siedlungen die Verfügungsmacht des Eigen- 
tümers dadurch verstärkt worden, daß er 
hinsichtlich der Belegung der Einliegerwoh- 
nung oder der zweiten Wohnung ein binden- 
des Vorschlagsrecht gegenüber der Wohnungs- 
behörde hat. Er kann also den Mieter nach 
seiner Wahl aufnehmen und hat hierbei 
lediglich die allgemeinen gesetzlichen Vor- 
schriften über den begünstigten Personenkreis 
und die etwaigen Auflagen der Bewilligungs- 
stelle zu beachten. Dagegen kann die Woh- 
nungsbehörde dem Eigentümer nicht einen 
Wohnungsuchenden gegen seinen Willen auf- 
zwingen. Damit wird den Familienheimen 
auch im Bereich der Wohnraumbewirtschaf- 
tung eine Vorzugsstellung eingeräumt, die 
noch erheblich über die in dem von der 
CDU/CSU eingebrachten Entwurf eines 
Familienheimgesetzes vorgesehenen Bevor- 
zugung hinausgeht. 

In einigen Punkten hat allerdings die Bundes- 
regierung Bedenken gehabt, der Konzeption 
des Entwurfs des Familienheimgesetzes zu 
folgen. Der Entwurf des Familienheimgeset- 
zes sieht in § 1 Abs. 1 seiner ursprünglichen 
Fassung die unbedingte Verpflichtung für 
Bund, Länder, Gemeinden und Gemeindever- 
bände vor, die für den sozialen Wohnungsbau 
bestimmten Mittel überwiegend zur Schaf- 
fung von Familienheimen zu verwenden; 
auch die inzwischen den Ausschüssen vorge- 
legte überarbeitete Fassung behält diese For- 
mulierung bei, soweit Wohnungen in Neu- 
bauten gefördert werden sollen. Weiter will 
dieser Entwurf auch die Kapitalsammelstellen 
verpflichten, ihre zur Förderung des Woh- 
nungsbaues bestimmten Mittel wenigstens 
zur Hälfte Familienheimen zuzuwenden (§ 12 
Abs. 3 alter Fassung, § 13 Abs. 3 neuer Fas- 
sung); die Bundesregierung soll schließlich 
ermächtigt werden, die Sozialversicherungs- 
träger zu verpflichten, ihre zur Förderung 
des Wohnungsbaues bestimmten Gelder über- 
wiegend dem Bau von Familienheimen zu- 
gute kommen zu lassen (§ 13 Abs. 2 neuer 
Fassung, weitergehend § 12 Abs. 2 alter Fas- 
sung). 

Demgegenüber möchte die Bundesregierung 
den gebotenen Vorrang für Familienheime 
nicht durch die vorerwähnten staatlichen 
Lenkungsmaßnahmen erzwingen, sondern in 
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dem Bestreben, den Wohnungsbau in orga- 
nisch fortschreitender Entwicklung der Markt- 
wirtschaft einzugliedern, die Initiative und 
Eigenverantwortlichkeit der Bauherren stär- 
ken und ein System von wirksamen Anreizen 
für eine Stärkung des Sparwillens der eigen- 
heimsuchenden Kreise schaffen. Am Anfang 
der Verwurzelung weiter Kreise unseres Vol- 
kes mit dem heimatlichen Boden sollte nach 
Auffassung der Bundesregierung nicht staat- 
licher Zwang stehen, sondern vielmehr der 
Wille des einzelnen zum eigenen Heim für 
seine Familie und seine darauf gerichtete 
Sparleistung. Aus diesem Grunde und im Ver- 
trauen auf die freiwillige und verantwor- 
tungsbewußte Mitarbeit aller dazu berufenen 
Stellen bei der Erreichung dieser Ziele glaubt 
der vorliegende Entwurf soweit wie möglich 
auf dirigistische Maßnahmen, vor allem auf 
die Festsetzung starrer Mindestkontingente 
und Anlageverpflichtungen, verzichten zu 
sollen. 

Die Vorschriften des Wohnungsbau-Prämien- 
gesetzes vom 17. März 1952 erlangen in die- 
sem Zusammenhang besondere Bedeutung, 
weil sie dem Bauherrn eine wesentliche Erhö- 
hung seiner Eigenleistung und damit als ein- 
schneidende Neuerung gegenüber dem bis- 
herigen Recht den Erwerb eines Rechtsan- 
spruches auf Gewährung eines Baudarlehens 
aus öffentlichen Mitteln ermöglichen. Die erst 
im Jahre 1952 eingeführten Wohnungsbau- 
prämien haben sich bisher in jeder Weise be- 
währt. Die Auszahlungen an Prämien haben 
bis Ende März 1954 den Betrag von rund 
28 000 000 DM erreicht. Mit einer schnellen 
Erhöhung ist zunächst weiterhin zu rechnen, 
weil nunmehr auch die Ausschüttungen für 
die im Jahre 1953 aufgebrachten Sparleistun- 
gen fällig zu werden beginnen, in denen das 
Prämiensparen bereits einen weit größeren 
Umfang als im ersten Jahre angenommen 
hatte. Weitere Bedeutung wird das Woh- 
nungsbauprämiensparen durch die Auswir- 
kungen der Steuerreformgesetze erhalten. Es 
stellt daher einen tragenden Pfeiler der Woh- 
nungsbauförderung dar. Aus diesem Grunde 
erscheint es geboten, im Wohnungsbaugesetz 
die Arten von Aufwendungen zu bezeichnen, 
bei denen die Gewährung von Prämien in 
Betracht kommt und außerdem die Aufbrin- 
gung der Mittel zu regeln. Für diese ist es 
von besonderer Bedeutung, daß der Bund 
nach § 11 b verpflichtet wird, für die Woh- 
nungsbauprämien jährlich bis zu 60 Millionen 
DM zusätzlich neben den allgemeinen Förde- 


rungsmitteln für den Wohnungsbau bereit- 
zustellen. 

Hinter der Förderung der Eigentumsmaßnah- 
men soll aber der Wiederaufbau in den 
kriegszerstörten Gemeinden nicht zurück- 
stehen. Deshalb sieht die Wohnungsbau- 
novelle für die Förderung des Wohnungs- 
baues innerhalb von Gemeinden mit Kriegs- 
zerstörungen in § 25 a Abs. 1 einen uneinge- 
schränkten Vorrang des Wiederaufbaues und 
der Wiederherstellung vor dem Neubau vor. 
Eine solche Bestimmung erscheint mit Rück- 
sicht auf die bisherige Entwicklung des Woh- 
nungsbaues innerhalb der Zerstörungsgebiete 
geboten, die sich in starkem Maße auf den 
Neubau konzentriert und die Aufgabe des 
Wiederaufbaues der zerstörten Stadtkerne im 
Ganzen gesehen noch nicht befriedigend ge- 
löst hat. Die Gesamtzahl der durch Luftkrieg 
und Kampfhandlungen in der Bundesrepublik 
total zerstörten Wohnungen muß auf insge- 
samt rd. eindreiviertel Millionen geschätzt 
werden. Hiervon sind in den Jahren von 1949 
bis 1953 bei einer Gesamtbauleistung von rd. 
1 945 000 Wohnungen nur insgesamt rd. 
6Q0 000 Wohnungen — d. h. also etwa ein 
Drittel — wiederaufgebaut worden; dabei 
lag in den Jahren 1951 bis 1953 die durch- 
schnittliche echte Wiederaufbauleistung in der 
Bundesrepublik bei etwa 125 000 Wohnun- 
gen. Auch wenn man den Umstand berück- 
sichtigt, daß im Rahmen des Wiederaufbaues 
der Zerstörungsgebiete für Verkehrsflächen, 
Gemeinschaftsanlagen, öffentliche Gebäude 
und anderes mehr Raum als früher wird auf- 
gewendet werden müssen, steht immer noch 
der Wiederaufbau von rd. 1 000 000 Woh- 
nungen aus. Bleibt es auch weiterhin bei der 
bisherigen jährlichen Wiederaufbauleistung 
von durchschnittlich 125 000 Wohnungen, so 
wird der Wiederaufbau noch eine Zeitspanne 
von im Gesamtdurchschnitt acht Jahren be- 
nötigen; wird aber der Wiederaufbau der 
zerstörten Stadtkerne grundsätzlich zugun- 
sten von Neubaumaßnahmen zurückgestellt, 
so könnte unter Umständen die Wohnungs- 
not durch verstärkte Neubauiörderung so- 
weit beseitigt werden, daß kein Bedürfnis 
mehr für den Wiederaufbau der zerstörten 
Stadtkerne besteht. Angesichts dieser Lage 
ist es unvermeidlich, jedenfalls für den Be- 
reich von Gemeinden mit Kriegszerstörun- 
gen, den Vorrang des Wiederaufbaues in jeder 
Weise zu sichern. Auch hier soll jedoch eine 
wirksame Förderung des Eigentumsgedan- 
kens dadurch erreicht werden, daß die ur- 
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sprünglichen Eigentümer der zerstörten 
Grundstücke b'd der Bewilligung öffentlicher 
Mittel bevorzugt werden (§ 25 a Abs. 1). 

§ 36 b des Entwurfs sieht im übrigen auch 
für die Errichtung von Mietwohnungen eine 
noch über die Vorschläge des Entwurfs der 
CDU/CSU zum Familienheimgesetz hinaus- 
gehende Förderung des Eigentumsgedankens 
vor; danach soll nämlich bei Errichtung der 
Mietwohnungen nach Möglichkeit von vorn- 
herein eine bauliche Gestaltung gewählt wer- 
den, die eine spätere Überlassung der Woh- 
nungen als Eigenheim oder die Bestellung von 
Wohnungseigentum oder eigentumsähnlichem 
Dauerwohnrecht ermöglicht. 

Im Zuge der Angleichung des Wohnungs- 
baurechtes an die Grundsätze der sozialen 
Marktwirtschaft ist es erforderlich, die Woh- 
nungsbaufinanzierung mehr als bisher auf 
den Kapitalmarkt abzustellen und dement- 
sprechend den Wohnungsbau mehr und mehr 
von Subventionen aus öffentlichen Mitteln 
unabhängig zu machen. Dieses Ziel kann frei- 
lich nur Schritt für Schritt mit zunehmender 
Gesundung des Kapitalmarktes und mit der 
Entzerrung des Mietpreisgefüges auch im vor- 
handenen Wohnungsbestand erreicht werden. 
Der Entwurf will aber jetzt schon die Etap- 
pen dieses Weges gesetzlich festlegen, damit 
sich die Bau- und Wohnungswirtschaft darauf 
einstellen kann. Deswegen ist in § 14 vorge- 
sehen, daß die Bereitstellung von mindestens 
je 500 Millionen DM jährlich aus Bundeshaus- 
haltsmitteln für den sozialen Wohnungsbau 
auch noch im Haushaltsjahr 1957 fortgesetzt 
wird, dafür aber in den kommenden Jahren 
um je 10 v. H. des Betrages von 500 Millio- 
nen DM gekürzt wird. Diese Degression soll 
dadurch beschleunigt werden, daß vom Jahre 
1958 an die Rückflüsse aus den bis dahin aus- 
geliehenen Bundesdarlehen für den sozialen 
Wohnungsbau auf den sich alljährlich verkür- 
zenden Betrag von 500 Millionen DM ange- 
rechnet werden können. Es ist zu erwarten, 
daß durch dieses degressive System auch viele 
Bauherren veranlaßt werden, möglichst rasch 
das erforderliche Eigenkapital anzusparen, 
um noch vor Einsatz einer stärkeren Degres- 
sion mit dem Bauvorhaben zum Zuge zu 
kommen. 

Dem Ziele, die Finanzierung des sozialen 
Wohnungsbaues organisch in die soziale 
Marktwirtschaft einzugliedern und den Woh- 
nungsbau von öffentlichen Mitteln allmählich 
unabhängig zu machen, soll auch die in § 5 


vorgesehene Ausgestaltung der Bürgschafts- 
möglichkeiten des Bundes zugunsten des 
Wohnungsbaues dienen. In der gleichen Rich- 
tung liegt die bundesgesetzliche Einführung 
von Höchstsätzen (§§ 27, 28 b) für die im 
Einzelfall aus öffentlichen Mitteln zu gewäh- 
renden nachstelligen Baudarlehen. 

Eine besonders wichtige Maßnahme in die- 
sem Zusammenhang und ein Kernpunkt der 
Novelle zum Wohnungsbaugesetz ist jedoch 
der ab 1955 vorgesehene Übergang zu den an 
die effektiven Kosten gebundenen Mieten an 
Stelle der bisher an starre Richtsätze gebunde- 
nen Mieten (§§ 40 a und 40 b). 

Die bisher vorgeschriebenen Richtsatzmieten 
bedingten notwendig auch variable öffentliche 
Baudarlehen (§ 27 WoBauG). Diese haben 
eine deutliche Tendenz zur Erhöhung der 
Darlehenssätze gezeigt und zwar auch dann 
noch, als die Baukosten ab 1952 zu sinken be- 
gannen. Dies ergibt sich aus der nachstehen- 
den Übersicht, in der die Durchschnittsbeträge 
für die erste Hypothek und das nachstellige 
Öffentliche Baudarlehen im öffentlich geför- 
derten sozialen Wohnungsbau gegenüberge- 
stellt sind: 


Erste Hypotheken Nachstellige 

öffentliche 

Baudarlehen 


Jahr 

DM 

v. H. DM 

v. H. 



der gesam- 
ten Fier- 

der gesam- 
ten Her- 



stellungs- 

kosten 

stellungs- 

kosten 

1951 ‘) 

3 100 

26,7 4 500 

38,8 

1 952 2 ) 

3 500 

25,5 5 800 

42,3 

1953 -) 

4 000 

26,0 6 400 

41,6 


*) Geschätzt auf Grund von Unterlagen des 
Bundesministers für Wohnungsbau 
L> ) Ergebnisse der amtlichen Bewilligungs- 
statistik der Länder. 

Die Programmzahlen der Länder für 1954 
enthalten für die nachstelligen öffentlichen 
Baudarlehen höhere Schätzungen als der 
effektive Durchschnittsbetrag im Jahre 1953 
betrug. 

Die Steigerung des durchschnittlichen nach- 
stelligen Öffentlichen Baudarlehens in den 
letzten Jahren entspricht in etwa auch der 
Entwicklung der jährlich insgesamt für den 
sozialen Wohnungsbau eingesetzten öffent- 
lichen Mittel. Während im Jahre 1950 etwa 
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1.7 Milliarden DM und im Jahre 1951 2,2 Mil- 
liarden DM öffentliche Mittel zum Einsatz 
gelangten, waren es im Jahre 1952 2,4 Mil- 
liarden DM und im Jahre 1953 nach den vor- 
liegenden vorläufigen Schätzungen sogar 

2.7 Milliarden DM. Wenn auch dieses Anstei- 
gen der öffentlichen Mittel zu einem wesent- 
lichen Teil auf die zahlenmäßige Erweiterung 
der Wohnungsbauprogramme, auf die Ver- 
größerung der Wohnfläche bei den einzelnen 
geförderten Wohnungen und auf die Ver- 
besserung der Ausstattung zurückzuführen 
sein mag, so darf doch nicht übersehen wer- 
den, daß eine Richtsatzmietenbindung dieser 
Tendenz Vorschub leisten kann. 

Die Richtsatzmieten schließen, auch wenn der 
Kapitalmarkt zur Bereitstellung höherer 
erster Hypotheken in der Lage wäre, eine 
solche Erhöhung zwangsläufig aus. Eine der- 
artige künstliche Niedrighaltung der ersten 
Hypotheken erscheint aber nicht vertretbar. 
Eine weitere Schwäche des Richtsatzmieten- 
systems lag auch darin, daß eine größere An- 
zahl der öffentlich geförderten Wohnungen 
Wohnungsuchenden zugute gekommen ist, 
die nach ihren Einkommensverhältnissen in 
der Lage wären, eine höhere Miete als die 
Richtsatzmiete zu entrichten, während auf 
der anderen Seite die Richtsatzmieten für lei- 
stungsschwachere Bevölkerungsschichten viel- 
fach schon hoch sind. 

Die Bundesregierung hat sich deshalb bemüht, 
ein System zu finden, das wesentlich 
elastischer ist und zumindest die Möglichkeit 
eröffnet, auch im sozialen Wohnungsbau die 
Mieten den Einkommensverhältnissen der 
Bevölkerungsgruppen anzupassen, für die je- 
weils die Wohnungen bestimmt sind. Dies ist 
nur möglich durch die Zulassung einer mani- 
pulierten Kostenmiete, die je nach der Bemes- 
sung der Höhe des öffentlichen Darlehens 
und nach seinen Zins- und Tilgungsbedingun- 
gen höher oder niedriger ausf allen wird. Da- 
bei wird in §§ 36 und 36 a Abs. 2 ausdrück- 
lich hervorgehoben, daß die von der öffent- 
lichen Hand geförderten Mietwohnungen in 
erster Linie für die Bevölkerungsschichten 
mit geringerem Einkommen gebaut werden 
und demzufolge eine verbilligte Miete auf- 
weisen sollen. Das öffentliche Baudarlehen 
muß in diesen Fällen so eingesetzt werden, 
daß sich eine Kostenmiete ergibt, die auch für 
die geringer verdienenden Bevölkerungs- 
schichten tragbar ist. Während sonst die im 
Gesetz neu eingeführten Darlehenshöchst- 
sätze eine absolute obere Grenze für die Be- 


messung des öffentlichen Baudarlehens im 
Einzelfall bilden sollen, ist bei der Förderung 
des Wohnungsbaues für die Schichten mit ge- 
ringerem Einkommen ausdrücklich vorge- 
sehen, daß die Darlehenshöchstsätze über- 
schritten werden können, soweit es erforder- 
lich ist, um die verbilligte Kostenmiete zu er- 
zielen. 

Dagegen erscheint es vertretbar, bei der För- 
derung von Mietwohnungen den Bevölke- 
rungsschichten, deren Jahreseinkommen über 
der gesetzlichen Krankenversicherungspflicht- 
grenze (unter Berücksichtigung der Zuschläge) 
liegt, die Aufbringung einer echten Kosten- 
miete zuzumuten. Denn auch diese Kosten- 
miete wird durch die günstigen Bedingungen 
des öffentlichen Baudarlehens niedrig gehal- 
ten, allerdings findet dies seine Grenze darin, 
daß die allgemein festgesetzten Darlehens- 
höchstsätze im Einzelfall nicht überschritten 
werden dürfen. Im übrigen wird es für die 
zwischen 1949 und 1953 errichteten ca. 
1,3 Millionen Wohnungen des sozialen Woh- 
nungsbaues auch künftig bei den bisher fest- 
gesetzten Mieten verbleiben. Ebenso wird 
auch nach den von der Bundesregierung be- 
absichtigten Mietanpassungsmaßnahmen bei 
dem bis Mitte 1948 bezugsfertig gewordenen 
Wohnungsbestand »die durchschnittliche Miete 
für wenigstens 4,4 Millionen Wohnungen 
weiterhin unter den Richtsatzmieten liegen 
oder höchstens an 'dieses Niveau heranreichen. 
Auch der mit fortschreitender Verringerung 
des Wohnungsdefizits zu erwartenden ver- 
stärkten Fluktuation im Wohnungsbestand 
stehen also bereits Anfang 1954 rd. 5 *V 4 Mil- 
lionen Wohnungen für rd. 20 Millionen 
Menschen mit Mieten zur Verfügung, die ent- 
weder niedriger als die Richtsatzmieten sind 
oder höchstens an dieses Niveau heranreichen. 

Es erschien der Bundesregierung zweckmäßig, 
die Umstellung des Richtsatzmietensystems 
auf das Kostenmietenprinzip zeitlich mit den 
von der Bundesregierung geplanten Maßnah- 
men zu verbinden, die einer Anhebung des 
Lebensstandards dienen sollen. In diesem Zu- 
sammenhang ist auf die geplante steuerliche 
Entlastung weiter Kreise durch die bevor- 
stehende Steuerreform, auf die Einführung 
von Familienausgleichskassen sowie gegebe- 
nenfalls auf gesetzgeberische Maßnahmen zur 
Erhöhung der Sozialrenten und Unterhalts- 
renten hinzuweisen. 

Im Zuge einer stärkeren Konzentration des 
mit öffentlichen Mitteln geförderten Miet- 
wohnungsbaues auf den Bedarf der geringer 
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verdienenden Bevölkerungsschichten liegt 
auch das gesetzliche Verbot der Leistung von 
verlorenen Baukostenzuschüssen seitens der 
Wohnungsuchenden. Diese werden durch 
§ 28 Abs. 2 ausnahmslos untersagt. Außer- 
dem werden die bisherigen Vorschriften bei- 
behalten, die der Bewilligungsstelle die Mög- 
lichkeit geben, die Annahme von Mietdar- 
lehen oder Mietvorauszahlungen zu verbieten 
oder der Höhe nach zu beschränken. 

Gegen die Vereinbarung von Mieten, die 
über der tatsächlichen Kostenmiete liegen, 
werden zugunsten der Mieter verschiedene 
Sicherungen eingebaut. Der Mieter kann sich 
jederzeit auf die Kostenmiete berufen und bei 
Streit über ihre Höhe Feststellungsklage beim 
ordentlichen Gericht erheben. Die Beweislast 
über die Höhe der Kostenfaktoren, die für 
die Kostenmiete maßgebend sind, trifft den 
Vermieter. Zuviel gezahlte Mietzinsbeträge 
kann der Mieter spätestens vom Zeitpunkt 
der Berufung auf die Kostenmiete zurückfor- 
dern, für die Zeit vom Beginn des Mietver- 
hältnisses an jedoch stets dann, wenn der Ver- 
mieter vorsätzlich oder infolge grober Fahr- 
lässigkeit eine die Kostenmiete übersteigende 
Miete gefordert hat (§ 40 a). 

Die Befürchtungen, daß diese Vielzahl der 
Sicherungen nicht ausreicht, um ein nicht zu 
vertretendes Ansteigen des Mietzinsgefüges 
im sozialen Wohnungsbau zu verhindern, 
dürfte nicht begründet sein. Es ist bereits jetzt 
vielfach zu beobachten, daß freifinanzierte, 
zu überhöhtem Mietzins angebotene Woh- 
nungen nicht mehr ohne weiteres absetzbar 
sind und mitunter schon leerstehen. Die 
Möglichkeit einer solchen Entwicklung wird 
auch im Rahmen des sozialen Wohnungs- 
baues den Bauherrn bei der von ihm selbst 
ve r an t w o rtli ch du rchzu f ü h r en d e n B e re ch n u n g 
der Kostenmiete zu einer vorsichtigen Hand- 
habung veranlassen. Es kommt hinzu, daß 
mit dem Übergang zum Höchstdarlehen und 
der Kostenmiete ein starker und wirksamer 
Druck auf die Rationalisierung des Baugesche- 
hens und insbesondere auf die Zinskosten der 
Finanzierung ausgeübt wird. Bisher tendierte 
das Finanzierungssystem des sozialen Woh- 
nungsbaues jedenfalls dahin, jeweils in das 
höhere öffentliche Baudarlehen oder in den 
Baukostenzuschuß auszuweichen. 

Schließlich sieht der vorliegende Entwurf 
auch eine Reihe von technischen Verbesserun- 
gen des bisher geltenden Wohnungsbaurech- 
tes vor. Insoweit ist vor allem auf die Ein- 


führung von Begriffsbestimmungen (§§ 2 a, 
2 b), auf die nähere Ausgestaltung des Rechtes 
der Kaufeigenheime (§§ 29 b, 29 c) und 
Kleinsiedlungen (§§ 29, 29 d), auf die Aus- 
gestaltung des Anerkennungsverfahrens für 
die steuerbegünstigten Wohnungen (§§ 42 a, 
42 b) sowie auf die Verbesserung und Erwei- 
terung des Freibauens (§ 43) hinzuweisen. 
Durch die Neufassung der Vorschrift über 
das Freibauen (§ 43) soll ein weiterer Anreiz 
zum Bau steuerbegünstigter oder frei finan- 
zierter Wohnungen geschaffen werden. Die 
bisher ihrem Wortlaut nach auf einen ver- 
hältnismäßig engen Tatbestand begrenzte 
Vorschrift wird entsprechend dem in ihr all- 
gemein enthaltenen Rechtsgedanken dahin 
ausgedehnt, daß grundsätzlich alle, die ein 
finanzielles Opfer für den Bau steuerbegün- 
stigter oder frei finanzierter Wohnungen er- 
bringen und hierdurch bewirtschafteten 
Wohnraum freimachen, unter bestimmten 
Voraussetzungen Anspruch auf wohnraum- 
mäßige Vergünstigungen haben. 

Die verfassungsmäßige Zuständigkeit des 
Bundes zur Regelung des von dem Entwurf 
erfaßten Fragenkreises ergibt sich aus den 
Art. 72 und 74 Nr. 18 des Grundgesetzes. 

II. Besonderer Teil 

Artikel I 

Zu § 1 

Durch die vorgesehene Einfügung eines neuen 
Absatzes 2 sollen Bund, Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände allgemein verpflich- 
tet werden, schon bei der Aufstellung dtr 
Neubauprogramme auf einen Vorrang des 
Baues von Eigenheimen und anderen Eigen- 
tumsmaßnahmen hinzuwirken. In dieser Vor- 
schrift findet ein wesentlicher Grundsatz der 
Wohnungsbaupolitik des Bundes, wie er be- 
reits vielfach in Verlautbarungen der Bundes- 
regierung betont worden ist, seinen pro- 
grammatischen Niederschlag. Diese Vorschrift 
wird ergänzt durch entsprechende Bestim- 
mungen in den §§12 Abs. 1, 13 Abs. 2, 25 a 
Abs. 2, 28 a bis 30 f, insbesondere in dem dort 
eingefügten besonderen Titel für Familien- 
heime. 

Zu § 2 

Da wesentliche Grundsätze über das Woh- 
nungsbauprämiensparen in §§ 11a und 11b 
eingefügt sind, ist ein entsprechender Hin- 
weis in § 2 Buchstabe d erforderlich. 
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Zu §§ 2 a bis 2 e 

Die Begriffsbestimmungen für neugeschaffene 
Wohnungen, Eigenheime, Kaufeigenheime, 
Kleinsiedlungen und eigentumsähnliche 
Dauerwohnrechte waren bisher an verschie- 
denen Stellen im Gesetz verstreut. Es er- 
scheint zweckmäßig, diese Definitionen in den 
allgemeinen Teil des Gesetzes vorzuziehen, 
da sie nicht nur für den öffentlich geförder- 
ten sozialen Wohnungsbau von Bedeutung 
sind. Dabei werden die bisher in Teil III des 
Gesetzes — § 20 — enthaltenen Begriffsbe- 
stimmungen nach sachlichen Gesichtspunkten 
in mehrere Paragraphen aufgegliedert. Die 
Definition der „neugeschaffenen Wohnungen“ 
ist aus den bisherigen §§ 3 Abs. 4, 7 Abs. 1, 
19 Abs. 1 und 42 herausgezogen, um in den 
genannten Vorschriften zu einfacheren For- 
mulierungen zu gelangen. 

Die Begriffe „Wiederaufbau“, „Wiederher- 
stellung“, „Ausbau“ und „Erweiterung“ sind 
an § 2 der Mietenverordnung bzw. der Be- 
rechnungsverordnung angelehnt und unter 
Anpassung an die bisherige Rechtsentwick- 
lung, insbesondere an die Ergebnisse der 
Rechtsprechung, nunmehr durch Gesetz fest- 
gelegt, da sie die Grundlage für viele Maß- 
nahmen und Bestimmungen bilden. 

Zu § 3 

Hier wird zunächst klargestellt, daß die als 
Prämien an Wohnbausparer gewährten Mit- 
tel nicht als öffentliche Mittel im Sinne des 
Wohnungsbaugesetzes gelten. Diese Klarstel- 
lung entspricht bereits der derzeitigen Ge- 
setzesauslegung, erscheint jedoch zur Besei- 
tigung von Zweifeln zweckmäßig. 

Die Begriffsbestimmung der öffentlich geför- 
derten Wohnung konnte mit Rücksicht auf 
den neu eingefügten § 2 a verkürzt werden. 
Dabei ist zur Klärung von Zweifelsfragen, 
die in der Praxis aufgetreten sind, hervorge- 
hoben, daß nur diejenigen Wohnungen 
eines gesamten Bauvorhabens öffentlich 
gefördert sind, für die öffentliche Mittel ge- 
währt werden. Entsprechend der Rechtspre- 
chung ist damit klargestellt, daß eine ge- 
mischte Finanzierung möglich ist und in 
einem Gebäude neben öffentlich geförderten 
Wohnungen auch steuerbegünstigte oder frei- 
finanzierte Wohnungen neu geschaffen wer- 
den können. 

Zu § 5 

Die Ausweitung des für die Übernahme von 
Bürgschaften oder Gewährleistungen im Ge- 


setz gezogenen Rahmens von 100 Millionen 
auf 500 Millionen DM soll dem Bund die 
Möglichkeit geben, mit dem Instrument der 
Bürgschaft mehr Mittel des Kapitalmarktes 
als bisher für die Wohnungsbaufinanzierung 
heranzuziehen, insbesondere in den Raum 
nach der ersten Hypothek als sogenannte I b- 
Hypothek, Mit der Aktivierung dieses Finan- 
zierungsraumes wird dadurch, daß die öffent- 
liche Hand als Bürge dem Kapitalmarkt Risi- 
ken aus der nachrangigen Finanzierung ab- 
nimmt, ein weiterer Schritt zur Umstellung 
der Wohnungsbaufinanzierung von der Sub- 
vention durch Öffentliche Mittel in die Rich- 
tung auf marktkonforme Methoden vorbe- 
reitet. Die Streichung des bisherigen Absat- 
zes 2, der die Übernahme von Bürgschaften 
zugunsten einzelner Bauvorhaben ausschließ- 
lich den Ländern vorbehielt, soll eine über- 
flüssige Einengung künftiger Entwicklungs- 
möglichkeiten beseitigen; es ist jedoch nicht 
beabsichtigt, die Übernahme von Bürgschaf- 
ten für einzelne Bauvorhaben in großem Um- 
fange an Stelle der Länder durch den Bund 
vornehmen zu lassen. 

Während nach der bisherigen Fassung des 
Gesetzes die Bundesregierung durch Rechts- 
verordnung das Nähere über die Bürgschafts- 
übernahme bestimmte, sollen nunmehr Richt- 
linien des Bundesministers für Wohnungsbau 
hierfür genügen. Dies entspricht einer allge- 
meinen Tendenz in der neueren Gesetzge- 
bung. Auf § 2 des Gesetzes über eine Bundes- 
bürgschaft für Kredite zur Finanzierung der 
Lebensmittelbevorratung vom 14. Juli 1951 
(BGBl. I S. 450) und § 1 Abs. 2 des Gesetzes 
über eine Bundesbürgschaft zur Abwicklung 
von Saatenkrediten für die Ernten bis zum 
Jahre 1949 vom 30. Juli 1951 (BGBl. I S. 475) 
sei in diesem Zusammenhang hingewiesen. 
Die Richtlinien, die im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen und dem 
Bundesminister für Wirtschaft ergehen wer- 
den, sollen nicht Recht setzen, sondern ver- 
waltungsinterne Bestimmungen treffen; die 
Form der Rechtsverordnung ist deshalb nicht 
erforderlich. 

Die in der Erhöhung des Bürgschaftsvolumens 
zum Ausdruck kommende Bereitschaft des 
Bundes, auch unter Übernahme von Risiken 
dem sozialen Wohnungsbau weitere Antriebe 
zu geben, kommt im Endergebnis den Län- 
dern zugute, in deren Bereich die bürgschafts- 
begünstigten Bauvorhaben durchgeführt wer- 
den. Dieser Interessenlage entsprechend soll 
daher in den hierfür geeigneten Fällen die 
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Übernahme der Bundesbürgschaft davon ab- 
hängig gemacht werden, daß sich die begün- 
stigten Länder angemessen, wenigstens zur 
Hälfte, an den aus den Bürgschaftsübernah- 
men erwachsenden Risiken beteiligen. 

Dahingehende Verhandlungen mit den Län- 
dern sind vorgesehen. 

Zu § 7 

Die Änderung des Abs. 1 hat nur redaktio- 
nelle Bedeutung und steht im Zusammenhang 
mit der Einfügung des neuen § 2 a. 

Die Neufassung des Abs. 2 ist aus redaktio- 
nellen Gründen erforderlich. Die bisher in 
Absatz 2 Buchstabe b enthaltenen Vorschrif- 
ten für steuerbegünstigte Wohnungen sind 
unter gewissen systematischen Änderungen in 
die Neufassung der §§ 42 bis 42 b aufgenom- 
men worden, so daß an dieser Stelle eine Ver- 
weisung auf diese Vorschriften genügt. In 
den erwähnten Vorschriften ist ein besonde- 
res Anerkennungsverfahren entwickelt wor- 
den. 

Durch den neu eingefügten Buchst, c soll klar- 
gestellt werden, daß auch Wohnheime unter 
bestimmten Voraussetzungen die Grund- 
steuervergünstigung erhalten können. Dies 
war bisher von der Praxis verschieden ge- 
handhabt worden. 

Zu § 10 

Die Aufhebung des §10 hängt damit zusam- 
men, daß die Vorschriften für steuerbegün- 
stigte Wohnungen in die §§ 42 bis 42 b auf- 
genommen worden sind. 

Zu § 11 

Da das in § 11 genannte Bayerische Gesetz 
über die Grundsteuerfreiheit und Gebühren- 
freiheit für den sozialen Wohnungsbau vom 
28. November 1949 (GVBl. 1950 S. 30) nur 
zur Anwendung gelangt für Wohnungen, die 
bis zum 1. April 1954 bezugsfertig geworden 
sind, ist es für den künftigen Wohnungsbau 
bedeutungslos geworden. § 11 ist daher im 
Rahmen des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
entbehrlich. 

Zu §§ 1 1 a und 11b 

Die Aufnahme dieser Vorschriften in das 
Wohnungsbaugesetz wird als zweckmäßig 
und notwendig angesehen, um die dem Woh- 
nungsbau dienenden verschiedenen finanziel- 
len Förderungsmaßnahmen in einem einheit- 
lichen Gesetz zusammenzufassen. Damit soll 


vor allem den Bauherrn ein einfaches Zu- 
rechtfinden ermöglicht werden. Die Vor- 
schriften des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 
stehen zudem in einem so untrennbaren Zu- 
sammenhang mit den im Wohnungsbaugesetz 
nach dem vorliegenden Entwurf enthaltenen 
Rechtsvorschriften, daß eine enge Ver- 
knüpfung beider Gesetze dringend erwünscht 
ist. Es sei hier insbesondere auf den im Ent- 
wurf enthaltenen neuen § 30 c verwiesen, der 
gerade für Wohnungsbauprämiensparer, die 
mindestens 30 v. H. der Gesamtkosten des 
Bauvorhabens als Eigenleistung erbringen, 
einen Rechtsanspruch auf die Bewilligung 
nachstelliger öffentlicher Mittel einräumen 
soll, § 11 a stellt deshalb die Verbindung zwi- 
schen den Regelungen des vorliegenden Ent- 
wurfs und des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 
dar, ohne bereits einen Rechtsanspruch auf 
Prämien zu geben; die Gestaltung im ein- 
zelnen bleibt dem Wohnungsbau-Prämien- 
gesetz überlassen. 

Bisher mußten die für die Auszahlung der 
Prämien an die Wohnbausparer erforder- 
lichen Beträge aus den allgemeinen Woh- 
nungsbauförderungsmitteln entnommen wer- 
den, die der Bundesminister für Wohnungs- 
bau den Ländern alljährlich zur Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues zur Verfügung 
stellt. Das bedeutete eine entsprechende Kür- 
zung der Mittel, die auf der Landesebene für 
die nachstellige Finanzierung der einzelnen 
Bauvorhaben bewilligt werden können. 
Durch die vorgesehene zusätzliche Bereitstel- 
lung von bis zu 60 Millionen DM an Bundes- 
mitteln wird die Beeinträchtigung der unmit- 
telbar für den sozialen Wohnungsbau ver- 
fügbaren nachstelligen Bundesmittel, die sonst 
bei der zu erwartenden Zunahme des Woh- 
nungsbauprämiensparens unter Umständen 
recht erheblich werden könnte, vermindert 
und zugleich — soweit die Prämienbegünstig- 
ten im Rahmen des öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbaues bauen — eine Aus- 
weitung des Programms des Öffentlich geför- 
derten sozialen Wohnungsbaues ermöglicht. 

Zu § 12 

Die für Abs. 1 vorgesehene Einfügung ver- 
folgt entsprechend der für § 1 vorgesehenen 
Ergänzung auch für die Bereitstellung von 
Bauland eine Bevorzugung der Eigentums- 
maßnahmen. 

Der in Abs. 3 neu vorgesehene Satz 2 soll ge- 
wisse Unklarheiten und Unbilligkeiten, die 
sich bei der Anwendung des Abs. 3 in der 
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Praxis gezeigt haben, ausräumen. Es wird 
grundsätzlich an der gesetzlich festgelegten 
Verpflichtung der öffentlichen Hand, den 
Rangrücktritt zu Gunsten der für die Finan- 
zierung der Bauvorhaben erforderlichen 
Grundpfandrechte auszusprechen, festgehalten. 
Sofern jedoch ein Bauvorhaben mit öffent- 
lichen Mitteln gefördert wird, soll die das 
Bauland zur Verfügung stellende öffentliche 
Körperschaft nicht verpflichtet sein, mit der 
Restkaufgeldhypothek oder dem Erbbauzins 
auch hinter das für das öffentliche Baudar- 
lehen bestellte Grundpfandrecht zurückzu- 
treten. Es bestünde sonst die Gefahr, daß 
öffentliche Körperschaften, die Bauland zur 
Verfügung stellen könnten, nur deshalb da- 
von absehen, weil der Restkaufgeldhypothek 
oder dem Erbbauzins eine schlechtere Rang- 
stelle zukommen würde als den öffentlichen 
Mitteln. 

Zu § 13 

Auch bei der Festlegung der Wohnungsbau- 
programme für den öffentlich geförderten 
sozialen Wohnungsbau sollen die Landes- 
regierungen und der Bundesminister für 
Wohnungsbau entsprechend dem in § 1 neu 
zum Ausdruck gelangten allgemeinen Grund- 
satz vorsehen, daß in genügendem Umfange 
Eigenheime und andere Eigentumsmaßnah- 
men gefördert werden. Auch hier ist wieder 
auf § 30 a zu verweisen, wonach die Förde- 
rung von Eigenheimen und Kleinsiedlungen 
sich in der Regel nur auf Familienheime be- 
ziehen soll. 

Zu § 14 

Die Vorschrift verlängert die Verpflichtung 
des Bundes, zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues jährlich einen Betrag von 
mindestens 500 Millionen DM zur Verfügung 
zu stellen, um ein weiteres Jahr, d. h. bis 
zum Jahre 1957. 

Durch die Änderung des § 14 wird weiter- 
hin bestimmt, daß vom Rechnungsjahr 1958 
ab die vom Bund für die Förderung des 
Wohnungsbaues in Höhe von 500 Millionen 
DM zur Verfügung zu stellenden Haushalts- 
mittel von Jahr zu Jahr um jeweils 50 Mil- 
lionen DM absinken. Damit wird der Grund- 
satz einer künftigen Degression der öffent- 
lichen Kapitalsubvention für die Bundesmittel 
festgelegt. Die Degression soll dadurch be- 
schleunigt werden, daß auf den bereitzustel- 
lenden gekürzten Haushaltsbetrag vom Jahre 
1958 an die Rückflüsse unter Abweichung 


von der bis 1958 geltenden Vorschrift des 
§ 17 Abs. 1 WoBauG angerechnet werden 
können. 

Die in Aussicht stehende Kapitaldegression 
soll dazu beitragen, daß die Bauwilligen, die 
in späteren Jahren mit öffentlichen Mitteln 
zu bauen beabsichtigen, schon jetzt durch ent- 
sprechende Sparleistungen für die Ansamm- 
lung eines dann notwendigen höheren Eigen- 
kapitals Sorge tragen. 

Zu § 16 

Da durch die neu vorgesehenen §§ 30c und 
30 d unter gewissen Voraussetzungen für den 
Bau von Familienheimen ein Rechtsanspruch 
auf Bewilligung öffentlicher Mittel einge- 
räumt wird, muß der zur Erfüllung der- 
artiger Ansprüche in den Ländern ent- 
stehende Bedarf an öffentlichen Mitteln bei 
der Verteilung der für den sozialen Woh- 
nungsbau vorgesehenen Bundeshaushaltsmit- 
tel berücksichtigt werden. Dies wird durch 
die vorgesehene Einfügung in § 16 ermög- 
licht. 

Zu § 19 

Die für § 19 vorgesehenen Streichungen sind 
erforderlich, weil die bevorzugte Berücksich- 
tigung von Bauherren bei der Bewilligung 
öffentlicher Mittel durch den neuen § 25 a 
ausführlicher geregelt wird. 

Der nach Streichung des bisherigen zweiten 
Absatzes neu eingefügte Abs. 2 ist aus den 
Richtlinien des Bundesministers für Woh- 
nungsbau und des Präsidenten des Bundes- 
ausgleichsamtes für den Einsatz der Bundes- 
mittel für den sozialen Wohnungsbau 1954 
vom 18. Januar 1954 (Bundesanzeiger 1954, 
Nr. 19 S. 2; Gemeinsames Ministerialblatt 
1954, S. 59; Bundesbaublatt 1954, S. 83) über- 
nommen und enthält städtebauliche Vor- 
schriften für den Neubau und Wiederaufbau. 
Bauvorhaben, die den Forderungen neuzeit- 
lichen Städtebaues in bezug auf Auflockerung, 
Weiträumigkeit sowie auch Zugänglichkeit 
der Grundstücke nicht Rechnung tragen, sol- 
len grundsätzlich nicht mit Öffentlichen Mit- 
teln gefördert werden. Die baupolizeilichen 
Vorschriften bieten in der Regel keine aus- 
reichende Handhabe, um diese Forderung 
durchzusetzen. Es soll aber ausgeschlossen 
werden, daß die öffentliche Hand sich an 
Bauvorhaben, bei denen diese Gesichtspunkte 
nicht beachtet werden, finanziell beteiligt. 

Zu § 21 

Die für § 21 vorgesehene Einfügung eines 
Satzes 2 in Abs. 1 verfolgt das Ziel, den Bau 
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von Eigenheimen, Kleinsiedlungen und Kauf- 
eigenheimen dadurch zu erleichtern und zu 
fördern, daß die Wohnfläche der Hauptwoh- 
nung nunmehr auf Kosten der zweiten Woh- 
nung über 80 qm erweitert werden kann. 
Maßgebend ist dabei vor allem der Gesichts- 
punkt, daß die Hauptwohnung von vorn- 
herein auch den Bedürfnissen einer wachsen- 
den Familie genügen soll. Das in der bisheri- 
gen Fassung des Gesetzes enthaltene System, 
die Wohnungen nur auf die Größe zu be- 
schranken, wie sie dem konkreten Raumbe- 
darf zur Zeit des Baubeginns entspricht, wird 
damit zugunsten einer elastischeren Hand- 
habung verlassen, die auch eine Berücksich- 
tigung des künftigen Raumbedarfs der Fa- 
milie ermöglicht. Damit wird auch die Be- 
reitschaft gefördert, sich zum Bau eines Eigen- 
heimes oder einer anderen Eigentumsmaß- 
nahme zu entschließen und das hierfür erfor- 
derliche Eigenkapital planmäßig anzusparen. 
Diese Vorschriften werden ergänzt durch die 
in Art. IV aufgenommenen Bestimmungen 
über die Änderung des Wohnraumbewirt- 
schaftungsgesetzes. 

Zu § 25 

Der in Abs. 1 zum Ausdruck kommende 
Grundsatz des gleichen Starts der Bauherren 
wird durch den Entwurf nicht aufgegeben, 
jedoch in einigen Punkten modifiziert. Durch 
den Entwurf sollen verschiedene Stufen der 
Förderungswürdigkeit von Bauvorhaben je 
nach ihrer Art festgelegt werden. Dem soll 
auch in § 25 insofern Rechnung getragen 
werden, als der gleiche Start der Bauherren 
nur innerhalb der gleichen Förderungsstufe 
der Bauvorhaben gelten kann. Dies soll durch 
die Änderung des § 25 Abs. 1 Satz 1 zum 
Ausdruck kommen. Dabei ist gleichzeitig die 
bisherige Vorschrift, daß die Bauherren sich 
verpflichten müssen, die Wohnungen nach 
den Vorschriften des Gesetzes zu verwalten, 
entsprechend den Vorschlägen aus der Praxis 
klarer gefaßt worden. Die Neufassung des 
bisherigen Satzes 3 ist durch die Einfügung 
der §§ 30c und 30 d bedingt. 

Zu § 25 a 

Durch diese Vorschrift werden die Rangfol- 
gen der Bauherren und Bauvorhaben bei der 
Bewilligung öffentlicher Mittel festgelegt. Die 
Vorschrift ersetzt die bisher in § 19 Abs. 2 
bis 4 enthaltenen Bestimmungen. 

In Abs. 1 wird durch schärfere Fassung der 
bisher in § 19 Abs. 4 enthaltenen Vorschrift 
für Gemeinden mit Kriegszerstörungen dem 


Wiederaufbau und der Wiederherstellung ein 
uneingeschränkter Vorrang vor dem Neubau 
gesetzlich eingeräumt. Im Rahmen des Wie- 
deraufbaues oder der Wiederherstellung sol- 
len weiter diejenigen Bauherren bevorzugt 
werden, die schon im Zeitpunkt der Zer- 
störung Eigentümer der Baugrundstücke 
waren oder Erben des Eigentümers sind. 

Abs. 2 bestimmt entsprechend für den Neu- 
bau einen Vorrang der Bauherren, die Eigen- 
heime bauen oder andere Eigentumsmaßnah- 
men durchführen wollen. Diese bevorzugte 
Berücksichtigung bei der Bewilligung öffent- 
licher Mittel durch die Bewiilligungsstellen 
entspricht den für §§ 1, 12, 13 und 30 a vor- 
gesehenen Einfügungen, durch die allgemein 
und für die Aufstellung der Wohnungsbau- 
programme bereits die Vorrangstellung der 
Bauherren von Familienheimen und anderen 
Eigentumsmaßnahmen festgelegt wird. Durch 
die vorliegende Vorschrift wird also nament- 
lich die Verwirklichung der nach diesen 
Grundsätzen auf gestellten Wohnungsbau- 
programme sichergestellt. 

Zu § 25 b 

Durch diese Vorschrift wird nunmehr, um 
den Grundsatz der Eigenverantwortlichkeit 
des Bauherrn hervorzuheben, ausdrücklich 
im Gesetz festgelegt, daß der Bauherr eine 
angemessene Eigenleistung zu erbringen hat. 
Über die Höhe der bei den verschiedenen 
Bauvorhaben als angemessen anzusehenden 
Eigenleistung sind in den Entwurf keine Vor- 
schriften aufgenommen worden. Hierzu wäre 
eine zu spezifizierte Regelung erforderlich, da 
die Verhältnisse in den einzelnen Ländern 
verschieden liegen. 

In der Vorschrift wird außerdem zur Beseiti- 
gung von Zweifeln bestimmt, daß Restfinan- 
zierungsmittel als Ersatz der Eigenleistung 
anerkannt werden können. 

Zu §§ 27 und 27 a 

Durch die Vorschriften soll der bisherige § 27, 
der den Einsatz des nachstelligen öffentlichen 
Baudarlehens regelt, ersetzt werden. Die bis- 
herige Vorschrift enthielt eine Automatik in 
der Form, daß das nachstellige öffentliche 
Baudarlehen nach Höhe und Zinsfuß in jedem 
Einzelfalle so eingesetzt werden sollte, daß 
die Wirtschaftlichkeit gewährleistet war. 
Diese Bestimmung hat sich in der Praxis nur 
bedingt durchsetzen können. Die obersten 
Landesbehörden haben bereits seit Jahren, 
um einen Druck auf die Baukosten auszu- 
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üben, Höchstsätze für die nachstelligen 
öffentlichen Baudarlehen festgesetzt und die 
Bewilligungsstellen im Verwaltungswege ver- 
pflichtet, nur Bauvorhaben zu fördern, bei 
denen mit einem im Rahmen der Höchst- 
sätze liegenden Baudarlehen auszukommen 
war. Durch den Entwurf wird nunmehr das 
aus der Praxis der öffentlichen Wohnungs- 
bauförderung entstandene Verfahren allge- 
mein vorgeschrieben. Zugleich soll durch eine 
Grundsatzregelung über die Bemessung der 
Höchstsätze sichergestellt werden, daß diese 
für eine Wohnung mittlerer Wohnflächen- 
größe und angemessener Ausstattung tatsäch- 
lich ausreichen. Um angesichts der Neurege- 
lung der Darlehensbemessung auch die Wirt- 
schaftlichkeit der durchgeführten Bauvor- 
haben zu gewährleisten, muß allerdings dem 
Bauherrn die Möglichkeit gewährt werden, 
die Miete nach den entstandenen Kosten zu 
berechnen (Kostenmiete); vgl. hierzu die 
§§ 40 a und 40 b des Entwurfs und die Be- 
gründung hierzu. 

Wenn auch das der nachstelligen Finanzierung 
dienende öffentliche Baudarlehen im Rahmen 
von Höchstsätzen bewilligt werden soll, so 
muß doch in jedem einzelnen Baufalle durch 
den Einsatz des Darlehens die noch vorhan- 
dene Finanzierungslücke geschlossen werden, 
da sonst die Durchführung des Bauvorhabens 
nicht gewährleistet wäre. Dies wird in § 27 a 
Satz 2 ausdrücklich bestimmt. Danach sollen 
Anträge von Bauherren, die ein den Höchst- 
satz überschreitendes öffentliches Baudar- 
lehen erfordern würden, im Regelfälle abge- 
lehnt werden. Um jedoch für Bevölkerungs- 
schichten mit geringerem Einkommen den 
Bau von Wohnungen mit verbilligter Miete 
zu ermöglichen, läßt der Entwurf in diesen 
Fällen eine Überschreitung der Darlehens- 
höchstsätze zu, vgl. §§ 36 und 36 a. 

Zu § 28 

Die neuen Abs. 2 bis 4 entsprechen in Teilen 
den bisherigen Vorschriften. Bedeutungsvoll 
ist jedoch, daß für den Bau von öffentlich 
geförderten Mietwohnungen die Annahme 
von verlorenen Baukostenzuschüssen von sei- 
ten der Wohnungssuchenden schlechthin ge- 
setzlich verboten wird. Im Interesse der sozial 
Schutzbedürftigen soll die Annahme von 
Finanzierungsbeiträgen als Mietvorauszah- 
lung oder Mieterdarlehen von der Bewil- 
ligungsstelle ausgeschlossen werden können, 
die im Rahmen des sozialen Wohnungsbaues 
von den Wohnungsuchenden als ungerecht- 
fertigt empfunden werden. 


Zu § 28 a 

ln dieser Vorschrift werden allgemeine För- 
derungsgrundsätze Kir den Bau von Eigen- 
t ums Vorhaben aul gestellt. Die Bestimmungen 
stehen in innerem Zusammenhang mit der 
für § 21 vorgesehenen ergänzenden Vor- 
schrift über den Ausgleich der Wohnflächen 
bei Eigentumsbauvorhaben, die mehr als eine 
Wohnung enthalten, sowie mit den Vor- 
schriften des Art. IV über die Änderung des 
Wohnraumbewirtschaftungsgesetzes. 

Zu § 28b 

Bisher ist vielfach mit Recht beanstandet wor- 
den, daß für Eigenheime, Kleinsiedlungen und 
Kaufeigenheime geringere Höchstsätze für die 
öffentlichen Baudarlehen als für Mietwoh- 
nungen bestimmt worden waren. Demgegen- 
über wird in Ergänzung des § 27 vorgesehen, 
daß die Darlehenshöchstsätze für die vorge- 
nannten Eigentumsbauvorhaben in der Regel 
höher sein sollen als die zum Bau von Miet- 
wohnungen. Damit soll die bisherige Benach- 
teiligung der Eigenheime und Kleinsiedlun- 
gen beseitigt werden, umgekehrt ein neuer 
Anreiz für Eigenheime und Kleinsiedlungen 
geschaffen werden. 

Zu § 28 c 

Da die nachstelligen öffentlichen Baudar- 
lehen, wie zu § 27 ausgeführt ist, nicht mehr 
der Automatik des bisherigen § 27 WoBauG 
unterliegen, ist es erforderlich, besondere 
Vorschriften über die Verzinsung und Til- 
gung der nachstelligen Baudarlehen in das Ge- 
setz aufzunehmen. Die In dem vorliegenden 
§ 28 c für Eigentumsmaßnahmen vorge- 
sehenen Bestimmungen, denen für Mietwoh- 
nungen § 36 a entspricht, sollen den Bauher- 
ren die Gewißheit geben, daß für die plan- 
mäßige Tilgungszeit der erststelligen Finan- 
zierungsmittel ein niedriger fester Zinssatz 
und ein gleichbleibender Tilgungssatz für die 
öffentlichen Baudarlehen zu entrichten ist. 
Eine besondere Bevorzugung soll einem Bau- 
herrn, der gegenüber dem üblichen Durch- 
schnittsdarlehen ein um mindestens ein Drit- 
tel niedrigeres Baudarlehen beantragt, da- 
durch zuteil werden, daß das öffentliche 
Baudarlehen für die gesamte Dauer seiner 
Laufzeit zinslos gewährt wird. 

Für die Zeit nach dem Ablauf der planmäßi- 
gen Tilgung der ersten Hypothek ist bewußt 
keine gesetzliche Regelung getroffen. Die 
Festsetzung der Zins- und Tilgungsbedingun- 
gen wird insoweit den vertraglichen Verein- 


27 



barungen zwischen dem Bauherrn und der 
Öffentlichen Hand überlassen. 


Zu § 28 d 

Durch die Vorschrift soll verhindert werden, 
daß die mit Öffentlichen Mitteln bevorzugt 
durchgeführten Eigentumsbauvorhaben in 
spekulativer Absicht an Personen veräußert 
werden, die nicht zu den Wohnungsberech- 
tigten des öffentlich geförderten sozialen 
Wohnungsbaues gehören. Dabei ergibt sich 
die Möglichkeit, daß etwa auftretende Härte- 
fälle ausgeräumt werden können, indem die 
Bewilligungsstelle die Veräußerung geneh- 
migt. 


Zu § 28 e 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 33. 


in den Vorschriften des Abs. 1 Nr. 1 bis 5 
näher geregelt worden, und zwar in der 
Weise, daß diese Vorschriften als wesentliche 
Bestandteile in den Darlehensvertrag der 
öffentlichen Hand mit dem Bauherrn aufge- 
nommen werden sollen. Abs. 2 sichert die 
Einhaltung der Vorschriften zugunsten der 
Bewerber durch den Bauherrn. 

Zu § 29 c 

In dieser Vorschrift wird bestimmt, daß der 
Bauherr eines Kaufeigenheimes in den ersten 
Jahren nach seiner Fertigstellung die erhöhte 
Absetzung nach § 7b des Einkommensteuer- 
gesetzes nicht für sich in Anspruch nehmen 
kann. Der Grund dafür ist, daß dem Käufer 
als Eigenbesitzer des Kaufeigenheimes diese 
erhöhte Absetzungsmöglichkeit zugute kom- 
men soll. 


Zu § 29 

Der bisherige § 38 wurde in der Praxis häufig 
dahin ausgelegt, daß öffentliche Mittel dem 
Bauherrn eines Eigenheimes oder einer Eigen- 
siedlung in der Regel nur bewilligt werden 
dürfen, wenn er zu dem nach § 38 begün- 
stigten Personenkreis gehört. Dies wird in 
Abs. 1 nunmehr gesetzlich klargestellt. Abs. 2 
übernimmt eine bereits in der Praxis be- 
stehende Handhabung, wonach auch für die 
Landzulage und die Ersteinrichtung einer 
Kleinsiedlung öffentliche Mittel bewilligt 
werden können, und gibt ihr eine klare ge- 
setzliche Grundlage. 

Zu § 29 a 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen § 19 
Abs. 2 Satz 1 zweiter Halbsatz. 

Zu § 29b 

Durch den Bau von Kaufeigenheimen soll 
eigentumswilligen Wohnungsuchenden die 
Möglichkeit eröffnet werden, ein mit öffent- 
lichen Mitteln gefördertes Ein- oder Zwei- 
familienhaus, das durch einen Bauträger ge- 
schaffen worden ist, käuflich zu erwerben und 
nach Maßgabe der Bedingungen des Kauf- 
vertrages den Barpreis in Raten zu decken. 
Dabei wird durch den Entwurf (§ 1 1 a Abs. 1 
Nr. 3) die Möglichkeit eröffnet, für die Ra- 
tenzahlungen die gleichen Prämien zu erhal- 
ten, wie sie Wohnbausparern zuteil werden, 
die vorsparen. 

Die Rechtsverhältnisse zwischen dem Bau- 
herrn des Kaufeigenheimes und einem kauf- 
willigen Bewerber oder einem Mieter sind 


Zu § 29 d 

Während die Eigensiedlung in § 29 behandelt 
ist, enthalten die vorliegenden Vorschriften 
Bestimmungen über den Bau von Kleinsied- 
lungen durch Dritte, vor allem durch Woh- 
nungsunternehmen. In diesen Fällen wird der 
Kleinsiedler in der Regel erst Eigentümer der 
Kleinsiedlung, wenn er sich innerhalb einer 
Probezeit als Siedler bewährt hat. Abs. 3 
bestimmt demgemäß, daß der Bauherr der 
Kleinsiedlung sich ebenso wie der eines Kauf- 
eigenheimes vertraglich verpflichten muß, dem 
Siedler die Kleinsiedlung auf Grund eines 
Kaufvertrages zu übereignen, wenn nicht ein 
wichtiger Grund in der Person oder in den 
Verhältnissen des Siedlers entgegensteht. 

Zu § 30 

Diese Bestimmung umschreibt in Anlehnung 
an § 2 Abs. 1 des Entwurfs der CDU/CSU 
zum Familienheimgesetz den Begriff des Fa- 
milienheimes. Überwiegend zu gewerblicher 
Nutzung bestimmte Eigenheime und Eigen- 
heime ohne Garten und Landzulage, z. B. das 
sogenannte „Bremer Haus“, fallen nicht unter 
den Begriff des Familienheimes. 

Zu § 30a 

Die Vorschrift, die den Grundgedanken von 
§ 1 des Entwurfs der CDU/CSU zum Fami- 
lienheimgesetz auf nimmt, schreibt vor, daß 
die Förderung der Eigentumsbildung inner- 
halb des sozialen Wohnungsbaues in erster 
Linie durch Schaffung von Familienheimen 
erfolgen soll. 
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Zu § 30 b 

Diese Vorschrift enthält einen in dem Ent- 
wurf der CDU/CSU zum Familienheimge- 
setz nicht vorgesehenen Beitrag des Bundes 
zur Förderung des Baues von Familienhei- 
men, von dem erwartet wird, daß er in der 
Baupraxis besondere Bedeutung erlangen und 
die Schaffung von Familienheimen erheblich 
erleichtern wird. Sowohl für den privaten 
Bauherrn als auch besonders für den Bau- 
träger von Kaufeigenheimen bot es bisher oft 
eine besondere Schwierigkeit, bereits bei Bau- 
beginn die Eigenleistung voll belegen zu müs- 
sen. Fiier soll durch die Möglichkeit einer Ge- 
währung von Vorfinanzierungskrediten aus 
einem revolvierenden Sonderfonds der Bun- 
desmittel wirksame Abhilfe geschaffen wer- 
den. So kann für einen privaten Bauherrn 
auch schon die Zeit bis zur vollen Ansparung 
der Eigenleistung oder bis zur Auszahlung 
der an ihre Stelle tretenden sonstigen Mittel 
für die Durchführung des Bauvorhabens 
nutzbar gemacht werden. Kaufeigenheime, 
die später in Familienheime umgewandelt 
werden sollen, können somit eine besondere 
Förderung erhalten. Es ist anzunehmen, daß 
gerade die in dieser Vorschrift verankerten 
Förderungsmaßnahmen das praktische Anlau- 
fen des Baues von Familienheimen spürbar 
beschleunigen werden. 

Zu § 30 c 

Die vorliegende Bestimmung geht ebenfalls 
über die Vorschläge des Entwurfs der CDU/ 
CSU zum Familienheimgesetz hinaus; sie 
stellt ein Kernstück der Novelle zum Ersten 
Wohnungsbaugesetz dar. Mit ihr soll ein 
wesentlicher Anreiz dafür geschaffen werden, 
daß Bauwillige, die sich ein Familienheim 
bauen wollen, hierfür planmäßig Sparbeträge 
zurücklegen. Fiat der Bauherr ein Mindest- 
eigenkapital von 30 v. H. angespart, so soll 
er einen Rechtsanspruch auf die Bewilligung 
des der nachstelligen Finanzierung dienenden 
öffentlichen Baudarlehens mit Vorrang vor 
anderen Bauherren erhalten. Begünstigt sind 
dabei namentlich diejenigen Bauwilligen, die 
durch Prämiensparen das mit 30 v. H. be- 
stimmte Mindesteigenkapital aufbringen. Eine 
Aufbringung des Mindesteigenkapitals in an- 
derer Weise aus eigener Leistung ist jedoch 
ebenfalls möglich. 

Den zum Bau entschlossenen sparwilligen Be- 
völkerungsschichten wird die Gewähr dafür 
geboten, daß sie nach Erreichung des Eigen- 
kapitalanteiles das Bauvorhaben auch durch- 
führen können. Es ist anzunehmen, daß durch 


die Einräumung eines Rechtsanspruches auf 
Zuteilung öffentlicher Mittel das Sparen für 
den Wohnungsbau wesentlichen Auftrieb er- 
halten wird. Daß der Bauherr, wenn er einen 
Rechtsanspruch haben soll, die Voraussetzun- 
gen für die Bewilligung öffentlicher Mittel 
erfüllen und daß sein Bauvorhaben den Vor- 
schriften über den sozialen Wohnungsbau 
entsprechen muß, ergibt sich bereits aus § 25, 
ist jedoch der Klarheit halber in der vorlie- 
genden Vorschrift nochmals hervorgehoben. 
Die von den Bauherren geforderte Mindest- 
eigenleistung von 30 v. H. der Gesamtkosten 
soll grundsätzlich durch Eigenleistung, also 
ohne Verwendung fremder Mittel, erbracht 
werden. Die Familienzusatzdarlehen (§ 30 d) 
sind jedoch kraft Gesetzes wie Eigenleistun- 
gen zu behandeln. Der Entwurf ermächtigt 
ferner die Bundesregierung, durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates zu 
bestimmen, daß auch andere Fremdmittel als 
Ersatz der Eigenleistungen anzuerkennen 
sind. 

In den Abs. 3 bis 5 wird das Verfahren näher 
geregelt, insbesondere für den Fall, daß der 
Bewilligungsstelle öffentliche Mittel in dem 
Zeitpunkt, in dem das öffentliche Baudar- 
lehen zu bewilligen wäre, nicht zur Ver- 
fügung stehen. Es wird mit diesen Vorschrif- 
ten sichergestellt, daß die betreffenden Bau- 
herren zu dem frühest möglichen Zeitpunkt 
berücksichtigt werden. 

Zu § 30 d 

Die Vorschrift erweitert den Grundgedanken 
der in § 15 Satz 3 des Entwurfs der CDU/ 
CSU zum Familienheimgesetz vorgesehenen 
Regelung zu einer wesentlichen Förderungs- 
maßnahme zugunsten kinderreicher Bau- 
herren von Familienheimen. Gerade diesen 
Bauherren fällt oft die Aufbringung des er- 
forderlichen Eigenkapitals besonders schwer. 
Um ihnen hier aus öffentlichen Mitteln eine 
Hilfe zu gewähren, ist vorgesehen, daß für 
das dritte und jedes weitere Kind ein Fami- 
lienzusatzdarlehen von 750 DM zu günstigen 
Bedingungen zu gewähren ist. Dieses Fami- 
lienzusatzdarlehen ist auf Antrag des Bau- 
herrn als Ersatz der Eigenleistung anzuerken- 
nen. Der Bauherr hat, wenn er die Voraus- 
setzungen der Vorschrift erfüllt, d. h. wenn 
sein Bauvorhaben förderungswürdig erscheint 
und mit einem nachstelligen öffentlichen Bau- 
darlehen gefördert wird, einen Rechts- 
anspruch auf Bewilligung des Familienzusatz- 
darlehens. 
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Zu § 30 e 

Diese Vorschrift übernimmt die in § 17 des 
Entwurfs der CDU/CSU zum Familienheim- 
gesetz vorgesehene Regelung, wonach die 
vorzeitige Tilgung des für den Bau eines Fa- 
milienheimes gewährten öffentlichen Dar- 
lehens durch Gewährung eines Schuldnach- 
lasses prämiiert wird. Hierdurch soll ein An- 
reiz für den Darlehensnehmer zur vorzeitigen 
Rückzahlung des öffentlichen Darlehens ge- 
schaffen werden. Die zurückfließenden öffent- 
lichen Mittel können dann zugunsten anderer 
Bewerber erneut eingesetzt werden. Da die 
Aufbringung der außerplanmäßigen Til- 
gungsraten für eine Familie mit Kindern eine 
besonders anzuerkennende Leistung bedeutet, 
ist dort die Prämie erhöht. Damit schließt 
sich diese Regelung an die Bestimmungen 
des Wohnungsbauprämiengesetzes an (vgl. 
jetzt §§ 1 1 a und 11 b). 

Zu § 30 f 

Die Betreuung der Bauherren von Eigenhei- 
men und Kleinsiedlungen durch geeignete 
Betreuungsunternehmen stellt eine wesentliche 
Erleichterung für die Bauvorbereitung und 
Baudurchführung dar. Um den Bauherren, 
die eine Betreuung wünschen, diese in jedem 
Falle zu ermöglichen, sieht die vorliegende 
Bestimmung in weitgehender Parallele zu 
§ 9 des Entwurfs der CDU/CSU zum Fami- 
lienheimgesetz unter bestimmten Voraus- 
setzungen eine Verpflichtung zur Über- 
nahme der Betreuung für Organe der staat- 
lichen Wohnungspolitik und gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen vor. Eine Ausnahme 
gilt dann, wenn die vorgesehene Betreuungs- 
körperschaft im Einzelfalle einen wichtigen 
Grund Vorbringen kann, der die Übernahme 
der Betreuung als nicht zumutbar erscheinen 
läßt. 

Zu § 30g 

Die Vorschrift entspricht dem bisherigen 
§ 35. 

Zu § 36 

Der Bau von öffentlich geförderten Miet- 
wohnungen soll künftig mehr als bisher auf 
Wohnungen mit verbilligter Miete für Be- 
völkerungsschichten mit geringerem Einkom- 
men konzentriert werden. Den zuständigen 
Landesbehörden wird es daher ausdrücklich 
zur Pflicht gemacht, ihre besondere Sorge auf 
die Erfüllung dieses Zieles zu richten. Zu den 
Bevölkerungsschichten mit geringerem Ein- 


kommen rechnet die Novelle nur den Per- 
sonenkreis, dessen Monatseinkommen nicht 
über 500 DM liegt. Dabei erhöht sich jedoch 
die Einkommensgrenze entsprechend der bis- 
herigen Regelung in § 38 Abs. 1 je unter- 
haltenem Familienangehörigen um 840 DM 
jährlich oder auf 70 DM im Monat. 

Nach Abs. 2 haben die zuständigen obersten 
Landesbehörden sicherzustellen, daß ein ent- 
sprechender Anteil der öffentlichen Mittel 
für die Förderung von Mietwohnungen mit 
verbilligter Miete verwendet wird. Dem Bun- 
desminister für Wohnungsbau wird die Voll- 
macht gegeben, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates erforderlichen- 
falls einen Mindestanteil, der für die einzel- 
nen Länder verschieden sein kann, festzu- 
setzen. 

Zu § 36 a 

Die Vorschrift enthält für die Bedingungen 
der nachstelligen öffentlichen Baudarlehen für 
den Bau von Mietwohnungen eine ähnliche 
Regelung wie sie in § 28 c für den Bau von 
Eigenheimen vorgesehen ist. 

Eine Sonderregelung für die Mietwohnungen 
mit verbilligter Miete (§ 36) bringt Abs. 2. 

Die für die Bevölkerungsschichten mit gerin- 
gerem Einkommen zu schaffenden Wohnun- 
gen müssen diesen zu einer Miete zur Ver- 
fügung stehen, die für sie auch tragbar ist. 
In Abs. 2 wird daher bestimmt, daß das 
nachstellige öffentliche Baudarlehen der Höhe 
nach so zu bemessen und der Zinssatz so zu 
bestimmen ist, daß sich eine Miete ergibt, die 
gerade für denjenigen Kreis von Wohnungs- 
suchenden tragbar ist, für den die Wohnun- 
gen bestimmt sind. Dabei können, wenn 
anders eine tragbare Miete nicht erzielt wer- 
den kann, im Einzelfalle die gemäß § 27 von 
den obersten Landesbehörden bestimmten 
Darlehenshöchstsätze überschritten werden. 
Das Gesetz will mit diesen Vorschriften 
sicherstellen, daß trotz der Zulassung einer 
Kostenmiete im öffentlich geförderten sozia- 
len Wohnungsbau eine den Einkommensver- 
hältnissen der schwächeren Bevölkerungs- 
schichten entsprechende Miete gewährleistet 
ist. 

Zu § 36b 

Wenn gegenwärtig aus praktischen Notwen- 
digkeiten heraus auch Mietwohnungen öffent- 
lich gefördert werden müssen, so ist doch 
auch hier eine stärkere Rücksichtnahme auf 
die Notwendigkeit der Schaffung von Ein- 
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zeleigentum angebracht. Auch der Bau von 
Mietwohnungen soll deshalb unter dem Leit- 
gedanken durchgeführt werden, daß eine spä- 
tere Übereignung der Gebäude oder Woh- 
nungen als Eigenheime oder Eigentumswoh- 
nungen möglich ist. 

Zu § 38 

Die vorgesehene Änderung des bisherigen 
Abs. 1 ist überwiegend redaktioneller Natur. 
Insbesondere bringt der Abs. 1 des Entwurfs 
keine sachliche Änderung gegenüber dem bis- 
herigen Rechtszustand. Der neue Abs. 2 steht 
im Zusammenhang mit den Vorschriften der 
§§ 36 und 36 a. Er soll sicherstellen, daß 
Wohnungen mit verbilligter Miete den Be- 
völkerungsschichten zugute kommen, für die 
sie geschaffen worden sind. 

Die nunmehr ausdrücklich ausgesprochene 
Vorschrift (Abs. 4), daß der Bauherr von 
Mietwohnungen unabhängig von der Höhe 
seines Einkommens eine dieser Wohnungen 
für seinen Eigenbedarf beanspruchen kann, 
entspricht der Auslegung und Handhabung 
der bisherigen Fassung des Gesetzes. 

Zu § 40 

Die Änderung ist redaktioneller Natur und 
dadurch bedingt, daß*§ 28 inhaltlich teilweise 
verändert worden ist. 

Zu §§ 40 a und 40 b 

Der Entwurf sieht vor, daß im öffentlich ge- 
förderten sozialen Wohnungsbau in Zukunft 
von dem bisherigen starren Richtsatzmieten- 
system abgegangen und die Erhebung einer 
Kostenmiete zugelassen wird. Die Vorschrif- 
ten über die Miete für öffentlich geförderte 
Wohnungen sollen bei der Mietpreisbildung 
in der Praxis eine bewegliche Handhabung 
ermöglichen und den Bauherren die häufig 
bei der Festsetzung von Richtsatzmieten nicht 
mögliche volle Verzinsung ihrer Eigenleistung 
und die Berücksichtigung von anderen 
Kostenansätzen gestatten, die in der Vergan- 
genheit häufig infolge der unzulänglichen Er- 
tragslage nicht in voller Höhe angesetzt wer- 
den konnten. 

Im Gegensatz zu der bisherigen Regelung, die 
starre Richtsätze und dementsprechend ange- 
paßte, variable Sätze für die öffentlichen Dar- 
lehen vorsieht, wird der Übergang zur 
Kostenmiete die Bauherren dazu zwingen, 
eine möglichst hohe Wirtschaftlichkeit ihres 
Bauvorhabens zu erreichen, da sie sonst Ge- 
fahr laufen, daß Mieten entstehen, zu denen 


die Wohnungen nicht auf die Dauer absetz- 
bar sind. Hiervon ist ein sehr zu begrüßender 
Druck auf Hypothekenzinsen und Baukosten 
zu erhoffen. 

Mit der Einführung einer Kostenmiete im 
öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau 
ist daher nicht unbedingt und vor allem 
nicht generell eine Anhebung des bisherigen 
Richtsatzrnietenniveaus für die öffentlich ge- 
förderten Wohnungen verbunden. Insbeson- 
dere für Wohnungen, die für geringer ver- 
dienende Schichten vorgesehen sind, also ge- 
rade zugunsten der besonders schutzbedürf- 
tigen Kreise der Bevölkerung, soll eine trag- 
bare, gegenüber den bisherigen starren Richt- 
sätzen möglichst niedrigere Kostenmiete 
durch die Bewilligung eines entsprechend 
höheren Darlehens erreicht werden. Dies er- 
gibt sich aus § 36 a Abs. 2. 

Im übrigen kann insoweit auf den Allgemei- 
nen Teil der Begründung verwiesen werden. 

Die Kostenmiete soll im öffentlich geförder- 
ten Wohnungsbau verbindlich sein für Miet- 
wohnungen und im Falle ihrer mietweisen 
Überlassung auch für öffentlich geförderte 
Wohnungen in Eigenheimen, Kaufeigenhei- 
men, Kleinsiedlungen sowie Wohnungen in 
der Rechtsform des Wohnungseigentums und 
eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts. 

Wenn über die Höhe der Kostenmiete ein 
Streit zwischen den Beteiligten entsteht, so 
soll in Zukunft zur Entscheidung über die 
Hohe der geschuldeten Miete nicht mehr die 
Preisbehörde, sondern das ordentliche Ge- 
richt im Verfahren nach der Zivilprozeßord- 
nung zuständig sein. Der Mieter, der mit 
dem Vermieter eine den Betrag der Kosten- 
miete übersteigende Miete vereinbart hat, 
kann durch Erklärung gegenüber dem Ver- 
mieter seine Schuld auf die Kostenmiete her- 
absetzen. Etwa zuviel gezahlte Beträge kann 
er für die Folgezeit in allen Fällen und für 
die Zeit vorher jedenfalls bei schuldhaftem 
Handeln des Vermieters zurückfordern. 

Zu §§ 42 bis 42 b 

Ob eine nicht mit öffentlichen Mitteln ge- 
förderte Wohnung als steuerbegünstigte 
Wohnung anzusehen ist, ergibt sich nach der 
bisherigen Fassung des Gesetzes aus § 42 in 
Verbindung mit § 7 Abs. 2 des Wohnungs- 
baugesetzes und § 7 c des Einkommensteuer- 
gesetzes. Für die Gewährung der Grund- 
steuervergünstigung nach § 7 WoBauG oder 
der Einkommensteuervergünstigung nach 
§ 7 c EStG ist eine Bescheinigung der von 
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der obersten Landesbehörde bestimmten 
Stelle vorzulegen. Bei dem bisherigen Verfah- 
ren haben sich verschiedene Unklarheiten und 
Unbilligkeiten ergeben; so hat sich ein Teil 
der Rechtsprechung auf den Standpunkt ge- 
stellt, daß der Bauherr einen Rechtsanspruch 
auf Erteilung der in § 10 WoBauG vorge- 
schriebenen Bescheinigung hat, wahrend 
andere Gerichte den gegenteiligen Stand- 
punkt vertreten. Es hat sich hier durch diese 
nicht einheitliche Rechtsprechung eine be- 
denkliche Unsicherheit ergeben, die auf die 
am Bau steuerbegünstigter Wohnungen inter- 
essierten Kreise lähmend wirken könnte. 
Außerdem ist es nach der bisherigen Fassung 
des Gesetzes ungewiß, von welchem Zeit- 
punkt ab einer Wohnung die Eigenschaft als 
steuerbegünstigte Wohnung zukommt. Es er- 
gab sich bisher für eine unter Umständen 
längere Übergangszeit nach Bezugsfertigkeit 
der Bauten ein Schwebezustand, der mit den 
Erfordernissen der Rechtssicherheit schwer in 
Einklang zu bringen war. 

Um diesen Schwierigkeiten zu begegnen, 
sieht der Entwurf ein Abgehen von den bis- 
herigen Bescheinigungen und die Einführung 
eines förmlichen Anerkennungsverfahrens 
vor. Danach sollen in Zukunft die Wohnun- 
gen, bei denen die in § 42 a bezeichneten Vor- 
aussetzungen vorliegen, auf Antrag durch 
einen formellen Bescheid als steuerbegünstigt 
anerkannt werden (§ 42 b). Mit der Ausstel- 
lung des Anerkennungsbescheides gelten die 
Wohnungen als steuerbegünstigte Wohnun- 
gen im Sinne des Gesetzes mit der Rechts- 
folge, daß sodann für sie bei der Gewährung 
der Steuervergünstigung die in dem Aner- 
kennungsverfahren bereits beurteilten Vor- 
aussetzungen nicht mehr zu prüfen sind. Die 
materielle Entscheidung wird also in einem 
früheren Stadium — auf Antrag schon vor 
Baubeginn — von der für das Bauwesen zu- 
ständigen Behörde in einer allgemein ver- 
bindlichen Form getroffen. Mit den neuen 
Vorschriften wird eine einheitliche FFand- 
habung des Gesetzes ermöglicht und eine 
Klarheit darüber erzielt, von welchem Zeit- 
punkt an eine Wohnung als steuerbegünstigt 
gilt. Für die bis zum 31. Dezember 1954 nach 
§ 10 WoBauG erteilten Bescheinigungen wird 
übergangsweise bestimmt (§ 42 Abs. 2), daß 
sie als Anerkennungsbescheide im Sinne der 
Neuregelung gelten. 

Die nunmehr in § 42 a aufgenommenen 
Wohnflächengrenzen für steuerbegünstigte 
Wohnungen sind zugunsten des Baues von 


Eigenheimen und Eigentumsvorhaben aufge- 
lockert worden. Weiter wird die Wohn- 
flächenobergrenze für sonstige steuerbegün- 
stigte Wohnungen von 80 auf 100 qm her- 
aufgesetzt. Diese Erhöhung der Wohnflächen- 
grenze entspricht einem in der Praxis stän- 
dig aufgetretenen Bedürfnis. 

Zu §§ 42 c und 42 d 

Diese Vorschriften entsprechen dem bisheri- 
gen § 42 Abs. 2 und sind nur mit Rück- 
sicht auf den neu eingefügten § 2 a fassungs- 
mäßig geändert. 

Zu § 43 

Durch die vorgesehene Neufassung des § 43 
soll ein weiterer Anreiz zum Bau steuerbe- 
günstigter oder freifinanzierter Wohnungen 
geschaffen werden. Der bisherige § 43 sieht 
einen Zuteilungsanspruch für freigeworde- 
nen, der Wohnraumbewirtschaftung unterlie- 
genden Altwohnraum nur für den Fall vor, 
daß der Vermieter dieses Wohn raumes einen 
Mieter oder Untermieter auf Grund freiwil- 
liger Vereinbarung in einer neugeschaffenen 
Wohnung untergebracht hat. Da die Gerichte 
eine ausdehnende Interpretation des bisheri- 
gen § 43 zum Teil abgelehnt, zum Teil bejaht 
haben, ist eine gewisse Rechtsunsicherheit ent- 
standen. Durch die vorgesehene Neufassung 
des § 43 soll diese möglicherweise zu FFem- 
mungen des Bauwillens führende Unsicher- 
heit beseitigt und darüber hinaus eine erwei- 
terte Anwendung des aus der bisherigen Fas- 
sung des § 43 erkennbaren Grundgedankens 
ermöglicht werden. 

Darüber hinaus ist vorgesehen (Abs. 3), daß 
ein Freibauen auch dadurch erfolgen kann, 
daß ein wesentlicher Finanzierungsbeitrag an 
die Gemeinde zur Förderung des Wohnungs- 
baues geleistet wird. Die Gemeinde soll die 
so empfangenen Beträge dann als öffentliche 
Mittel zum Bau für öffentlich geförderte 
Wohnungen verwenden. Durch diese Vor- 
schrift wird ein Verfahren, das in verschie- 
denen Teilen des Bundesgebietes von den Ge- 
meinden bereits praktisch geübt wird, mit 
einer gesetzlichen Grundlage versehen. 

Zu § 45 

Die zu dieser Vorschrift vorgesehenen Ände- 
rungen sind im wesentlichen nur verfahrens- 
mäßiger Art. Nach der bisherigen Fassung 
des Gesetzes ist vorgesehen, daß die Berufung 
auf die Kostenmiete durch einen Antrag bei 
der Preisbehörde erfolgt. In Zukunft soll 
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auch hier die Berufung auf die Kostenmiete 
durch eine das Schuldverhältnis umgestaltende 
Erklärung gegenüber dem anderen Vertrags- 
teil möglich sein. Im Streitfälle soll dann an 
Stelle der Preisbehörde das ordentliche Ge- 
richt im Verfahren nach der Zivilprozeßord- 
nung entscheiden. 

Zu § 48 

Die bisher in Abs. 1 Buchst, d enthaltene 
Ermächtigung ist durch die Aufhebung des 
§ 32 entbehrlich geworden. 

Die Ermächtigung der Bundesregierung zum 
Erlaß einer Rechtsverordnung über die An- 
gemessenheit der Bedingungen von Kaufver- 
trägen über Kaufeigenheime und Kleinsied- 
lungen wird durch die Neufassung von § 29b 
Abs. 1 Nr. 1 und § 29 d erforderlich. Die Er- 
mächtigung auch der Landesregierungen zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen über die von 
der Bundesregierung nicht aufgegriffenen 
Fragen entspricht einem praktischen Bedürf- 
nis. 

Zu § 52 

Die Änderungen sind redaktioneller Natur. 
Zu § 52 a 

Die in §§ 2 a bis 2 e bestimmten Rechts- 
begriffe werden nicht nur im Wohnungsbau- 
gesetz, sondern in verschiedenen Rechtsvor- 
schriften, die sich ebenfalls mit Fragen oder 
Auswirkungen des Wohnungsbaues befassen, 
verwendet. Um zu einer einheitlichen An- 
wendung der vielfach unterschiedlich ausge- 
legten Begriffe zu gelangen, wird daher vor- 
geschrieben, daß die im Wohnungsbaugesetz 
in den genannten Vorschriften erläuterten 
Begriffe auch für andere Rechtsvorschriften 
gelten, sofern sich nicht aus diesen Rechtsver- 
ordnungen ergibt, daß eine abweichende Be- 
griffsbestimmung zugrunde zu legen ist. 

Artikel II 

Die Uberleitungsvorschriften sehen der Sache 
nach vor, daß die unter der Geltung des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes in der bisheri- 
gen Fassung geschaffenen öffentlich geförder- 
ten Wohnungen auch nach der Gesetzesände- 
rung weiter nach den bisherigen Vorschrif- 
ten behandelt werden sollen. Insbesondere ist 
also nicht daran gedacht, auch den Bauherren 
öffentlich geförderter Wohnungen, für die 
bisher die Richtsatzmiete galt, den Übergang 
auf die Kostenmiete zu ermöglichen. 


Artikel III 

Die Neubekanntmachung des Ersten Woh- 
nungsbaugesetzes, das in Zukunft „Woh- 
nungsbau- und Familienheimgesetz“ heißen 
soll, wird infolge der zahlreichen Änderungen 
des Gesetzestextes erforderlich. 

Artikel IV 

Die für § 12 des Wohnraumbewirtschaftungs- 
gesetzes vorgesehene Änderung soll eine Er- 
leichterung des Wohnungstausches ermög- 
lichen. Der Tausch von Wohnungen soll in 
Zukunft nicht mehr der Genehmigung der 
Wohnungsbehörde bedürfen. Damit soll vor 
alelm auch größeren Familien der Zugang zu 
einer geräumigeren Altraumwohnung im 
Tauschwege erleichtert werden. 

Die zu §§ 14 und 18 des Wohnraumbewirt- 
schaftungsgesetzes vorgesehenen Änderungen 
und Ergänzungen haben das Ziel, dem Eigen- 
tümer eines Eigenheimes oder einer Klein- 
siedlung oder dem Käufer eines Kaufeigen- 
heimes zu ermöglichen, sofern es durch seinen 
Eigenbedarf bedingt ist, auch eine in dem 
Gebäude geschaffene zweite Wohnung oder 
Einliegerwohnung in Anspruch zu nehmen. 
Dies soll sowohl nach der Bezugsfertigkeit 
der Wohnungen gelten wie bei einem späte- 
ren Freiwerden. Darüber hinaus ist vorge- 
sehen, daß der Eigentümer hinsichtlich der 
Belegung der zweiten Wohnung oder der 
Einliegerwohnung ein bindendes Vorschlags- 
recht hat. Wenn es sich jedoch bei den neu- 
geschaffenen öffentlich geförderten Eigenhei- 
men, Kleinsiedlungen und Kaufeigenheimen 
um Wohnungen handelt, die mit für be- 
stimmte Personenkreise zweckgebundenen 
Mitteln errichtet sind, soll das Vorschlags- 
recht nur in der Weise ausgeübt werden kön- 
nen, daß ein der Zweckbindung der Mittel 
entsprechender Vorschlag gemacht wird. Dies 
ergibt sich daraus, daß die Wohnungsbehörde 
die Zuteilung versagen kann, wenn sie nicht 
den Vorschriften und Zielen des Wohnungs- 
baugesetzes entsprechen würde oder mit ihr 
nicht dem mit der Bewilligung der öffent- 
lichen Mittel verfolgten besonderen Zweck 
hinsichtlich der Belegung der Wohnungen 
Rechnung getragen wird. 

Artikel V 

Der Runderlaß PR Nr. 5/49 der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebietes ist durch 
die Vorschriften des Ersten Wohnungsbau- 
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gesetzes seit dessen Inkafttreten überholt. 
Diese Auffassung ist auch verschiedentlich im 
Schrifttum vertreten worden. Gleichwohl 
sind in der Handhabung der Preisbehörden 
und in der Rechtsprechung Unklarheiten über 


seine Geltung entstanden. Durch die vorlie- 
gende Vorschrift wird daher authentisch fest- 
gestellt, daß der Erlaß für den Geltungsbe- 
reich des Ersten Wohnungsbaugesetzes keine 
Anwendung findet. 


Anlage 2 

Änderungsvorschläge des Bundesrates 


Zu Art. I Nr. 4 

§ 2 b erhält folgende Fassung: 

4 2 b 

Wiederaufbau, Wiederherstellung, 
Ausbau, Erweiterung 

(1) Wiederaufbau ist das Schaffen von 
Wohnungen durch Aufbau eines zerstörten 
Gebäudes oder durch Bebauung von Trüm- 
merflächen. Ein Gebäude gilt als zerstört, 
wenn ein durch die natürliche Abnutzung 
nicht verursachtes Ereignis dazu geführt hat, 
daß oberhalb des Kellergeschosses kein auf 
die Dauer benutzbarer R^ium mehr vor- 
handen ist. 

(2) Wiederherstellung ist das Schaffen von 
Wohnungen durch Instandsetzung beschä- 
digter Wohnungen, die nicht durch natür- 
liche Abnutzung so schadhaft geworden sind, 
daß sie auf die Dauer nicht mehr in vollem 
Umfange zu Wohnzwecken benutzbar sind. 

(3) Ausbau ist das Schaffen von Wohnun- 
gen durch eine unter wesentlichem Bau- 
aufwand durchgeführte Umwandlung von 
Räumen, die 'bisher anderen Zwecken zu 
dienen bestimmt waren, insbesondere auch 
von Dachgeschossen. 

(4) Erweiterung ist das Schaffen von Woh- 
nungen durch Aufstockung oder Anbau. 

(5) Eine Wohnung ist auf die Dauer zu 
Wohnzwecken nicht in vollem Umfange be- 
nutzbar, wenn ein Raum oder mehrere 
Räume oder sonstige für die Nutzung der 
Wohnung erforderlichen Gebäudeteile zer- 
stört sind oder sich in einem Zustand befin- 
den, der in bau- oder gesundheitspolizeilicher 
Hinsicht ein dauerndes Bewohnen nicht ge- 


stattet. Dabei ist unerheblich, ob die Woh- 
nung tatsächlich bewohnt ist.“ 

Begründung 

Der Wortlaut des bisherigen § 2 der Ver- 
ordnung über Wirtschaftlichkeits- und Wohn- 
flächenberechnung für neugeschaffenen W ohn- 
raum (Berechnungsverordnung) vom 20. No- 
vember 1950 und des § 2 der Verordnung 
über die Miethöhe für neugeschaffenen 
Wohnraum (Mietenverordnung) vom 20. No- 
vember 1950 soll möglichst erhalten bleiben, 
weil sich die Rechtsprechung darauf einge- 
spielt hat. Im übrigen erfolgt nur eine Ergän- 
zung der bisherigen Begriffe durch Einarbei- 
tung der Rechtsprechung. 

Zu Art. I Nr. 5 

Die §§ 2 c, 2 d und 2e werden gestrichen 
unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung des 
§ 20 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 

(WoBauG) in der Fassung vom 25. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1047). 

Begründung 

Die Einordnung dieser Begriffe in das Gesetz 
erfolgt zweckmäßiger an der alten Stelle, 
weil sie dort systematisch erwartet wird. 

Zu Art. I Nr. 7 

§ 5 erhält folgende Fassung: 

4 5 

öffentliche Bürgschaften 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
Bürgschaften und Gewährleistungen für Dar- 
lehensverpflichtungen zur Förderung von 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Wohnungs- 
und Siedlungswesens und der damit verbun- 


34 



denen städtebaulichen Maßnahmen bis zu 
einer Höhe von 500 Millionen Deutsche Mark 
zu übernehmen. 

(2) Sofern die Lander oder die von ihnen 
mit der Bürgschaftsübernahme beauftragten 
öffentlich-rechtlichen Institute derartige Bürg- 
schaften und Gewährleistungen für Darlehns- 
verpflichtungen übernehmen, wird die Bun- 
desregierung ermächtigt, gemeinsam mit den 
Ländern die aus einzelnen Bauvorhaben er- 
wachsenden Risiken im Rahmen der Er- 
mächtigung des Absatzes 1 bis zur Hälfte zu 
übernehmen. 

(3) Die Bundesregierung erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesrates die zur Durchführung 
erforderlichen allgemeinen V erwaltungsvor- 
schriften. 

(4) Landesrechtliche Vorschriften über 
Bürgschaftsübernahmen und Gewährleistun- 
gen im Sinne von Absatz 1 bleiben unbe- 
rührt.“ 

Begründung 

In der Begründung der Bundesregierung zu 
§ 5 des Gesetzentwurfs ist ausgesprochen, daß 
die Länder die Hälfte des aus der Übernahme 
von Bürgschaften entstehenden Risikos über- 
nehmen sollen. Dieser Forderung will die vor- 
geschlagene Fassung in einer der Praxis mehr 
entsprechenden Form Rechnung tragen. 
Danach können die Länder neben der Bun- 
desbürgschaft eigene Bürgschaften überneh- 
men bzw. öffentlich-rechtliche Institute mit 
der Übernahme der Bürgschaften beauf- 
tragen, wobei der Bund die Hälfte des Risi- 
kos übernehmen kann, ohne daß dessen Bürg- 
schaftsrisiko gemäß Abs. 1 in Höhe von 
500 Millionen Deutsche Mark beeinträchtigt 
wird. 

Es handelt sich um eine Berichtigung. Im 
Hinblick auf die Bedeutung der Maßnahme 
und die Begründung der Gesetzesvorlage 
wird die Einschaltung des Bundesrates für 
erforderlich gehalten. Nur wenn die vorge- 
schlagene Formulierung zu Nr. 7 Buchst, b 
gewählt wird, erscheint die Streichung des 
bisherigen Abs. 2 und die Streichung des 
Satzes 2 in dem bisherigen Abs. 3 vertretbar. 
Der bisherige Satz 2 und der letzte Satz er- 
scheinen mit Rücksicht auf Satz 1 überflüssig. 
Es muß den Ländern überlassen bleiben zu 
regeln, bis zu welcher Höhe des Beleihungs- 
wertes oder der Gesamtherstellungskosten 
Bürgschaften übernommen werden. 


Zu Art. I Nr. 9 Buchst, c 

§ 7 Abs. 2 Buchst, c erhält folgende Fassung: 
„c) Wohnheime“ 

Begründung 

Wohnheime sind fast ausnahmslos zur Unter- 
bringung von Personen bestimmt, bei denen 
die Voraussetzungen des § 38 Abs. 1 des 
Ersten Wohnungsbaugesetzes (WoBauG) in 
der Fassung vom 25. August 1953 (BGBl. I 
S. 1047) vorliegen. Deshalb würde es einen 
unnötigen Verwaltungsaufwand verursachen, 
wenn die Behörden mit einer ins einzelne 
gehenden Nachprüfung der Belegung der 
Wohnheime und der Satzung ihrer Träger 
belastet würden. 

Zu Art. I Nr. 11 

Im Dritten Abschnitt § 11a Abs. 1 Nr. 2 
wird als Buchst, c eingefügt: 

,,c) als Finanzierungsbeitrag im Sinne dieses 
Gesetzes zur Erlangung einer Mietwoh- 
nung." 

Begründung 

Eine Nichtberücksichtigung der Mietwoh- 
nung bei der Förderung des Prämiensparens 
führt dazu, daß Wohnungsuchende, die aus 
beruflichen, sozialen, wirtschaftlichen oder 
sonstigen Gründen nur die Erlangung einer 
Mietwohnung anstreben, auf eine Genossen- 
schaftswohnung angewiesen sind. Für den 
Wohnungsuchenden ergibt sich damit eine 
unter Umständen für ihn untragbare Bin- 
dung an einen bestimmten Bauherrn und 
einen Bauort. Es ist ferner zu berücksichtigen, 
daß die Wohnungsbewert^er für Wohnungen, 
die von Privaten im Wiederaufbau oder 
durch Wiederherstellung geschaffen werden, 
gegenüber anderen Wohnungsuchenden be- 
nachteiligt sind. Angesichts der auch vom 
Bundesgesetzgeber anerkannten Dringlichkeit 
eines Wiederaufbaues der zerstörten Stadt- 
kerne, namentlich soweit es sich um private 
Eigentümer von Trümmergrundstücken oder 
private Aufbaugemeinschaften handelt, er- 
scheint dieses Ergebnis untragbar. 

Zu Art. I Nr. 11 

§ 11 b erhält folgende Fassung: 

„§ 11b 

Aufbringung der Mittel 

Die für die Auszahlung der Prämien er- 
forderlichen Beträge werden bis zur Höhe 
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von 60 Millionen Deutsche Mark jährlich 
vom Bund gesondert zur Verfügung gestellt 
und auf die Länder anteilig nach ihrer 
Prämienbelastung verteilt. Im übrigen wer- 
den darüber hinausgehende, für die Auszah- 
lung der Prämien erforderliche Beträge von 
den Ländern den ihnen gemäß § 14 Abs. 1 
zugeteilten Mitteln entnommen.“ 

Begründung 

Wegen § 14 Abs. 2 des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes (WoBauG) in der Fassung vom 
25. August 1953 (BGBl. I S. 1047) und auf 
Grund der Tatsache, daß in Zukunft nach der 
Änderung der Einkommensteuergesetzgebung 
mit einer höheren Auszahlung von Prämien 
zu rechnen ist, erscheint es notwendig und 
billig, daß der Bund von vornherein die 
hierfür erforderlichen Mittel bis zur Hohe 
von 60 Millionen Deutsche Mark bereitstellt. 
Dabei war es notwendig festzustellen, daß die 
Verteilung der 60 Millionen Deutsche Mark 
auf die Länder anteilig nach ihrer Prämien- 
belastung erfolgt. 

Zu Art. I Nr. 13 Buchst, a 

In § 12 Abs. 1 Satz 2 wird zwischen dem 
Wort „bevorzugt“ und „Bauland“ eingefügt 
das Wort „geeignetes“. 

Begründung 

Es ist erforderlich, daß für die Bebauung mit 
Eigenheimen, Kleinsiedlungen u. a. bereitzu- 
stellendes Land auch tatsächlich dafür geeignet 
ist. 

Zu Art. I Nr. 13 Buchst, b 

Der dem § 12 Abs. 3 angefügte Satz 2 wird 
gestrichen. 

Begründung 

Für eine Schelchterstellung des Gläubigers des 
öffentlichen Baudarlehens besteht keine Ver- 
anlassung. 

Zu Art. I Nr. 14 Buchst, b 

a) In § 13 Abs. 2 erhält Satz 1 folgende Fas- 
sung: 

„Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehör- 
den stimmen im Benehmen mit dem Bun- 
desminister für Wohnungsbau ihre Pro- 
gramme und deren Finanzierung so auf- 
einander ab, daß für das Gebiet der Bun- 
desrepublik ein Gesamtprogramm ent- 
steht,“ 


Begründung 

Die für das Wohnungs- und Siedlungs- 
wesen zuständigen obersten Landesbehör- 
den können eine weitergehende Verpflich- 
tung als die bereits im ersten Halbsatz 
festgelegte nicht übernehmen. 

b) In § 13 Abs. 2 Satz 2 drittletzte Zeile 
wird hinter den Worten „genannten Art“ 
das Wort „ebenfalls“ gestrichen. 

Begründung 
Redaktionelle Änderung. 

c) In § 13 Abs. 2 Satz 2 letzter Halbsatz 
werden hinter dem Wort „Wohnungs- 
bedarf“ eingefügt die Worte „an volks- 
wirtschaftlich und städtebaulich geeigneter 
Stelle“. 

Begründung 

Die vorgeschlagene Einfügung soll insbe- 
sondere sicherstellen, daß die Wohnungs- 
bauvorhäben an den Standorten der für 
die Wohnungsuchenden in Betracht kom- 
menden Arbeitsplätze errichtet werden. 

Zu Art. I Nr. 15 Buchst, a und b 

§ 14 bleibt aufrechterhalten mit folgendem 
Hinweis: 

Bei der vorgesehenen Degression der Kapital- 
subventionen ist vorausgesetzt, daß die der- 
zeitige Vorschau auf die wirtschaftliche Ent- 
wicklung sich bestätigt. Sollte dies aus heute 
nicht voraussehbaren Gründen nicht der Fall 
sein, so bedarf die Frage der Höhe der einzu- 
setzenden Bundesmittel einer Prüfung durch 
den Gesetzgeber. 

Zu Art. I Nr. 15 Buchst, c 

In § 14 Abs. 2 wird die Anfügung eines Satzes 
gestrichen. 

Begründung 

Mit der in Nr. 15 Buchst, c der Regierungs- 
vorlage vorgesehenen Degression erklärt sich 
der Bundesrat trotz bestehender Bedenken 
einverstanden. Die Anrechnung der Rück- 
flüsse kann nicht hingenommen werden, da 
der Abbau der Subventionen alsdann zu 
schnell vor sich gehen würde. 

Zu Art. I Nr. 16 

In § 16 Abs. 1 neuer Satz 6 werden die 
Worte „der §§ 30 c und 30 d“ ersetzt durch 
die Worte „des § 30 d“. 
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Begründung 

Es handelt sich um eine Berichtigung des 
Textes. Auf die Begründung zu § 30 c wird 
verwiesen. 

Zu Art. I Nr. 17/18 Buchst, a 

In § 19 wird unter Aufhebung des bisherigen 
Abs. 2 die vorgesehene Einfügung ebenfalls 
gestrichen. 

Begründung 

Der Begriff „Zielsetzung neuzeitlichen Städte- 
baues“ ist nicht genügend klar umrissen. 

Zu Art. I Nr. 17/18 Buchst, b 

Buchst, b erhält folgende Fassung: 

„Absatz 3 wird aufgehoben. Absatz 4 wird 
Absatz 2.“ 

Begründung 

Angesichts der erheblichen, in zahlreichen 
Gemeinden noch bestehenden Zerstörungen 
muß Wert darauf gelegt werden, in erster 
Linie den Wiederaufbau oder die Wiederher- 
stellung der Gebäude zu fördern und die 
Trümmerflächen zu beseitigen. 

Zu Art. I Nr. 20 Buchst, b 

In § 25 Absatz 1 neuer Satz 4 werden die 
Worte „der §§ 30 c und 30 d“ ersetzt durch 
die Worte „des § 30 d“. 

Begründung 

Siehe Begründung zu Nr. 16 der Regierungs- 
vorlage. 

Zu Art. I Nr. 21 

In dem neuen § 25 a Abs. 2 werden zwischen 
den Worten „Wohnungen sollen“ und dem 
Wort „Bauherren“ eingefügt die Worte 
„unter Berücksichtigung des örtlich vordring- 
lichen Wohnungsbedarfs“. 

Begründung 

Die Einfügung ist aus wohnungspolitischen 
Gründen unbedingt geboten, da sonst durch 
die zu starre Fassung der Regierungsvorlage 
die Fieranführung von Arbeitslosen an Ar- 
beitsmöglichkeiten gefährdet werden könnte. 

Zu § 26 Erstes Wohnungsbaugesetz 

In § 26 Abs. 5 des Ersten Wohnungsbau- 
gesetzes (WoBauG) in der Fassung vom 


25. August 1953 (BGBl. I S. 1047) sind die 
Worte „der Absätze 3 und 4“ zu ersetzen 
durch die Worte „der Absätze 2 und 3“. 

Begründung 

Es handelt sich um eine Berichtigung, die der 
tatsächlichen Rechtslage entspricht. 

Zu Art. I Nr. 22 

In dem neuen § 27 werden die Abs. 2 und 3 
gestrichen. Die Fassung des bisherigen Abs. 1 
wird unter Wegfall der Bezifferung des Ab- 
satzes nunmehr die Fassung des § 27. 

Begründung 

Die Abs. 2 und 3 widersprechen dem Abs. 1, 
der die Bestimmung der Höchstsätze den für 
das Wohnungs- und Siedlungswesen zustän- 
digen obersten Landesbehörden überläßt. Ins 
einzelne gehende Grundsätze für die Bestim- 
mung der Höchstsätze im Wohnungsbauge- 
setz sind weder zweckmäßig noch erforder- 
lich. 

Zu Art. I Nr. 24 

a) In dem neuen § 28 a Abs. 2 erhält Satz 1 
folgende Fassung: 

„Bei Eigenheimen, Kleinsiedlungen und 
Kaufeigenheimen soll tunlichst eine bau- 
liche Gestaltung der Gebäude gewählt 
werden, die später eine Erweiterung für 
Wohnzwecke zuläßt.“ 

Begründung 

Es soll sichergestellt werden, daß gege- 
benenfalls die Wohnfläche in einem Ge- 
bäude zu einem späteren Zeitpunkt ver- 
größert werden könnte. 

b) In dem neuen § 28 b werden zwischen 
den Worten „Kaufeigenheimen sollen“ 
und den Worten „höher bemessen“ die 
Worte „in der Regel“ gestrichen. 
Begründung 

In den Ländern bestehen gebietliche 
Unterschiede, so daß es unzweckmäßig er- 
scheint, in dieser Bestimmung die Be- 
messung der Höchstsätze für Darlehen 
zum Bau von Eigenheimen usw. allgemein 
festzulegen. 

c) In dem neuen § 28 c erhält Abs. 2 fol- 
gende Fassung: 

„(2) Das Baudarlehen soll im Rahmen 
der Höchstsätze so bemessen und der 
Zinssatz so bestimmt werden, daß sich im 
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Einzelfall für den Bauherrn eine tragbare 
Belastung ergibt. Soweit erforderlich, soll 
namentlich für Bauherren, deren Jahres- 
einkommen die Versicherungspflicht- 
grenze für Angestellte in der gesetzlichen 
Krankenversicherung nicht übersteigt, das 
Baudarlehen zinslos gewährt werden.“ 

Begründung 

Diese Fassung ist im Interesse der Förde- 
rung auch der wirtschaftlich schwachen 
Bevölkerungskreise erforderlich. 

d) Der neue § 28 d „Veräußerung“ wird 
gestrichen. 

Begründung 

Eine Bundesregelung ist nicht notwendig. 

e) In dem neuen § 29 Abs. 2 wird das Wort 
„Wirtschaftsraumes“ ersetzt durch das 
Wort „Wirtschaftsteiles“. 

Begründung 
Dient zur Klarstellung. 

f) § 29 c erhält folgende Fassung: 

4 29 c 

Steuerliche Absetzung 

Der Bauherr eines öffentlich geförder- 
ten Kaufeigenheimes darf die Steuerver- 
günstigung gemäß § 7 b des Einkom- 
mensteuergesetzes in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. September 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 1355) im Jahre der 
Fierstellung des Gebäudes und in den 
beiden folgenden Jahren nicht in An- 
spruch nehmen.“ 

Begründung 

Es handelt sich um eine redaktionelle 
Verbesserung. 

Grundsätzlich wird aber noch auf folgen- 
des hingewiesen: 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß die 
Vorschrift des § 29 c den angestrebten 
Zweck in dieser Form nicht erreichen 
wird. Da die Mehrzahl der Erwerber von 
Kaufeigenheimen Lohnempfänger sein 
wird, ist zu erwarten, daß sich die steuer- 
lichen Vergünstigungen für sie nur prak- 
tisch auswirken werden, wenn sie ohne 
besondere Abgabe einer Einkommen- 
steuererklärung das erreichen können, was 
z. Z. nicht möglich ist. 


Die Bundesregierung wird ersucht, in der 
Lohnsteuerdurchführungsverordnung eine 
entsprechende Regelung herbeizuführen, 
welche den § 29 c erst wirksam machen 
würde. 

g) Im neuen § 30 wird Satz 2, beginnend mit 
den Worten „Die Eigenschaft als ... 
gestrichen. 

Begründung 

Wenn der Gedanke aufrechterhalten wer- 
den soll, gehört er wegen der Systematik 
zu § 20. 

h) In § 30 b Abs. 1 werden die Worte „von 
den in § 14 Abs. 1 Satz 2 bezeichneten 
Mitteln insgesamt“ gestrichen. 

An § 30 b Abs. 1 wird folgender Satz an- 
gefügt: 

„Die Verteilung des in § 14 Abs. 1 Satz 2 
bezeichneten Betrages auf die Länder darf 
hierdurch nicht beeinträchtigt werden.“ 

§ 30 b Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
„Der Bundesminister für Wohnungsbau 
bestimmt im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister der Finanzen und mit 
Zustimmung des Bundesrates das Nähere 
durch allgemeine Verwaltungsvorschrif- 
ten.“ 

Begründung 

Durch den Vorfinanzierungskredit dürfen 
die den Ländern nach § 14 Abs. 1 zuzu- 
teilenden Mittel nicht verringert werden. 

In Abs. 2 handelt es sich um eine redak- 
tionelle Änderung. 

i) § 30 c wird gestrichen. 

Begründung 

Der Inhalt des § 30 c ist aus wirtschafts- 
politischen, wohnungspolitischen und vor 
allem sozialpolitischen Gründen untrag- 
bar. Ein Rechtsanspruch in der vorge- 
sehenen Weise würde eine planvolle syste- 
matische Wohnungsbauförderung unmög- 
lich machen und die Auswahl der zu för- 
dernden Bauvorhaben nicht mehr nach den 
vorstehenden Gesichtspunkten ausrichten. 
Zur Bereitstellung der 30prozentigen 
Eigenleistung werden in der Regel auch 
nicht die wirtschaftlich schwächeren Per- 
sonenkreise in der Lage sein, für deren 
Wohnraumversorgung die öffentlichen 
Mittel in erster Linie dienen sollen, son- 
dern würden im Gegenteil gerade die- 
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jenigen bevorzugt werden, die erfahrungs- 
gemäß in der Lage sind, ihr Eigenheim 
auch ohne Inanspruchnahme der öffent- 
lichen Mittel zu finanzieren. 

k) In § 30 e erhalt Abs. 6 folgende Fassung: 

„(6) Die in Form des Schuldnachlasses 
gewährten Prämien sind von der Schuld 
des Landes aus den Wohnungsbaumitteln 
des Bundes abzusetzen, die nach Absatz 4 
zurückgenommenen Prämien ihr wieder 
hinzuzurechnen/ 4 

Begründung 

Der Inhalt des bisherigen Abs. 6 erscheint 
zu weitgehend und würde zwangsläufig 
dazu führen, daß in keinem Fall von der 
außerplanmäßigen Tilgung Gebrauch ge- 
macht würde, da die Tilgungsvergün- 
stigungen in der Regel geringer sein wer- 
den als die Vergünstigungen nach § 7 b. 
Der neue Abs. 6 entspricht den Grund- 
sätzen der Billigkeit. Nachdem die Länder 
Schuldner des Bundes sind und die Til- 
gungsprämie für außerplanmäßige Til- 
gung vom Bundesgesetzgeber angeordnet 
wird, muß sie auch der Bund tragen. 

§ 30 e ist folgender Abs. 7 anzufügen: 

„(7) Soweit die außerplanmäßig ge- 
tilgten Darlehen aus Mitteln stammen, 
die die Länder vom Bund oder gemäß 
§ 17 Abs. 4 darlehensweise erhalten 

haben, tritt in Höhe der gewährten Til- 
gungsprämie ein entsprechender Nachlaß 
auf die Darlehensschuld der Lander ein. 
Außerplanmäßige Tilgungsbeträge aus 
den in § 17 Abs. 4 bezeichneten Darlehen 
sind besonders an den Ausgleichsfonds ab- 
zuführen.“ 

Begründung 

Die dem Letztschuldner als Prämie für 
die außerplanmäßige Tilgung erlassene 
Schuld mindert die Rückzahlungsan- 
sprüche der Länder, die die Wohnungs- 
baumittel ihrerseits vom Bund und vom 
Ausgleichsfonds darlehensweise erhalten 
haben. Daher müssen auch die Tilgungs- 
verpflichtungen der Länder gegenüber 
dem Bund und dem Ausgleichsfonds in 
Höhe der ausgezahlten Prämien gemin- 
dert werden. 

l) In § 30 f Abs. 1 Satz 1 sind zwischen den 
Worten „Wohnungspolitik und“ und 
dem Wort „dürfen“ die Worte „und ge- 


meinnützige Wohnungsunternehmen“ zu 
streichen. 

Zwischen Satz 1 und Satz 2 wird folgen- 
der neuer Satz eingefügt: 

„Das gleiche gilt für gemeinnützige Woh- 
nungsunternehmen, die von der für das 
Wohnungs- und Siedlungswesen zustän- 
digen obersten Landesbehörde oder der 
von ihr bestimmten Stelle für die Betreu- 
ung zugelassen werden.“ 

Begründung 

Es handelt sich um eine Verbesserung zur 
Angleichung dieser Bestimmung an die 
Forderungen des § 25 Abs. 1 des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes in der Fassung vom 
25. August 1953 (BGBl. I S. 1047). 

Zu Art. I Nr. 24 und 27 

Der Bundesrat hat beschlossen, im ersten 
Durchgang zu den §§ 36, 36 a, 40 a und 40 b 
noch nicht Stellung zu nehmen. Die in diesen 
Paragraphen angeschnittenen Probleme be- 
dürfen einer eingehenden Prüfung, die bei 
der kurzen für die Beratung zur Verfügung 
stehenden Zeit nicht erfolgen konnte. 

Zu Art. I Nr. 28 

Der neue § 42 c erhält folgende Fassung: 

4 42 c 

Frei finanzierte Wohnungen 

Wohnungen, die ohne Einsatz öffentlicher 
Mittel im Sinne des § 3 Abs. 1 neu geschaffen 
werden und nicht als steuerbegünstigt gemäß 
§ 42 anerkannt sind, sind frei finanzierte 
Wohnungen.“ 

Begründung 

Es handelt sich um eine Berichtigung zur Ab- 
stimmung auf den Tatbestand und Wortlaut 
des § 42 (neu). 

Zu Art. I Nr. 29 

In dem neuen § 43 „Freibauen“ erhält Abs. 4 
folgende Fassung: 

„(4) Ein Finanzierungsbeitrag ist wesent- 
lich, wenn er mindestens ein Drittel der auf 
die Wohnung entfallenden Gesamtkosten des 
Bauvorhabens beträgt, und wenn er, sofern 
er als Darlehen oder Mietvorauszahlung ge- 
leistet wird, unverzinslich ist und für eine 
Laufzeit von mindestens 10 Jahren gewährt 
wird.“ 
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Begründung 

Das üblicherweise für eine Öffentlich geför- 
derte Wohnung vergleichbarer Art, Größe 
und Ausstattung bewilligte öffentliche Bau- 
darlehen kann wegen der Örtlichen und zeit- 
lichen Schwankungen und der sich daraus er- 
gebenden Zweifelsfragen nicht Grundlage für 
die Begriffsbestimmungen des wesentlichen 
Finanzierungsbeitrages sein. Daher mußte 
eine feste Relation auf der Grundlage der 
Gesamtherstellungskosten geschaffen werden. 
Dabei erscheint entsprechend des durch- 
schnittlichen Anteils der öffentlichen Baudar- 
lehen an der Gesamtfinanzierung ein Drittel 
als die angemessene Größe. 

Nach § 47 des Ersten Wohnungsbaugesetzes 
(WoBauG) in der Fassung vom 25. August 
1953 (BGBl. I S. 1047) wird folgender § 47 a 
eingefügt: 

4 47 a 

Über Streitigkeiten in den Fällen der 
§§ 30 d, 30 e und 30 f entscheiden die Ver- 
waltungsgerichte.“ 

Begründung 

Diese Bestimmung ist zur rechtlichen Klar- 
stellung erforderlich, da eine Zuständigkeit 


der ordentlichen Gerichte hier nicht zweck- 
mäßig erscheint. 

Zu Art. II 

In Art. II Abs. 2 Zeile 2 muß der Termin 
lauten: 

„vor dem 1. Januar 1955“ 

Begründung 

Es handelt sich um eine Textberichtigung. 

Zu Art. IV 

In Art. IV Nr. 1 werden in dem für § 12 an 
Stelle der Abs. 3 und 4 vorgeschlagenen neuen 
Abs. 3 die Unterteilung in Buchst, „a“ und 
„b“ sowie die Worte „im Falle eines 
Tausches von Wohnraum“ gestrichen. 

Begründung 

Der Genehmigungsvorbehalt für den Woh- 
nungstausch muß aufrecht erhalten bleiben, 
weil sonst die Bindung der öffentlich geför- 
derten Wohnungen überhaupt außer Kon- 
trolle geriete, und weil zu Mißbräuchen des 
Tausches, wie sie schon bisher in großem 
Umfange zu verzeichnen waren, noch mehr 
angereizt würde. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Zu Artikel 1 

Zu § 2 b 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird der 
Sache nach zugestimmt, doch wird vorge- 
schlagen, der Vorschrift die folgende Fassung 
zu geben: 

4 ^b 

Wiederaufbau, Wiederherstellung, Ausbau, 
Erweiterung 

(1) Wiederaufbau ist das Schaffen von 
Wohnungen durch Aufbau eines zerstörten 
Gebäudes oder durch Bebauung von Trüm- 
merflächen. Ein Gebäude gilt als zerstört, 


wenn ein außergewöhnliches Ereignis be- 
wirkt hat, daß oberhalb des Kellergeschosses 
auf die Dauer benutzbarer Raum nicht mehr 
vorhanden ist. 

(2) Wiederherstellung ist das Schaffen von 
Wohnungen durch Baumaßnahmen, durch 
welche auf die Dauer zu Wohnzwecken nicht 
benutzbare Wohnungen in einem beschädig- 
ten Gebäude wieder benutzbar gemacht wer- 
den. Ein Gebäude gilt als beschädigt, wenn 
ein außergewöhnliches Ereignis bewirkt hat, 
daß oberhalb des Kellergeschosses einzelne 
Wohnungen oder Räume nicht mehr auf die 
Dauer benutzbar sind. 
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(3) Ein Gebäude gilt nicht als zerstört oder 
beschädigt, wenn die Schäden durch den Zu- 
stand der Bauteile, namentlich die natürliche 
Abnutzung des Gebäudes, bewirkt worden 
sind. Raum ist auf die Dauer nicht benutz- 
bar, wenn er oder ein zu seiner Benutzung 
erforderlicher Gebäudeteil zerstört ist oder 
sich in einem Zustand befindet, der in bau- 
oder gesundheitspolizeilicher Hinsicht eine 
dauernde, der Zweckbestimmung ent- 
sprechende Benutzung nicht gestattet; dabei 
ist es unerheblich, ob der Raum tatsächlich 
benutzt wird. 

(4) Wie Absatz 3 des Vorschlages des Bun- 
desrates. 

(5) Wie Absatz 4 des Vorschlages des Bun- 
desrates. 

Zu §§ 2 c, 2 d und 2 e 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird beige- 
treten. 

Zu § 5 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird der 
Sache nach zugestimmt, doch wird empfoh- 
len, § 5 wie folgt zu fassen: 

4 5 

öffentliche Bürgschaften 

(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, 
Bürgschaften und Gewährleistungen für Dar- 
lehensverpflichtungen zur Förderung von 
Maßnahmen auf dem Gebiete des Wohnungs- 
und Siedlungswesens und der damit ver- 
bundenen städtebaulichen Maßnahmen bis zu 
einer Höhe von 500 Millionen Deutsche 
Mark zu übernehmen. 

(2) Die Bundesregierung kann im Rahmen 
des Absatzes 1 die Länder oder die von ihnen 
beauftragten öffentlich-rechtlichen Institute 
bevollmächtigen, für Verpflichtungen der in 
Absatz 1 bezeichneten Art Bürgschaften im 
Namen des Bundes für den Fall zu überneh- 
men, daß auch das Land für die zu verbür- 
gende Verbindlichkeit eine Bürgschaft in 
mindestens der gleichen Höhe übernimmt. 
Die Bürgschaften dürfen nur anteilig in der 
Weise übernommen werden, daß der Gläu- 
biger den Bund und das Land nur in dem 
Verhältnis in Anspruch nehmen kann, in dem 
ihre Bürgschaftsverpflichtungen zueinander 
stehen. Die Vorschriften der Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend für Gewährleistungen 
der in Absatz 1 bezeichneten Art. 


(3) Die Bundesregierung erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die zur Durchfüh- 
rung des Absatzes 2 erforderlichen allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften.“ 

Zu § 7 Abs. 2 Buchst, c 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu § 11a 

Dem Vorschläge des Bundesrates kann nicht 
beigetreten werden. Nach der Auffassung der 
Bundesregierung sollen die Wohnungsbau- 
Prämien in erster Linie dazu dienen, die 
Spartätigkeit zugunsten von Eigentumsmaß- 
nahmen anzuregen. Der Entwurf verfolgt 
das Ziel, den Bauherren von Familienheimen 
eine Vorrangstellung gegenüber den Bauher- 
ren von Mietwohnungen einzuräumen. Diese 
der Schaffung von Eigentumsmaßnahmen 
dienende Bevorzugung kann nur dadurch er- 
reicht werden, daß sie bei den verschiedenen, 
einander ergänzenden staatlichen Förderungs- 
maßnahmen vorgesehen wird. Hierzu gehört 
auch, daß die Gewährung von Wohnungsbau- 
Prämien im wesentlichen auf die Eigentums- 
maßnahmen beschränkt wird. Sparer, die 
nicht selbst ein Eigenheim oder eine Klein- 
siedlung erwerben wollen, können nach dem 
in § 11a vorgesehenen Prämienverfahren 

immerhin für die Erlangung einer Wohnung 
in der Rechtsform des Wohnungseigentums, 
des cigentumsähnlichen Dauerwohnrechts 
oder einer Genossenschaftswohnung sparen. 
Damit bleibt das Prämiensparen auch für Ge- 
schoßwohnungen möglich; lediglich der reine 
Mietwohnungsbau ist von den Vergünstigun- 
gen ausgenommen. Wenn einerseits in der 
neuen Fassung des § 28 angestrebt wird, die 
Leistung von Finanzierungsbeiträgen der 
Wohnungsuchenden zum Bau von Mietwoh- 
nungen als verlorene Baukostenzuschüsse 
ganz zu untersagen und als Mietvorauszah- 
lung oder Mieterdarlehen zu beschränken, 
kann nicht andererseits die Ansammlung der- 
artiger Finanzierungsbeiträge durch Gewäh- 
rung von Prämien begünstigt werden. 

Zu § 11 b 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die zur Auszahlung der Wohnungsbau-Prä- 
mien erforderlichen Beträge nur zur Hälfte 
bis zu einem Höchstbetrag von 60 Millionen 
Deutsche Mark vom Bund jährlich gesondert 
zur Verfügung gestellt werden sollen und die 
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andere Hälfte der Sache nach von den Län- 
dern aus den ihnen gemäß § 14 zugeteilten 
Mitteln entnommen wird. Auf diese Weise 
wird eine gleichmäßigere Belastung des Bun- 
des und der Länder erzielt. An der Regie- 
rungsvorlage wird daher festgehalten. 

Zu § 12 Abs. 1 Satz 2 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird beige- 
treten. 

Zu § 12 Abs. 3 Satz 2 

Die der nachstelligen Finanzierung dienenden 
öffentlichen Mittel sollen nach dem Sinn des 
Gesetzes die bei den Bauvorhaben bestehen- 
den Finanzierungslücken ausfüllen und damit 
an die letzte Rangstelle treten. Wenn die 
Restkaufgeldhypotheken der öffentlichen 
Hand im Rang hinter die nachstelligen öffent- 
lichen Baudarlehen treten müssen, sind u. U. 
Schwierigkeiten bei der Abgabe von Bauland 
zu befürchten. Vor allem besteht dann die 
Gefahr, daß die das Bauland abgebende Kör- 
perschaft die sofortige Zahlung des Rest- 
kaufpreises verlangt. Dem Vorschläge des 
Bundesrates, den in der Regierungsvorlage 
vorgesehenen neuen Satz in Abs. 3 zu 
streichen, kann daher nicht beigetreten 
werden. 

Zu § 13 

Den Vorschlägen des Bundesrates vermag sich 
die Bundesregierung nicht anzuschließen. 

Nach § 1 des Gesetzes ist es gesetzliche 
Pflicht von Bund und Ländern, den Woh- 
nungsbau, insbesondere den sozialen Woh- 
nungsbau, als vordringliche Aufgabe zu för- 
dern und das Ziel, in den Jahren 1951 bis 
1956 2 Millionen Wohnungen dieser Art zu 
schaffen, zu erreichen. Die Aufstellung der 
Jahres Wohnungsbauprogramme gemäß § 13 
dient der Erfüllung dieser gesetzlichen Ver- 
pflichtung. Es ist daher erforderlich, daß bei 
der Abstimmung der Länderprogramme der 
Bundesminister für Wohnungsbau leitend 
eingeschaltet ist und daß die für das Bundes- 
gebiet auf gestellten Jahresbauprogramme auf 
die Erfüllung des 6-Jahres-Programmes aus- 
gerichtet werden. Da der Bund für die Durch- 
führung der Programme in erheblichem Um- 
fange Bundesmittel bereitstellt und diese ge- 
setzliche Verpflichtung nach dem Gesetzes- 
entwurf sogar noch weit über das Jahr 1956 
ausgedehnt werden soll, besteht keine Veran- 


lassung, von der bisherigen Regelung des §13 
abzugehen. 

Die zu Abs. 2 Satz 2 vom Bundesrat vorge- 
schlagenen Änderungen und Ergänzungen 
sind nicht erforderlich, da der Gedanke be- 
reits in § 1 des Gesetzes zum Ausdruck 
kommt. Auch in redaktioneller Beziehung 
hält die Bundesregierung die von ihr vorge- 
schlagene Fassung für zweckmäßiger. 

Zu § 14 Abs. 2 

Den Vorschlägen des Bundesrates vermag sich 
die Bundesregierung nicht anzuschließen. 

Die Verstärkung der Degression bei der Be- 
reitstellung der Bundesmittel für den sozialen 
Wohnungsbau muß als tragbar angesehen 
werden, da die Degression erst nach dem 
Rechnungsjahr 1957 beginnen soll und bis zu 
diesem Zeitpunkt mit einer immer stärkeren 
Belebung des Kapitalmarktes gerechnet wer- 
den kann. 

Zu § 16 Abs. 1 Satz 6 

Da der vom Bundesrat vorgeschlagenen Strei- 
chung des § 30 c nicht zugestimmt werden 
kann, muß die vorliegende Vorschrift in der 
in der Regierungsvorlage vorgesehenen Fas- 
sung verbleiben. 

Zu § 19 

Der Auffassung des Bundesrates, daß der Be- 
griff „Zielsetzung neuzeitlichen Städtebaues“ 
nicht genügend klar umrissen ist, soll Rech- 
nung getragen werden; es wird vorgeschla- 
gen, Abs. 2 die folgende Fassung zu geben: 

„(2) Mit öffentlichen Mitteln sollen nur 
Bauvorhaben gefördert werden, die eine ge- 
ordnete bauliche Entwicklung und Gestal- 
tung des Gemeindegebietes gewährleisten.“ 
Der weitere Vorschlag des Bundesrates, den 
bisherigen Abs. 4 des Gesetzes als Abs. 2 bei- 
zubehalten, erscheint nicht gangbar, da über 
den Vorrang des Wiederaufbaues und der 
Wiederherstellung in dem neuen, vom Bun- 
desrat gebilligten § 25 a bereits eine Sonder- 
vorschrift enthalten ist. 

Zu § 25 Abs. 1 Satz 4 

Da die Bundesregierung der vom Bundesrat 
vorgeschlagenen Streichung des § 30 c nicht 
zustimmen kann, wird vorgeschlagen, die 
Fassung der Regierungsvorlage aufrechtzu- 
erhalten. 
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Zu § 25 a Abs. 2 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
durch den Bau von Eigenheimen, Kleinsied- 
lungen, Kaufeigenheimen, Wohnungen in der 
Rechtsform des Wohnungseigentums oder 
eines eigentumsähnlichen Dauerwohnrechts in 
gleicher Weise wie durch den Bau von Miet- 
wohnungen ein örtlich vordringlicher Woh- 
nungsbedarf befriedigt wird. Die vom Bun- 
desrat vorgeschlagene Einfügung ist daher 
nicht erforderlich und nur geeignet, den im 
Gesetz zum Ausdruck kommenden Grund- 
satz einer Bevorzugung der Eigentumsmaß- 
nahmen in der praktischen Anwendung abzu- 
schwächen. 

Zu § 26 Abs. 5 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird beige- 
treten. 

Zu § 27 Abs. 2 und 3 

Durch die Abs. 2 und 3 soll ein Rahmen für 
die Bestimmung der Höchstsätze durch die 
obersten Landesbehörden gemäß Abs. 1 ge- 
schaffen werden. Ein Widerspruch zwischen 
den Abs. 2 und 3 und dem Abs. 1 besteht 
nicht. Dem Vorschläge des Bundesrates kann 
daher nicht beigetreten werden. 

Zu § 28 a Abs. 2 Satz 1 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt, doch wird empfohlen, entsprechend 
der vom Bundesrat gegebenen Begründung 
der Vorschrift folgende Fassung zu geben: 

„Bei Eigenheimen, Kleinsiedlungen und Kauf- 
eigenheimen soll tunlichst eine bauliche Ge- 
staltung der Gebäude gewählt werden, die 
eine spätere Vergrößerung der Wohnfläche 
zuläßt.“ 

Zu § 28 b 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu § 28 c Abs. 2 

Dem Vorschläge des Bundesrates, daß der 
Zinssatz für das nachstellige öffentliche Bau- 
darlehen so bestimmt werden soll, daß sich 
für den Bauherrn eine tragbare Belastung er- 
gibt, wird zugestimmt. Dagegen wird an der 
Bestimmung der Regierungsvorlage festge- 
halten, daß auch den Bauherren, die ein um 
ein Drittel niedrigeres Baudarlehen bean- 


tragen, Zinslosigkeit zuerkannt werden soll. 
Durch diese Vorschrift soll erreicht werden, 
daß die Bauherren bestrebt sind, weniger 
öffentliche Mittel in Anspruch zu nehmen 
und dazu beizutragen, daß Öffentliche Mittel 
erspart und zur Förderung anderer Bauvor- 
haben eingesetzt werden können. 

Es wird daher vorgeschlagen, diese Vorschrif- 
ten wie folgt zu fassen: 

„(2) Der Zinssatz für das Baudarlehen soll 
im Einzelfall so bestimmt werden, daß sich 
eine tragbare Belastung ergibt; erforderlichen- 
falls soll das Baudarlehen zinslos gewährt 
werden. 

(3) Das Baudarlehen soll ohne Rücksicht 
auf die Höhe der Belastung zinslos gewährt 
werden, wenn es nur bis zu einem Betrage 
benötigt wird, der um mindestens ein Drit- 
tel niedriger ist als der Betrag, der für Bau- 
vorhaben vergleichbarer Art, Lage und Aus- 
stattung üblicherweise gewährt wird.“ 

Zu § 28 d 

Dem Vorschläge des Bundesrates, diese Vor- 
schrift zu streichen, kann nicht zugestimmt 
werden. Durch die Vorschrift soll sicherge- 
stellt werden, daß mit öffentlichen Mitteln 
geförderte Eigenheimbauvorhaben nicht in 
spekulativer Weise veräußert werden. Die 
Aufnahme dieses wichtigen Grundsatzes in 
ein Bundesgesetz erscheint notwendig. 

Zu § 29 Abs. 2 

Dem redaktionellen Änderungsvorschläge des 
Bundesrates kann nicht beigetreten werden, 
da . in der unverändert bleibenden Begriffs- 
bestimmung der Kleinsiedlung (§ 2 d) eben- 
falls das Wort „Wirtschaftsraum“ verwendet 
ist. 

Zu § 29 c 

Dem Vorschläge des Bundesrates, § 29c re- 
daktionell zu verbessern, wird zugestimmt. 

Zu dem die Bundesregierung gestellten Er- 
suchen des Bundesrates wird wie folgt Stel- 
lung genommen: 

Die Gewährung der Steuervergünstigung nach 
§ 7 b des Einkommensteuergesetzes setzt die 
Berücksichtigung der gesamten Einkommens- 
verhältnisse des Steuerpflichtigen voraus. Auf 
die Abgabe einer Einkommensteuer-Erklä- 
rung kann deshalb in diesen Fällen nicht ver- 
zichtet werden. Im übrigen haben die Län- 
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der Anweisung gegeben, bei Lohnempfängern 
die Veranlagungen bevorzugt durchzuführen, 
so daß den Interessen der Bauherren damit 
Genüge getan ist. 

Zu § 30 Satz 2 

Die in § 30 Satz 2 enthaltene Sondervorschrift 
soll eine besondere Begünstigung für Familien- 
heime darstellen. Es ist daher systematisch 
nicht zweckmäßig, sie in die Eigenheim- oder 
Kleinsiedlungsdefinition einzuarbeiten. Dem 
Vorschläge des Bundesrates kann daher nicht 
entsprochen werden. 

Zu § 30 b Abs. 1 

Um den Bedenken des Bundesrates Rechnung 
zu tragen, wird vorgeschlagen, Abs. 1 wie 
folgt zu fassen: 

„(1) Der Bundesminister für Wohnungs- 
bau ist ermächtigt, von den in § 14 Abs. 1 
Satz 2 bezeichneten Mitteln unbeschadet ihrer 
Verteilung auf die Länder nach § 16 bis zu 
50 Millionen Deutsche Mark der Deutschen 
Bau- und Bodenbank Aktiengesellschaft als 
Darlehen zur Verfügung zu stellen, unter der 
Bedingung, daß diese Darlehensmittel zur 
Vor- und Zwischenfinanzierung der Eigen- 
leistung für den Bau von Familienheimen ver- 
wendet werden.“ 

Die Bundesregierung geht bei diesem Vor- 
schläge davon aus, daß ein Rest von 50 Mil- 
lionen Deutsche Mark jeweils erst im näch- 
sten Haushaltsjahr von den Ländern abgeru- 
fen wird. 

Zu § 30 b Abs. 2 

Dem Vorschläge des Bundesrates kann nicht 
zugestimmt werden. Allgemeine Verwaltungs- 
vorschriften können sich ihrem Charakter 
nach nur an die behördliche Verwaltungs- 
organisation richten. Bei den in der vorlie- 
genden Vorschrift vorgesehenen „Bestim- 
mungen“, in denen lediglich die Vorausset- 
zungen und Bedingungen näher festgelegt 
werden sollen, unter denen der Bundesmini- 
ster für Wohnungsbau der Deutschen Bau- 
von 50 Millionen Deutsche Mark einräumen 
kann, handelt es sich um die Festlegung einer 
internen Arbeitsgrundlage, für die ein be- 
hördlicher Adressat fehlt. Der Begriff der all- 
gemeinen Verwaltungsvorschrift ist also hier 
nicht verwendbar. 


Zu § 30 c 

Dem Vorschläge des Bundesrates, diese Vor- 
schrift zu streichen, kann keinesfalls zuge- 
stimmt werden. Die Vorschrift stellt ein 
Kernstück der vorliegenden Novelle zum Er- 
sten Wohnungsbaugesetz dar. Durch sie soll 
ein entscheidender Anreiz dafür geschaffen 
werden, daß Bauwillige, die sich ein Familien- 
heim bauen wollen, planmäßig Sparbeträge 
zurücklegen. Der Entwurf begünstigt demge- 
mäß nach § 11 a diese Sparer durch die Ge- 
währung von Wohnungsbau-Prämien. Da 
sich der Sparvorgang jedoch in der Regel über 
eine Reihe von Jahren hinzieht, muß der 
Prämiensparer, wenn er sich schon für län- 
gere Zeit vertraglich binden soll, die Gewiß- 
heit haben, daß er nach Ansparen der erfor- 
derlichen Eigenleistung die öffentlichen För- 
derungsmittel erhält. Dies kann nur dadurch 
geschehen, daß ihm bei Erreichung des Eigen- 
leistungsbetrages von 30 v. H. ein gesetzlich 
bestimmter Prioritätsanspruch auf Bewilligung 
der öffentlichen Mittel zuerkannt wird. 

Die Befürchtung des Bundesrates, daß durch 
die Vorschrift des § 30 c die Wohnraumver- 
sorgung der wirtschaftlich schwächeren Bevöl- 
kerungskreise gefährdet werden könnte, ist 
nicht zutreffend. Die vorliegende Vorschrift 
darf nur im Zusammenhang mit den Bestim- 
mungen des § 36 beurteilt werden. Danach 
haben die obersten Landesbehörden sicherzu- 
stellen, daß ein angemessener Anteil der 
öfffentlichen Mittel zum Bau von Wohnun- 
gen mit verbilligter Miete für Bevölkerungs- 
schichten mit geringerem Einkommen einge- 
setzt wird. 

Zu § 30 e 

Den Vorschlägen des Bundesrates kann nicht 
zugestimmt werden. Es erscheint nicht ange- 
messen, daß die für die vorzeitige Rückzah- 
lung der öffentlichen Baudarlehen gewährten 
Tilgungsprämien dem Bund angelastet wer- 
den. Da den Ländern nach der Regelung des 
§ 16 Abs. 3 Satz 2 die vorzeitigen Tilgungen 
zugute kommen, kann ihnen auch die Über- 
nahme der Tilgungsprämien zugemutet wer- 
den. Soweit die vorzeitig zurückgezahlten 
Baudarlehen aus Mitteln der Wohnraumhilfe 
stammen, würde eine Übernahme der Til- 
gungsprämien auf den Bund bedeuten, daß 
die Rückflüsse des Lastenausgleichsfonds ver- 
mindert werden. Da diese Rückflüsse jedoch 
für die Gewährung von Ausgleichsleistungen 
nach dem Lastenausgleichsgesetz benötigt wer- 
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den, würde eine Verminderung gegen Sinn 
und Wortlaut des Lastenausgleichsgesetzes 
verstoßen. 

Es erscheint weiterhin billig, einem Bauherrn, 
der von der Inanspruchnahme von Tilgungs- 
prämien Gebrauch macht, nicht auch die 
erhöhte steuerliche Absetzungsmöglichkeit 
nach § 7 b des Einkommensteuergesetzes zu- 
zuerkennen. Dem Vorschläge des Bundes- 
rates, diese in Abs. 6 der Regierungsvorlage 
enthaltene Vorschrift zu streichen, kann da- 
her ebenfalls nicht beigetreten werden. 

Zu § 30 f 

Den Vorschlägen des Bundesrates wird der 
Sache nach zugestimmt, doch wird empfohlen, 
Abs. 1 in der Fassung der Regierungsvorlage 
zu belassen und Abs. 2 folgende Fassung zu 
geben : 

„(2) Ein wichtiger Grund im Sinne des 
Abs. 1 Satz l steht auch entgegen, wenn das 
Wohnungsunternehmen sich tatsächlich nicht 
oder nur gelegentlich oder nur zugunsten 
seiner Mitglieder mit Betreuungsaufgaben be- 
faßt oder wenn das Organ der staatlichen 
Wohnungspolitik oder das gemeinnützige 
Wohnungsunternehmen die Betreuung an 
einem Ort durchzuführen hätte, der in einer 


nicht zumutbaren Entfernung von dem Ge- 
biet seiner Geschäftstätigkeit liegt.“ 

Zu § 42 c 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu § 43 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu § 47 a 

Die Bundesregierung hält eine Vorschrift in 
der Fassung, wie sie vom Bundesrat vorge- 
schlagen ist, für unzweckmäßig. 

Zu Artikel II 

Dem Vorschläge des Bundesrates wird zuge- 
stimmt. 

Zu Artikel IV 

Der Vorschlag des Bundesrates kann nicht ge- 
billigt werden. Nach Auffassung der Bundes- 
regierung besteht kein zwingender Grund, 
den Wohnungstausch weiterhin von der Ge- 
nehmigung der Wohnungsbehörde abhängig 
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